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Anwesende:  

Ausschussmitglieder:  

Abg. Matthias Büttner, Vorsitzender AfD 
Abg. Detlef Gürth (i. V. d. Abg. Frank Bommersbach) CDU 
Abg. Thomas Keindorf (i. V. d. Abg. Hardy Peter Güssau) CDU 
Abg. Frank Scheurell CDU 
Abg. Daniel Sturm CDU 
Abg. Daniel Szarata CDU 
Abg. Willi Mittelstädt AfD 
Abg. Tobias Rausch AfD 
Abg. Guido Henke DIE LINKE 
Abg. Doreen Hildebrandt DIE LINKE 
Abg. Dr. Falko Grube SPD 
Abg. Dr. Andreas Schmidt SPD 
Abg. Cornelia Lüddemann GRÜNE 

Ferner nimmt Abg. Matthias Lieschke (AfD) an der Sitzung teil. 

Von der Landesregierung:  

vom Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr: 

Minister Thomas Webel 
Staatssekretär Dr. Sebastian Putz 

Textdokumentation:  

Stenografischer Dienst 

Vorsitzender Matthias Büttner eröffnet die Sitzung um 10:04 Uhr. 
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Zur Tagesordnung:  

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech-
niker 

Antrag Fraktion AfD - Drs. 7/3380 

Dem Ausschuss liegen folgende schriftliche Stellungnahmen vor (diese sind dieser 
Textdokumentation als Anlage beigefügt): 

 unter Vorlage 1 ein Schreiben des Bundes Deutscher Baumeister, Architekten und 
Ingenieure vom 16. November 2018, 

 unter Vorlage 2 eine Stellungnahme des Vereins Haus & Grund Sachsen-Anhalt 
- Landesverband der privaten Haus-, Wohnungs- und Grundstückseigentümer 
Sachsen-Anhalt - vom 1. März 2019, 

 unter Vorlage 3 ein Schreiben der Handwerkskammern Magdeburg und Halle 
(Saale) vom 5. März 2019, 

 unter Vorlage 4 ein Schreiben des Bauindustrieverbandes Ost vom 7. März 2019, 

 unter Vorlage 5 eine Stellungnahme der Handwerkskammern Magdeburg und Hal-
le (Saale) vom 6. März 2019, 

 unter Vorlage 6 (neu) eine Stellungnahme des Gesamtverbandes der Deutschen 
Versicherungswirtschaft vom 11. März 2019, 

 unter Vorlage 7 ein Schreiben der Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt vom 
5. März 2019, 

 unter Vorlage 8 eine Stellungnahme des Baugewerbeverbandes Sachsen-Anhalt 
vom 5. März 2019, 

 unter Vorlage 9 eine gemeinsame Stellungnahme der Architektenkammer Sach-
sen-Anhalt und der Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt vom 12. März 2019, 

 unter Vorlage 10 eine Stellungnahme des Vorsitzenden der Fachkommission Bau-
aufsicht der Bauministerkonferenz (ARGEBAU) vom 12. März 2019,  

 unter Vorlage 11 eine Stellungnahme des Vereins der Techniker vom 12. März 
2019, 

 unter Vorlage 12 eine Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Magde-
burg vom 12. März 2019, 
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 unter Vorlage 13 eine Stellungnahme des Vereins der Techniker vom 1. Dezember 
2018, 

 unter Vorlage 14 eine Stellungnahme des Verbandes Beratender Ingenieure vom 
11. und 12. März 2019, 

 unter Vorlage 15 eine Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände vom 
13. März 2019 sowie  

 als Tischvorlage eine Stellungnahme eines Architekten aus Halle. (Die Stellung-
nahme wurde im Nachgang zu der Sitzung als Vorlage 16 verteilt.)  

Vorsitzender Matthias Büttner: Geladene Gäste werden entsprechend der Ge-
schäftsordnung des Landtags in öffentlicher Sitzung angehört. Über diesen öffentlichen 
Teil wird eine Niederschrift gefertigt. Es besteht die Absicht, Niederschriften über öf-
fentliche Sitzungen im Internet zu veröffentlichen. In der Anwesenheitsliste haben Sie 
die Möglichkeit, sich hinsichtlich der Veröffentlichung des Namens zu erklären, ob Sie 
Ihr Einverständnis geben oder nicht. Ich darf Sie bitten, sofern Sie es nicht bereits ge-
tan haben, diese Erklärung in der Anwesenheitsliste abzugeben. Ihr Wunsch wird bei 
der Fertigung der Niederschrift entsprechend berücksichtigt werden. 

Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz (ARGEBAU) 

Der Vorsitzende der Fachkommission der Bauministerkonferenz (ARGEBAU): Ich 
darf die Gelegenheit nutzen, Ihnen die herzlichen Grüße des Bayerischen Staatsminis-
ters für Wohnen, Bau und Verkehr Dr. Hans Reichert zu überbringen, der es sehr gern 
ermöglicht hat, dass ich heute hier sein kann. Ich habe neben meiner Aufgabe als Lei-
ter des Referats Bauordnungsrecht im bayerischen Bauministerium auch noch ein 
bundesweites Ehrenamt, wenn Sie so wollen: Ich sitze innerhalb der Arbeitsgemein-
schaft der Bauminister der Länder der Fachkommission Bauaufsicht vor, welche für 
das Bauordnungsrecht und dafür zuständig ist, einen möglichst einheitlichen Vollzug im 
Bauordnungsrecht unter den Ländern sicherzustellen. 

Meine gutachtliche Äußerung liegt Ihnen vor (Vorlage 10). Ich fange von hinten an. Ich 
möchte Sie kurz darauf hinweisen, dass der verfassungsrechtliche Rahmen, den Sie 
als Landesgesetzgeber bei der Ausgestaltung des Rechts der Bauvorlageberechtigung 
haben, ein denkbar weiter ist. Dieser Rahmen ist in sehr alten Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts vom 27. Mai 1970 und des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofes vom 26. Januar 1978 - ich habe diese unter Punkt 3 meines Gutachtens 
dargestellt - dahin gehend gezogen worden, dass die beiden Gerichte festgehalten 
haben, es handele sich um Regelungen zur Berufswahl, die den entsprechenden ver-
fassungsrechtlichen Beschränkungen aus Artikel 12 des Grundgesetzes unterlägen. 
Solche Regelungen zur Berufswahl müssen für sich genommen verhältnismäßig sein. 
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Der jeweilige Landesgesetzgeber hat eine sehr weit gehende sogenannte Einschät-
zungsprärogative hinsichtlich der Frage, wem er in welchem Umfang die Bauvorlage-
berechtigung zukommen lässt. Gerechtfertigt wird diese Beschränkung üblicherweise 
durch die Gewährleistung einer planerisch und technisch einwandfreien Planung und 
durch Abwenden von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, damit, ver-
einfacht formuliert, sichergestellt ist, dass Gebäude nicht zusammenfallen und auch 
unter sonstigen Sicherheitsaspekten sicher sind, sowie durch den Schutz des Einzel-
nen und der Volkswirtschaft vor Fehlplanungen und unrationellen Bauvorhaben. 

§ 64 der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt sieht eine Bauvorlageberechtigung 
für Architekten und Bauingenieure vor. Diese Bauvorlageberechtigung folgt im Wesent-
lichen dem Muster der sogenannten Musterbauordnung. Die Musterbauordnung ist 
eine rechtspolitische Orientierungshilfe, welche sich die Arbeitsgemeinschaft der Bau-
minister der Länder gegeben hat, um deutlich zu machen, wie aus der Sicht der Exper-
ten eine Bauordnung aussehen sollte. 

Nach der Musterbauordnung haben Architekten, die in die Architektenliste eingetragen 
sind, Personen, die in die von den jeweiligen Ingenieurkammern geführte Liste bauvor-
lageberichtigter Ingenieure eingetragen sind, und Personen, die ein Studium der Archi-
tektur oder des Bauingenieurwesens abgeschlossen haben und im Rahmen ihrer 
dienstlichen Tätigkeit Bauvorlagen fertigen, ein Bauvorlagerecht. 

Unter Punkt 2 des Gutachtens habe ich dargestellt, dass dieses Recht, wie es in Sach-
sen-Anhalt und in der Musterbauordnung ausgestaltet ist, auch in den Ländern Berlin, 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Thüringen 
ausgeprägt ist. Die übrigen Länder kennen in unterschiedlicher Form ein Recht der 
sogenannten kleinen Bauvorlageberechtigung, ein Recht der Bauvorlageberechtigung 
für Handwerksmeister des Maurer- und Zimmererfachs, des Betonbauerhandwerks 
und für staatlich geprüfte Bautechniker. Die am weitesten reichende Lösung finden Sie 
- das ist Gegenstand der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes aus 
dem Jahr 1978 gewesen - in Artikel 61 der Bayerischen Bauordnung, die Handwerks-
meistern und staatlich geprüften Bautechnikern ein Bauvorlagerecht zugesteht für frei 
stehende nur einseitig angebaute oder anbaubare Wohngebäude der Gebäudeklassen 
1 bis 3 - das sind Gebäude bis zu einer Höhe von 13 m -, eingeschossige gewerblich 
genutzte Gebäude, landwirtschaftlich- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebäude, 
Kleingaragen und einfache Änderungen von sonstigen Gebäuden. Das ist die am wei-
testen reichende Regelung, die ausschließlich mit der Berechtigung verknüpft ist, einen 
Meistertitel in dem jeweiligen Handwerk führen zu dürfen. 

Es stellt sich eine Folgefrage im System jeder Landesbauordnung. Sie wissen - so ha-
ben Sie es auch in Sachsen-Anhalt geregelt -, dass der Nachweis der Standsicherheit 
und des Brandschutzes durch Vorlage sogenannter bautechnischer Nachweise erfolgt. 
Im Regelfall - so ist es jedenfalls auch in der Musterbauordnung geregelt - folgt das 
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Recht, einen solchen bautechnischen Nachweis erstellen zu dürfen, dem Recht der 
Bauvorlageberechtigung. Das ist in den meisten Ländern, was die Handwerksmeister 
des Maurer- und Zimmererfachs und des Betonbauerhandwerks sowie die staatlich 
geprüften Bautechniker betrifft, ein wenig anders geregelt. Die Spannweite reicht von 
Regelungen, die eine Berufspraxis von bis zu acht Jahren vorsehen, bis hin zu Rege-
lungen - dies scheint mir die fachlich sinnvollste Regelung zu sein -, die das Recht, 
bautechnische Nachweise erstellen zu dürfen, mit dem Absolvieren einer Prüfung ver-
binden. Der Freistaat Bayern hat diese Zusatzqualifikation im Jahr 1994 eingeführt. Die 
ersten Prüfungen, die von Handwerksmeistern abgelegt werden mussten, sind damals 
noch im Innenministerium abgenommen worden. Es waren relativ starke Prüfungsjahr-
gänge mit jeweils bis zu 800 Personen, die sich haben prüfen lassen. Die Durchfallquo-
ten sind anfangs verheerend und der Aufschrei groß gewesen. Es hat sich aber alles 
beruhigt und innerhalb von eineinhalb Jahren eingespielt. Inzwischen werden diese 
Prüfungen von der Handwerkskammer Mittelfranken abgenommen. Die Durchfallquo-
ten sind ganz normal und betragen um 10 %, 11 %, 12 %. Die erste Schwierigkeit war 
schlicht und ergreifend, dass sich ein gestandener Handwerksmeister, der 20 Jahre im 
Beruf steht und dann eine Prüfung schreiben muss, damit einfach ein bisschen schwer 
tut. Das hat sich aber gut eingespielt. Wenn Sie einer solchen Regelung näher treten, 
dann würde ich die Empfehlung geben, es mit einer solchen Prüfung zu verbinden.  

Zusammengefasst: Die Frage, ob Sie eine solche Regelung treffen oder nicht, ist 
schlicht und ergreifend eine Frage, die Sie politisch entscheiden müssen. Wenn Sie 
dieser Regelung näher treten, dann schneiden sie aus dem Kuchen des Auftragsvolu-
mens, das Sie für Bauvorlageberichtigte haben, für einen bestimmten Personenkreis 
ein Stück heraus. Das hat zwangsläufig zur Folge, dass der Kuchen für den Rest ein 
wenig kleiner wird. Wenn man diese Entscheidung trifft, dann kann man das aber auch 
durchstehen. Das belegt die Rechtslage in den Bundesländern, die eine solche Rege-
lung haben. Ich kann Ihnen auch sagen, dass es dort nicht zu einer irgendwie gearte-
ten Häufung von Bauschäden gekommen ist. Die Regelung hat sich in allen Ländern 
sachlich bewährt, ist aber auch in allen Ländern sachlich unterschiedlich. 

Verein der Techniker (VdT) 

Peter Schühly (VdT): Ich bin staatlich geprüfter Bautechniker, habe irgendwann vor 
30 Jahren Gipser und Stuckateur gelernt und vor 20 Jahren meinen Statiker und Bau-
techniker in Stuttgart auf der Steinbeisschule gemacht.  

Die Handwerkskammer hat natürlich auch das Recht, den deutschen Techniker mit zu 
vertreten, siehe § 7 Abs. 2 der Handwerksordnung, wonach der Meister, Techniker und 
Ingenieur eintragungsberechtigt ist. Damit sehe ich parallel zu uns die Handwerks-
kammer ohne Weiteres auch als Ansprechpartner für unseren Berufsstand an - im 
Rahmen der Handwerksordnung und der dortigen Vertretungsvollmacht. 
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Ich habe mir die Frage gestellt, ob ich hier und heute das wiederholen soll, was ich 
schon in zwei sachlichen Stellungnahmen geschrieben habe (Vorlagen 11 und 13), von 
Bildung bis hin zu sonstigen Dingen. Das werde ich aber nicht machen. Ich werde hier 
und heute eine politische Rede halten. Dieses Recht gibt mir die Verfassung und die 
Meinungsfreiheit. 

Ich sehe das, was in Deutschland läuft, als eine Diskriminierung der Meister und staat-
lich geprüften Techniker an. In acht alten Bundesländern gibt es das sogenannte kleine 
Planvorlagerecht. Dieses geht auf 1 000 Jahre Besitzstandswahrung des deutschen 
Handwerks, der Baumeister zurück. Schauen Sie zum Fenster hinaus. Dort steht eine 
alte Kirche, die von Handwerksmeistern gebaut wurde. Diese steht heute noch. Da-
mals gab es noch keine Architekten in der Form wie heute. Haben Sie schon einmal 
darüber nachgedacht? Haben Sie Angst davor, jeden Sonntag dort hineinzugehen 
- weil sie ein Meister vor 1 000 Jahren gebaut hat?  

Wollen wir doch einfach die Wahrheit sagen. Sie sind Volksvertreter. Sie wurden vom 
Volk gewählt und nicht von den Architekten- und Ingenieurskammern, um deren Lobby-
interessen durchzusetzen, indem Sie in Sachsen-Anhalt eine Verhinderungspolitik 
gegen das kleine Planvorlagerecht unterstützen. 

Der Kollege aus Bayern hat es schon angedeutet: Es geht nur um das Geld, um sonst 
nichts. Die Versicherungswirtschaft in den acht Bundesländern, in denen es das kleine 
Planvorlagerecht gibt, hat die Kollegen versichert. Ansonsten hätten sie kein Planvor-
lagerecht, weil die Baurechtsämter zum Teil diesen Versicherungsnachweis fordern. 
Wer keinen Versicherungsnachweis vorlegt, der hat kein Planvorlagerecht. Manch 
einer der Kollegen in Baden-Württemberg hat nach dem Jahr 1945 mehrgeschossig 
gebaut. In den 60er- und 70er-Jahren, als das kleine Planvorlagerecht eingeführt wor-
den ist, gab es eine Regelung zur Besitzstandswahrung. Es gibt alte Baumeister mit 
80 Jahren, die im Prinzip Wolkenkratzer bauen, weil sie nach dem Krieg primitiv, wie 
es damals war, große Häuser gebaut haben und heute Bauvorlagen unterschreiben. 
Es gab Übergangsregelungen in den 70er-Jahren für Kollegen, die Statik gemacht ha-
ben, sodass diese weiter Statik machen konnten. Das heißt, in den 70er-Jahren hat ein 
Bautechniker, der frisch von der Schule kam, ein Büro eröffnet, und weil er dem kleinen 
Planvorlagerecht unterlag, ist er zu einem Kollegen gegangen und dieser hat die Bau-
vorlagen mit unterschrieben bzw. die Prüfstatik für den Kollegen gemacht, obwohl die-
ser nicht vier, sondern nur drei Semester lang auf der Schule war. Vor allem in Karls-
ruhe ist das bekannt; das kann ich auch dokumentieren. 

Meiner zweiten Stellungnahme liegen zwei Schreiben bei, eines von der Staatskanzlei 
Baden-Württemberg zu Zeiten Herrn Oettingers und eine vom dortigen FDP-geführten 
Wirtschaftsministerium. Damals hat man versucht, das kleine Planvorlagerecht in Ba-
den-Württemberg einzuschränken. Auf gut Deutsch gesagt darf man in Baden-
Württemberg eineinhalbgeschossig auf 150 m² Fläche bauen. Das Ministerium hat ver-
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sucht, ein Vollgeschoss in die Landesbauordnung hineinzuschreiben, das heißt, statt 
eines Geschosses plus Dach wäre nur noch ein Flachbau von 150 m² möglich gewe-
sen. Ich habe mir das angeschaut und ein Schreiben an den damaligen Ministerpräsi-
denten Günther Oettinger sowie parallel an die Präsidenten der Handwerkskammern 
verfasst. Es gab einen Aufschrei. Ich sage es einmal auf Deutsch: Die Staatskanzlei 
hat daraufhin den Minister zurückgepfiffen und die alte Regelung wurde eins zu eins 
beibehalten. 

Ich habe in meiner Stellungnahme auch darauf hingewiesen, dass ich dieser Tage im 
Bruchsaler Baurechtsamt ein Gespräch geführt und darum gebeten habe, mir einen 
Auszug zu machen, wer als Meister, als Techniker, als Ingenieur und als Architekt 
baut. Das Baurechtsamt Bruchsal hat mir per Mail mitgeteilt, dass im Jahr 2018 etwa 
1 300 Baugesuche eingereicht worden seien, sich aber nicht feststellen lasse, ob diese 
von Meistern, Technikern, Ingenieuren oder Architekten eingereicht worden seien. Sie 
haben mir aber mitgeteilt, dass es im Raum Bruchsal etwa 180 Planverfasser gebe und 
davon zwölf Techniker und Meister. Viele der Kollegen, die vor 30 oder 40 Jahren ge-
baut haben, sind natürlich in Rente. Diese Kollegen durften noch mehrgeschossig bau-
en. Bruchsal ist ein Mittelzentrum mit etwa 44 000 Einwohnern und wirtschaftlich sehr 
stark. Auch dort sieht man die Gefahr der demografischen Entwicklung und den Rück-
gang bei den Architekten im ländlichen Raum. Es gibt Dörfer, in denen es noch nicht 
einmal mehr einen Arzt gibt, wie ich es auch in meiner ersten Stellungnahme geschrie-
ben habe. Die Landwirte sagen zu uns - wir haben auch Gespräche mit dem Bauern-
verband geführt, der uns unterstützt -, wir brauchen im ländlichen Raum Meister und 
Techniker mit kleinem Planvorlagerecht, welche die Arbeiten abnehmen.  

Mancher Architekt aus einer größeren Stadt fährt 30 km wegen eines kleinen Umbaus 
eines Kuhstalls, wegen irgendeiner kleinen landwirtschaftlichen Anlage mit einer Bau-
summe von 50 000 € oder wegen des Umbaus eines kleinen Hauses, das vor dem 
Krieg gebaut worden ist. Dieser muss im Endeffekt bei einem kleinen Um- oder Anbau 
eines Hauses eine komplette Planaufnahme für ein Haus machen, darin die zwei, drei 
kleinen Änderungen einzeichnen, hat den Ärger mit der Bauleitung und muss unter 
Umständen täglich auf die Baustelle fahren, und das bei einer Bausumme von 
50 000 € oder 80 000 €. Lohnt sich das für einen Architekten oder ist das einfach eine 
Sache für den Meister oder Techniker vor Ort, der dort vielleicht noch ein Unternehmen 
hat - wobei ich hier einmal das Thema ausklammern möchte, dass jemand ein Unter-
nehmen hat und gleichzeitig plant und baut? Ich finde es auch nicht richtig, wenn ein 
Bautechniker oder Meister ein Unternehmen hat und gleichzeitig ausführt und baut. Ich 
glaube aber, darum werden wir in Zukunft nicht herumkommen, weil wir einfach die 
Leute nicht mehr haben, wenn es so weitergeht, insbesondere im ländlichen Raum. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Ich habe eine Frage, damit ich es richtig ver-
stehe. Ein wesentlicher Punkt in der Diskussion im Land ist die versicherungstechni-
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sche Frage. Könnten Sie das noch einmal erklären, wie es bei Ihnen, in Ihrem Berufs-
stand, in der Praxis funktioniert. 

Peter Schühly (VdT): Es gibt Versicherungen, die Meister und Techniker versichern - 
in den Bundesländern, in denen es das kleine Planvorlagerecht gibt. Das kann ich Ih-
nen belegen. Wir haben Kollegen, die selbstständig sind, manche seit 30, 40 Jahren. 
Ein Kollege ist, glaube ich, bei der Gothaer versichert, ein anderer bei der VHV. Dann 
gibt es noch die Handwerksversicherung, glaube ich; einige machen das noch mit. Ich 
hatte früher auch einmal eine Kooperation mit der Volksfürsorge, später Generali. Die-
se gibt es in dem Sinne nicht mehr. Diese haben aber auch Kollegen versichert. Wenn 
jemand vom Versicherungsverband sagt, dass man die Leute nicht versichert, weil es 
die Bösen sind, die nur Schäden anrichten - ich meine, wenn Bauschäden entstehen 
würden, warum gibt es dann in acht Bundesländern das kleine Planvorlagerecht? Wa-
rum pfeift ein Herr Oettinger den Minister zurück. Wenn die Leute nur pfuschen würden 
und es nur Tote gäbe auf der Baustelle, dann würde es das doch gar nicht mehr ge-
ben. Dann hätten die acht Bundesländer doch schon gesagt, dass man das nicht mehr 
brauchte, weil die Leute für Leib und Leben der Bevölkerung gefährlich wären. 

Abg. Dr. Falko Grube (SPD): Ich habe dazu eine Nachfrage zur Präzisierung: Sind die 
Kollegen auch dann versichert, wenn sie Planung und Bauausführung aus einer Hand 
machen? Wir haben eine Stellungnahme vom Verband der Versicherungswirtschaft. 
Danach besteht eine Versicherungslücke, wenn Bauausführung und Planung in einer 
Hand liegen. Das würde ich für grundsätzlich problematisch halten.  

Das, was Sie angedeutet haben, das wären die Bösen, das lasse ich einmal aus. Ich 
finde es hinreichend absurd, es so zu sehen - wer auch immer so etwas vorbringt. Fakt 
ist aber auch, wir reden über Verbraucherschutz. Das heißt, ich muss zumindest für 
den Fall vorsorgen, dass jemand falsch plant. Dabei ist es mir erst einmal egal, ob dies 
der Architekt oder jemand anders ist. Für diese Fälle brauche ich einen vollen Versi-
cherungsschutz für den Verbraucher. Ich habe keine Lust, irgendwann hier zu stehen 
und zu sagen, wir haben zwar die Bauordnung geändert, aber ein Hausbau ist nicht 
abgesichert; denn mit einem Hausbau hängen lebenslange finanzielle Lasten zusam-
men. Wie ist es bei Ihnen? Wie geht es in der Praxis? 

Peter Schühly (VdT): Also, das Problem bei den Versicherungen ist: Ich hatte vor 
Weihnachten auch noch einmal ein Gespräch mit Frau Meseberg von der Handwerks-
kammer Magdeburg. Soweit mir aus dem Gespräch heraus bekannt ist - ich hoffe, ich 
sage jetzt nichts Falsches -, gibt es Handwerksversicherungen, die Handwerksmeister 
zum Teil mit versichern für kleinere Baumaßnahmen, für kleinere Umbauten. Ich glau-
be, der Münchener Versicherungsverein ist dabei genannt worden.  

Ich meine, wir müssen differenzieren, ob Sie eine solche kleine Sache oder eine kom-
plette Planung für ein Zwei- oder Dreifamilienhaus machen, wozu ich dem Ausschuss 
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gestern Abend noch Unterlagen zukommen ließ, eines Kollegen aus Bayern, und dann 
im Prinzip als Baufirma ausführen. Ich sage es Ihnen einfach einmal aus meiner Sicht: 
Ich bin eine gespaltene Persönlichkeit. Ich bin der Vertreter der Techniker, die planen 
und bauen, die aber auch nach § 7 Abs. 2 der Handwerksordnung einen Betrieb auf-
machen oder übernehmen können. Ich persönlich sage, man muss abschätzen: Bei 
Baumaßnahmen in diesem Rahmen, wenn es irgendein kleiner Umbau ist, ein Anbau 
oder ein kleiner Erweiterungsbau, dann sollte man sich die Frage stellen, ob sich ein 
Architekt und dieses große Verfahren überhaupt lohnen. Dann kann man doch sagen, 
in dem und dem Rahmen kann ein Meister gleichzeitig die Planung und die Ausführung 
übernehmen, also bauen. Wenn es aber um ein Zwei- oder Dreifamilienhaus geht, 
dann würde ich aus meiner Sicht sagen: nein. Dazu gehören ein Planer, ein Bauleiter, 
der die Aufsicht über alles hat, und jemand, der ausführt. Das sollte getrennt werden. 
Aber im Hinblick auf die demografische Entwicklung, wenn ein älteres Ehepaar um die 
60 Jahre einen kleinen Anbau an das Bad plant oder wenn das Treppenhaus zu eng 
ist, dann ist das doch eigentlich eine Baumaßnahme, für die nach dem gesunden Men-
schenverstand in manchen Bundesländern unter Umständen nicht groß herumgefragt 
wird. Dort ruft man den Meister bzw. drei Handwerksfirmen an, und die kommen dann 
und machen das - in manchen Dörfern. Bei uns auf dem Dorf war es manchmal so, 
obwohl Sie eigentlich einen Plan brauchen.  

Vielleicht denkt man einfach einmal darüber nach, zur Vereinfachung bzw. Entwicklung 
des Rechts das Baurecht neu zu gestalten. Sie haben jetzt die Chance dazu. Vielleicht 
denkt man einfach einmal darüber nach, was sinnvoll und praktikabel für den Men-
schen ist, von dem Sie gewählt worden sind. Wo setzen Sie Grenzen? Wollen Sie 
Grenzen setzen oder grundsätzlich Nein sagen?  

Ich sage jetzt einfach, auch wenn mich die Kammer dafür prügeln wird, ab einem ge-
wissen Rahmen gehören Planung und Bauaufsicht getrennt von der Bauausführung. 
Das sage ich einfach als gespaltene Persönlichkeit. Als jemand mit einem gesunden 
Menschenverstand sage ich aber auch: In einem gewissen Rahmen, bei kleineren Sa-
chen, brauchen wir es dann eigentlich, dass dort zwei oder drei herumlaufen? Einer 
macht die Pläne. Der sagt, um Gottes willen, ich mache keine Bauleitung. Ich stehe mit 
einem Fuß im Gefängnis. Der andere Kollege sagt, ich mache gern Bauleitung. Ich 
kann damit gutes Geld verdienen. Der dritte Kollege führt dann aus - und das bei einer 
Bausumme von 50 000 €, weil das Treppenhaus erweitert und das Bad vergrößert 
wird. Vielleicht wird noch die Terrasse etwas umgestaltet und an der Fassade etwas 
gemacht. Wenn noch der Denkmalschutz hinzukommt, dann wird es noch komplizier-
ter. Jeder verdient daran. Ist damit dem Bürger geholfen? Das sind drei Leute, die 
Pfusch bauen können. Diese drei Leute sind versichert.  

Viel schlimmer ist es doch mit der Handwerksordnung, um das auch noch einmal zu 
sagen. Es wird gerade eine Novellierung gefordert - Gefahrengewerke. Wenn ein Plat-
tenleger heute keine Qualifikation hat, aber eine Abdichtung am Dach oder am Balkon 
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vornimmt, wenn der Bauleiter oder Architekt das nicht sieht und wenn nach zehn Jah-
ren der Stahl durchgerostet ist und Sie auf der Straße liegen, wer haftet dann eigent-
lich? Fragen Sie die Versicherungswirtschaft: Supplementärhaftung des Architekten, 
der einen versteckten Mangel nicht sehen konnte, oder haftet dann der Handwerker, 
den es vielleicht gar nicht mehr gibt, weil er aus einem anderen Land stammt und 
schon lange weg ist? Das ist meiner Meinung nach noch viel schlimmer. 

Ich weiß nicht, ob ich jetzt Ihrer Frage beantwortet habe. Man muss abwägen nach der 
Größe des Bauvorhabens. Das ist im Prinzip die Message, die ich Ihnen überbringen 
will. Bei kleineren Sachen würde ich sagen: ja, eigentlich schon, aber bei größeren 
Sachen: eigentlich nein. Man sollte eine Grenze setzen im Interesse des Bürgers. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Eine Frage dazu - das ist auch der Grund, weshalb wir 
den Antrag eingebracht haben. Wir haben uns aufgrund der praktischen Erfahrungen 
überlegt, wie wir etwas machen können. Ich will das vielleicht einmal kurz erklären. Ich 
bin ein kleiner Immobilienunternehmer. Ich kenne viele Handwerksmeister, Architekten 
und Bauingenieure und das Problem, dass man, wenn man etwas hat, teilweise die 
Antwort bekommt, dass man gerade etwas für die öffentliche Hand tue und keine Zeit 
habe, sondern in einem halben oder Dreivierteljahr damit zu rechnen sei. Unsere Vor-
stellungen gehen dahin, die kleine Bauvorlageberechtigung in Sachsen-Anhalt für Bau-
ten bis zu 200 m² oder 250 m² einzuführen. Ein Vollgeschoss, eine Doppelgarage, ein 
landwirtschaftlicher Betrieb, das sind im Prinzip unsere Vorstellungen, wie Sie es 
schon ausgeführt haben. Ich habe vernommen, dass Sie es als sinnvoll erachten. Über 
größere Sachen, über Hochbau oder so etwas reden wir gar nicht. Deshalb danke ich 
Ihnen für Ihre Ausführungen. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Wenn ich Sie richtig verstanden habe und richtig inter-
pretiere, dann legen Sie uns mit Ihrer Stellungnahme nahe, das Ganze an der Gebäu-
deklassifizierung festzumachen.  

Also, den kleinen Umbau meint niemand. Eine Gaube im Dachgeschoss, das wird 
auch heute schon so gehandhabt. Das hört nicht jeder gern. Das macht aber jeder 
Zimmermann - möglichst straßenabgewandt.  

Peter Schühly (VdT): Geräuschlos. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Dann sind weniger Fragen. Dem ist so. Das sieht jeder, 
der mit geöffneten Augen durch das Land fährt. 

Den kleinen Badanbau, wenn aus der Veranda oder aus dem Hausflur ein Bad wird, 
bekommt das Bauordnungsamt nicht mit. Wenn Sie in die Häuser auch in Mittel-
deutschland gehen, dann werden Sie sich manchmal wundern, wie die alten Sied-
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lungshäuser aus alten Zeiten heute umgestaltet worden sind. Wir haben immer noch 
die Ausrede: Das ist zu DDR-Zeiten passiert. Das hat dann Bestandsschutz. 

Ich kann Ihnen versichern, die Meinungsbildung ist sehr heterogen und nicht abge-
schlossen. Ansonsten hätten wir uns die Arbeit einer Anhörung nicht gemacht. Es gibt 
viele Fürsprecher in den einzelnen Fraktionen. Es gibt aber natürlich auch Abgeordne-
te, die vollkommen dagegen sind. Man muss schauen, welcher Abgeordnete was ver-
tritt. Es ist hier wie im Leben. Sie würden uns empfehlen, das Ganze an der Gebäude-
klassifizierung, an Gebäudeklassen festzumachen. 

Peter Schühly (VdT): In vielen Landesbauordnungen stellen Sie eine Begrenzung auf 
zwei Vollgeschosse und 250 m2,300 m² fest. Bayern hat eine klasse Landesbauord-
nung. Diese finde ich toll. Ich habe mein Haus in Bruchsal, als ich vor 20 Jahren meine 
Technikerausbildung gemacht habe, im Rahmen einer Technikarbeit selbst geplant. 
Mein Klassenlehrer, ein Architekt, hat es unterschrieben, was er eigentlich nicht darf. In 
Bayern hätte ich das machen dürfen. In Baden-Württemberg darf ich das nicht. Ich darf 
in Baden-Württemberg noch nicht einmal einen Plan erstellen. 

Ich würde aus meiner Sicht einfach sagen: Ein sinnvolles Planvorlagerecht läge im 
zweigeschossigen, dreigeschossigen Bereich - das, was man auch in der Schule zu 
berechnen lernt. Ich habe Ihnen die Unterlagen zur Verfügung gestellt. Wir lernen in 
der Techniker- und Meisterausbildung eigentlich, Häuser im zweigeschossigen, dreige-
schossigen Bereich zu planen, mit der kompletten Haustechnik von der Elektrotechnik 
bis zur Entwässerung. Wir lernen die Statik für die Häuser mit den Dächern. Wir lernen, 
das alles komplett durchzurechnen, im Prinzip von der Erstellung eines Baugesuches 
über die Planaufstellung bis hin zur Praxis draußen. Wir heben eine Baugrube aus. Wir 
erstellen das Fundament. Wir dichten ab. Wir stellen die Mauern darauf. Wir betonieren 
die Decken, und dann kommt jemand für das Dach und den Schornstein. Das lernen 
wir eigentlich in den zwei Jahren Technikerausbildung. Das sehe ich als ein realisti-
sches Planvorlagerecht an. 

Für die Landwirtschaft sehen Sie in manchen Landesbauordnungen statt Hallen mit 
200 m2 solche mit 400 m2 oder 500 m² und mit den und den Spannweiten usw. Das 
sehe ich als realistisch an, was die Leute machen.  

Wenn Sie durch die Republik, durch acht Bundesländer fahren, in den Baurechtsäm-
tern fragen, wer was gebaut hat, und durch die Städte und Orte gehen, dann können 
Sie sich die Gebäude anschauen, von denen manche schon seit 1945, seit 1900 oder 
seit 1 000 Jahren stehen - wobei euer Dom größer ist als 250 m², und er steht heute 
noch.  
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Verband Beratender Ingenieure, Landesverband Sachsen-Anhalt (VBI) 

Eckhard Lambrecht (VBI): Ich bin Landesvorsitzender des Verbandes Beratender 
Ingenieure. Unser Verband vertritt deutschlandweit ca. 2 000 Mitgliedsunternehmen mit 
40 000 Mitarbeitern, die in diesen Unternehmen Beschäftigung finden. 

Ich habe mir aufgrund des emotionalen Vortrages, den der Kollege aus Süddeutsch-
land gehalten hat, überlegt, dass es wenig Sinn macht, wenn ich die offizielle Stellung-
nahme, die von unserem Verband erarbeitet worden ist (Vorlage 14), hier noch einmal 
vortrage. Ich möchte ein Statement abgeben zum aktuellen Stand der Bauordnung und 
der Regularien, die bisher in Sachsen-Anhalt gelten.  

Es ist so, dass in § 84 der Landesbauordnung eine Ermächtigungsgrundlage enthalten 
ist. Die Bauordnungsämter beispielsweise haben die Möglichkeit, in Einzelfällen auch 
einem Techniker oder einem Meister eine Bauvorlage abzunehmen. Er muss keine 
Prüfung machen und bekommt auch nicht per se eine Berechtigung, kann aber einen 
Bauantrag stellen, wenn der Bauantrag entsprechend reguliert ist. Diese Regelung gibt 
es schon und kann eigentlich angewendet werden, ohne eine gesetzliche Grundlage 
zu ändern. 

Ich möchte noch einmal auf etwas hinweisen, worüber eben schon die ganze Zeit dis-
kutiert worden ist, auf die Frage der Versicherung. Das sehe ich im Sinne des Verbrau-
cherschutzes tatsächlich als problematisch an. Es kann eben nicht sein, dass der alte 
Grundsatz, Planung und Bauausführung werden getrennt, über den Umweg der klei-
nen Bauvorlageberechtigung für Handwerker ausgehebelt wird. Ich würde das für ge-
fährlich halten, insbesondere weil dann nicht mehr klar ist, wer wofür haftet. Die Versi-
cherungswirtschaft hat klare Statements abgegeben, dass eine Doppelversicherung 
eigentlich nicht möglich ist. Ich vermute, dass es viele Grauzonen in den einzelnen 
Ländern gibt. Ich halte das für gefährlich. Ich würde wirklich denken, wenn ein Hand-
werksmeister oder ein Techniker als Bauvorlageberichtigter auftritt, dann kann er das 
tun. Dann muss aber der andere die Bauausführung machen - oder umgekehrt. 

Über die Beschränkung der Baumaßnahmen, für die vielleicht ein Bauantrag eines 
Handwerksmeisters ausreichend sein könnte, sollte das Bauordnungsamt entscheiden 
können. Deswegen brauchen wir die Gesetzeslage aus unserer Sicht nicht zu ändern 
und auch nicht fortzuschreiben. 

Auf die vertieften Aussagen in unseren Stellungnahmen will ich hier, wie gesagt, nicht 
eingehen. Diese liegen vor und können bei der Bewertung entsprechende Berücksich-
tigung finden. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Haben Sie Kenntnis vom Zustand in den Län-
dern - es sind ja mehr Länder, die diese kleine Bauvorlageberechtigung für Handwer-



Landtag von Sachsen-Anhalt  Textdokumentation zur Veröffentlichung  
im Internet über die öffentliche Anhörung 7/LEV/31  14.03.2019 

____________________________________________________________________________ 

16

ker ermöglichen, als jene, die es nicht ermöglichen -, wie es dort in der Praxis funktio-
niert? 

Eckhard Lambrecht (VBI): Ich bin als Landesvertreter natürlich auch im Bundesvor-
stand aktiv. Wir hatten am 14./15. Februar in Berlin unsere letzte Vorstandssitzung. Ich 
habe es, weil dieses Thema in Sachsen-Anhalt hochkocht, auch an den Bundesvor-
stand gegeben. Es wurde im Kollegenkreis, im Rahmen dieser Vorstandssitzung darü-
ber gesprochen. Die einhellige Meinung war die, dass keinerlei statistische Angaben 
darüber bekannt sind, welche Relevanz es in den alten Bundesländern hat, in denen 
es diese Regelung in abgestufter Form gibt. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Sie wissen nicht, ob es angenommen wird oder 
nicht.  

Eckhard Lambrecht (VBI): Genau. Wir wissen es nicht. Jetzt hören wir aus Süd-
deutschland, dass es so etwas gibt. Das mag sein. Unsere Kollegen aus allen Bundes-
ländern, die dort anwesend waren, waren unisono der Meinung, es spiele praktisch 
kaum eine Rolle. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Sehr geehrter Herr Lambrecht, Sie kennen die Unter-
nehmerschaft in unserem Bundesland genau, wie ich aus meinem kleinen, begrenzten 
Spektrum heraus. Geben Sie mir darin recht, dass Sie auch nur erwarten, dass es in 
unserem Bundesland, in der Unternehmerschaft, die jetzt angesprochen wird, um diese 
kleine Bauvorlage einbringen zu dürfen, vielleicht 20 oder 25 Unternehmen geben wird, 
die es dann auch machen? Wer unsere kleinteilige Handwerkerschaft kennt, der weiß, 
dass gar nicht jeder Handwerksmeister a) das Interesse daran hat und b) die Voraus-
setzungen dafür mitbringt - vom Wissen her ja, aber man braucht ja auch technische 
Voraussetzungen, um es zu bewältigen, nicht nur von der Bürotechnik, sondern auch 
von den Gesetzlichkeiten her, die dort hineinspielen. Ich unterstelle keinem Hand-
werksmeister, dass er das am Tage der Prüfung nicht hat. Man ist nachher aber doch 
in verschiedenen Sparten unterwegs. Daher ist es in Wirklichkeit gar nicht der große 
Punkt, der die Ingenieurkammer oder die Architektenkammer so beunruhigen sollte. 
Vielleicht ist es doch eine Ergänzung des gesamten Angebots. Würden Sie mir darin 
recht geben? 

Eckhard Lambrecht (VBI): Jein. Ich sage es einmal so, wie ich es eben schon ge-
meint habe. Ich habe kein Problem damit, wenn es einzelne Handwerksmeister und 
Techniker gibt, die eine Bauvorlage einreichen, und wenn das Bauordnungsamt diese 
prüft, für in Ordnung hält und auch genehmigt. Ich denke, dass dies über den schon 
genannten § 84 geregelt ist. Ich persönlich halte sehr viel davon, Bürokratie abzubauen 
und nicht aufzubauen. Schon deswegen bin ich dafür, keine neuen Regelungen zu 
schaffen, sondern die alten mit Leben zu erfüllen, wenn sie sinnvoll sind. 
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Den zweiten Punkt, den Sie noch hatten, habe ich inzwischen vergessen. 

(Abg. Frank Scheurell, CDU: Dass gar nicht jeder in der Lage dazu ist!) 

Natürlich, die Interessenlage ist sicherlich unterschiedlich. Es mag den einen oder an-
deren Zimmermann geben, der Blockhäuser baut oder Fachwerkhäuser bauen will, der 
in der technischen Frage vielleicht prädestiniert dazu ist und der vielleicht sogar besser 
ist, als es jeder herkömmliche Architekt sein kann, der noch nie ein Fachwerkhaus ge-
baut hat. Dabei gibt es eben Überschneidungen. Ich meine, sie können auch zusam-
menarbeiten und gemeinsam entsprechende Bauanträge stellen. Daran hindert sie 
niemand. 

Ich sehe aber noch einen anderen Grund, der in diesem Antrag eine Rolle spielt. Das 
ist die Stärkung des Handwerks. Ich hatte das auch schon in persönlichen Gesprächen 
gesagt: Diesen Punkt, die Stärkung des Handwerks, unterstützen wir ausdrücklich und 
insoweit auch den Antrag, den es, soweit ich informiert bin, im Februar im Bundesrat 
gegeben hat seitens des Freistaats Bayern, die Meisterpflicht wieder einzuführen. Das 
würde ich ausdrücklich begrüßen. Es gibt doch eine ganze Reihe von Ausbildungsin-
halten und vor allen Dingen auch von menschlichen und fachlichen Qualifikationen, die 
ein guter Polier, der 20 Jahre lang gearbeitet hat, sicherlich haben kann, aber nicht 
jeder. Insofern: Es gibt viele Handwerksbetriebe, die eigentlich keine sind. An dieser 
Stelle wäre ich dafür, die Meisterpflicht wieder einzuführen. Diesen Punkt würde ich 
ausdrücklich unterstützen. 

Kommunale Spitzenverbände Sachsen-Anhalt 

Peter Weiß (Landkreistag): Wir haben unsere Mitglieder zum Antrag befragt. Nach 
der Auswertung der Meinungsäußerungen müssen wir feststellen, dass es aus unserer 
Sicht keinen dringenden Handlungsbedarf gibt, die Bauordnung bzw. die Rechtslage 
zu ändern. Gleichwohl - das betrifft im Wesentlichen den ländlichen Raum - ist es 
durchaus denkbar, dass es praktische Gründe dafür gibt, über eine Erweiterung der 
Bauvorlageberechtigung nachzudenken, um sicherzustellen, dass Planung und Durch-
führung von Bauvorhaben zügig erfolgen können. Insofern ist die praktische Betrach-
tung der Zielrichtung des Antrags für uns nicht ganz unwesentlich. Wir würden empfeh-
len, bevor eine gesetzliche Regelung auf den Weg gebracht wird, das Vorhaben ge-
nauer zu prüfen, insbesondere hinsichtlich der Voraussetzungen, die an die kleine 
Bauvorlageberechtigung geknüpft werden sollen. Dazu hat es heute schon von den 
Vortragenden die eine oder andere Anregung gegeben, in welche Richtung es gehen 
kann, ob es die Größe der Bauvorhaben oder die Komplexität betrifft.  

Es geht aber auch um Fragen des Immissions- oder Arbeitsschutzes, die bei Gewer-
bebauten eine Rolle spielen können. Insofern betrachten wir das Thema insbesondere 
auch aus dem Blickwinkel der unteren Bauaufsichtsbehörden der Landkreise und kreis-
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freien Städte. Wir haben Sorge, dass die Qualität der Bauvorlagen ein Problem werden 
könnte. Das sollte unbedingt vermieden werden. Die Landkreise und kreisfreien Städte 
als untere Bauaufsichtsbehörden sollen innerhalb von 14 Tagen die Vollständigkeit der 
Anträge prüfen. Dann fordern sie das nach, was fehlt, und danach beginnt das Ge-
nehmigungsverfahren. Am Ende darf nicht stehen, dass umfangreichere Nachforde-
rungen von Bauvorlagen zu längeren Genehmigungsverfahren führen und dann die 
Bauaufsicht schuld ist. 

Wir plädieren für eine Sicherstellung der Qualität der Bauvorlagen. Wenn das gewähr-
leistet ist, dann können wir uns vorstellen, dass durch eine Änderung der Bauordnung 
auch unter Berücksichtigung der regionalen Bedürfnisse, die ich eingangs angespro-
chen habe, eine Regelung in Kraft gesetzt werden kann, die dem Anliegen aller Betei-
ligten entspricht, und diese sind, wie Sie selbst ausgeführt haben, sehr unterschiedlich. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Die Einschätzung des Landkreistages ist aber so, dass 
die Bauämter in den Landkreisen und kreisfreien Städten sehr wohl dazu in der Lage 
sind, die Bearbeitung zu gewährleisten, vom fachlichen Personal her? 

Peter Weiß (Landkreistag): Das ist selbstverständlich sichergestellt. 

Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt und Architektenkammer Sachsen-Anhalt 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Mein Kollege von der Architektenkammer, Herr 
Prof. Teichert, und ich teilen uns den Vortrag zu unserer Stellungnahme (Vorlage 9), 
da wir die Stellungnahme ohnehin im engen Schulterschluss abgegeben haben. 

Wenn man etwas Neues will, dann sollte man keinen Schritt zurückgehen. Die Archi-
tektenkammer und die Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt bedanken sich für die Gele-
genheit, zum Thema „Das Handwerk stärken - kleine Bauvorlageberechtigung für Meis-
ter und Techniker“ im Rahmen der heutigen Anhörung im Ausschuss für Landesent-
wicklung und Verkehr vortragen zu dürfen. Mein Kollege, Herr Prof. Teichert, und ich 
werden dies gemeinsam tun; ich habe das schon ausgeführt. 

Sachsen-Anhalt gehört zu den Ländern, die eine moderne Bauordnung haben. Ich 
nehme das Ergebnis unseres Beitrags gleich vorweg: Aus unserer Sicht bedarf es kei-
ner Änderung der heute geltenden Bauordnung in Sachsen-Anhalt. Es ist erst drei Jah-
re her, als sich der Landtag Mecklenburg-Vorpommern mit der Frage befasst hat, ob es 
in unserem Nachbarland eine kleine Bauvorlageberechtigung für Handwerksmeister 
und Techniker geben sollte. Man befand mehrheitlich, dass die Einführung dieser Re-
gelung nicht erfolgen sollte. Auch in Sachsen-Anhalt ist der Wunsch, eine kleine Bau-
vorlage einzuführen, nicht neu. Zuletzt haben wir uns mit dieser Thematik im Jahr 2009 
befasst; ich selbst auch. Es kam zu keiner Umsetzung. 
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Wir haben uns sehr intensiv damit befasst, warum es in acht alten Bundesländern 
- acht!; das ist nicht die Mehrheit - eine kleine Bauvorlage gibt, haben gute Argumente 
gesammelt und uns bei Abgeordneten, in Ministerien und bei verschiedenen Institutio-
nen rückversichert, ob diese Argumente auch greifen. Wir standen im Dialog mit den 
Handwerkskammern. Unterstützung fanden wir im Ministerium für Landesentwicklung 
und Verkehr, aber auch Staatssekretär Herr Wünsch im Ministerium für Wirtschaft, 
Wissenschaft und Digitalisierung konnte unseren Argumenten, als wir mögliche Kon-
sequenzen aufzeigten, gut folgen. 

Wer ist heute in Sachsen-Anhalt bauvorlageberechtigt? - Die heutige Regelung nach 
§ 64 Abs. 2 der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt sieht im Wesentlichen vor, 
dass Architekten und Ingenieure ein spezifisches berufsqualifizierendes Studium mit 
einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern bei Ingenieuren und mindes-
tens acht Semestern bei Architekten abgeschlossen und anschließend eine zweijährige 
Berufspraxis absolviert haben müssen. Während des Berufspraktikums müssen sich 
die künftigen Architekten und bauvorlageberechtigten Ingenieure laufend fortbilden. Die 
permanente Fortbildungspflicht prägt auch den anschließenden Beruf. 

Die Architektenkammer und die Ingenieurkammer des Landes sprechen sich gemein-
sam für eine Beibehaltung der heutigen Regelung aus. Sie dient auf der Grundlage der 
Musterbauordnung der Vereinheitlichung, dem Verbraucherschutz und der Allgemein-
heit und führt zu Bürokratieabbau und damit zu schnelleren Baugenehmigungsverfah-
ren.  

Ich möchte an dieser Stelle noch einwerfen, dass sich die ARGEBAU seit dem 
Jahr 2017 mit den speziellen Regelungen der Eingangsqualifikation von Ingenieuren 
und Architekten für das Bauvorlagerecht beschäftigt. Es ist in keiner Weise die Rede 
von Technikern und Handwerksmeistern, weil grundsätzlich davon ausgegangen wird, 
dass ein entsprechendes akademisches Studium des Bauwesens bzw. der Architektur 
grundlegende Voraussetzung dafür sein muss.  

Für uns Kammern steht insbesondere der Verbraucherschutz im Vordergrund. Wir ha-
ben uns insgesamt fünf Fragen gestellt, die wir beantworten möchten, um damit letzten 
Endes die Situation für Sie zu verdeutlichen. 

Warum wäre die Einführung der kleinen Bauvorlage aus unserer Sicht ein Schritt zu-
rück? - Die Einführung der kleinen Bauvorlage ist nicht modern und führt zu einer wei-
teren Zersplitterung des Bauordnungsrechts in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Regelungen der Musterbauordnung dienen dagegen der Vereinheitlichung. Acht Bun-
desländer haben eine sogenannte kleine Bauvorlage als Übergangsregelung bei der 
Einführung einer besonderen Bauvorlageberechtigung in den 1970er- und 1980er-
Jahren beibehalten. Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen haben sie ganz abge-
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schafft; mit der Einführung der Bauordnung in diesen Ländern ist dies in den Über-
gangsregelungen geregelt worden. 

Die Bauordnung Sachsen-Anhalt hat noch nie eine kleine Bauvorlage gekannt und ist 
aus unserer Sicht auf der Höhe der Zeit. Sie findet ihre Grundlage in der Musterbau-
ordnung und dient damit der Vereinheitlichung sowie der Vereinfachung der Bauvorha-
ben. 

Würde mit der Einführung der kleinen Bauvorlage das Handwerk gestärkt? - Die 
Handwerker in Sachsen-Anhalt und das Land selbst haben durch die heutige Regelung 
in § 64 Abs. 2 der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt keine Standortvorteile. 
Handwerksmeister aus Sachsen-Anhalt können bereits heute in den Ländern mit einer 
kleinen Bauvorlage, zum Beispiel in Niedersachsen, eigene Bauvorlagen einreichen. 
Dagegen können Handwerksmeister aus anderen Bundesländern in Sachsen-Anhalt 
keine Bauvorlagen einreichen, da dies den Architekten und bauvorlageberechtigten 
Ingenieuren vorbehalten ist. Eine Änderung würde dazu führen, dass Techniker und 
Handwerksmeister beispielsweise aus Niedersachsen in Sachsen-Anhalt Bauvorlagen 
einreichen dürften und damit das Bauvorhaben mit ihren Betrieben realisierten. Eine 
Änderung würde es dann natürlich zwangsläufig Handwerkern aus allen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union, die den Meistern gleichgestellt sind, ermöglichen, Bauvor-
lagen einzureichen - das Gleiche gilt für Techniker -, eigenständige Bauvorhaben zu 
planen und naturgemäß mit eigenen Unternehmen zu realisieren. Dadurch würde kein 
höheres Bauvolumen akquiriert werden. Das Bauvolumen würde sich zwischen den 
Beteiligten nur verteilen, sodass sich der Wettbewerbsdruck für in Sachsen-Anhalt an-
sässige Handwerksbetriebe erhöhen würde. 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Ich möchte etwas zum Vergleich zwischen 
den beiden Ausbildungsrichtungen sagen, weil auch darauf abgehoben wird, dass sie 
gleichwertig seien. Das werde ich so bestätigen. Die Meisterausbildung ist nach dem 
deutschen und europäischen Qualifikationsrahmen mit der Einstufung auf dem Niveau 
der Stufe 6 grundsätzlich als gleichwertig einzustufen. Allerdings handelt es sich auch 
in diesem Rahmen nicht um eine gleichartige Ausbildung. 

Obwohl Handwerksmeister in ihrem spezifischen Fach nach dem europäischen Qualifi-
kationsrahmen auf dem gleichen Niveau wie Absolventen eines sechssemestrigen Ba-
chelorstudiengangs einzuordnen sind, wird dadurch aber nur eine Aussage über die 
Gleichwertigkeit, nicht jedoch über die Gleichartigkeit der Ausbildung getroffen. Auch 
wenn es punktuelle Übereinstimmungen geben mag, so sind das vermittelte Fachwis-
sen, die Fertigkeiten und die Breite der Kompetenzen innerhalb der verschiedenen 
Ausbildungen inhaltlich nicht miteinander vergleichbar. Insofern kann auch die Einord-
nung in Level 6 nichts darüber aussagen, ob die erhöhten Anforderungen an eine Bau-
vorlageberechtigung in der heutigen Zeit erfüllt werden. Der bauvorlageberechtigte 
Entwurfsverfasser muss nämlich nicht nur Kenntnisse im Bauordnungsrecht haben 
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- zum Beispiel Brandschutz, Standsicherheit und Bauprodukte -, sondern er muss auch 
umfangreiche Kenntnisse in Bezug auf alle öffentlich-rechtlichen Anforderungen - Pla-
nungsrecht, Städtebau, Gestaltung, Form und Materialität - und im Baunebenrecht ha-
ben - Denkmalschutz, Naturschutz, Wasserschutz, Straßenschutz, Immissionsschutz 
und Ähnliches. 

Zusätzlich sind soziale und gesellschaftliche Planungskomponenten, die Nachhaltigkeit 
und die Wirtschaftlichkeit der Bauwerke im Entwurf zu berücksichtigen. Ein Vergleich 
macht die Unterschiede deutlich: Nach den jeweiligen bundeseinheitlichen Rahmen-
lehrplänen absolvieren angehende Meister eines Handwerks rund 40 bis 50 Unter-
richtsstunden für das Erstellen von Bauvorlagen. Dagegen haben Bachelorabsolventen 
im Studiengang Architektur, über den ich persönlich berichten kann, mehr als 4 000 
Unterrichtsstunden im Rahmen der Entwurfslehre in all ihren Facetten belegt. Zusätz-
lich sind anschließend noch zwei Jahre Berufspraxis auf allen Gebieten der Planung 
und Überwachung von Bauvorhaben sowie eine Reihe von Fortbildungen erforderlich, 
bevor den Absolventen eine Bauvorlageberechtigung erteilt werden kann.  

Die Unterschiede zwischen den handwerklichen und wissenschaftlichen Ausbildungs-
wegen führen nicht grundsätzlich zu einer Beschränkung des beruflichen Werdegangs. 
Der Meisterbrief qualifiziert auch für ein Bachelorstudium, in dem Leistungen, die in der 
Praxis erworben wurden, anerkennt werden können. Dieser Weg wird übrigens auch 
immer gern genutzt. Ebenso besteht die Möglichkeit, sich nach achtjähriger beruflicher 
Erfahrung im Bereich des Entwerfens und Planens bei der Architektenkammer einzu-
tragen und damit die uneingeschränkte Bauvorlageberechtigung zu erhalten. 

Der Punkt Verbraucherschutz ist hier schon angesprochen worden. Ich werde ihn et-
was näher erläutern. Der wesentliche Unterschied ist, der Bauhandwerker hat berufs-
bedingt ein vordringliches Interesse an der Ausführung von Bauvorhaben, Planer da-
gegen an der Planung solcher Vorhaben. Bereits bei der Erstellung der Planungs-
grundlagen, aber erst recht bei der Frage der Überwachung und Abnahme von Bau-
leistungen müssen für Bauhandwerker, die gleichzeitig planen und ausführen, Interes-
senkonflikte auftreten, die im Zweifel zulasten des Verbrauchers gehen. Wie kann er im 
Sinne des Bauherrn neutral beraten, wenn die beste Lösung in einer Stahlbetonbau-
weise besteht und er dann keinen Auftrag für seinen Zimmereibetrieb erhält? 

Wie findet eine Bauüberwachung im Sinne des Bauherrn statt? Wer kontrolliert, ob die 
Bauleistungen vertragsgerecht und mangelfrei sind? Wer unterstützt den Bauherrn bei 
der Organisation und Wahrnehmung von Gewährleistungsrechten, der ausführende 
Unternehmer selbst? Gerade der Bauherr kleiner Bauvorhaben - das wird immer etwas 
über die Flächen heruntergespielt; es betrifft aber alle Einfamilienhäuser hier im Land; 
über diese Größenordnung wird gerade gesprochen - ist meistens ein Laie und daher 
auf einen unabhängigen Berater mit umfassenden Kompetenzen angewiesen.  
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Bei Architekten und Ingenieuren ist berufsrechtlich sanktioniert, dass sie ihre Planungs-
leistungen frei von eigenen Ausführungsinteressen und frei von Interessen Dritter er-
bringen müssen. Das halte ich grundsätzlich für notwendig.  

Der Verbraucher ist auch in Haftungsfragen bessergestellt. Von der gesetzlich vorge-
schriebenen Berufshaftpflicht - das wurde schon angesprochen - sind Folgeschäden 
aus einer fehlerhaften Planung abgedeckt, auch beim eigenen Bauwerk. Von einer 
Betriebshaftpflicht für Bauhandwerker wären solche Schäden nicht abgedeckt, da Pla-
nung und Ausführung als ein Werk gelten. 

Gerade bei genehmigungsfreien Vorhaben fände dann gar keine Kontrolle mehr statt; 
denn die öffentlich-rechtliche Bauverwaltung kann sich zurückziehen. Wenn also die 
berühmte Gaube irgendwo angebaut wird - meistens nach hinten; sieht ja keiner -, 
dann sieht sie trotzdem der Nachbar. Dann kommt das Nachbarschaftsrecht ins Spiel. 
Dann hat dafür niemand mehr die Verantwortung. Der Bauherr selbst trägt die Verant-
wortung dafür. Er reißt das Ding dann wieder ab und bezahlt es auch. Das ist anders, 
wenn er einen Planer beschäftigt. Dieser übernimmt dafür die Verantwortung und bleibt 
dafür auch haftbar. Auch müsste ein Verbraucher das volle Insolvenzrisiko des Hand-
werkers tragen, der seinen Sitz womöglich auch im Ausland hat. Das wäre bei einer 
getrennten Beauftragung auch nicht der Fall. 

Dann noch ein weiterer Punkt: Schon der Gedanke, dass ausgerechnet durch den Ver-
zicht auf einen unabhängigen Planer die Baukosten gesenkt werden könnten, ist frag-
lich. Er zeigt auf, wo das Risiko für den Bauherrn liegt. Wenn der selbstständige 
Handwerksmeister, dessen Stundensatz übrigens vergleichbar mit dem der Architekten 
und Ingenieure ist, keine Planungsleistungen abrechnet, dann muss er diese entweder 
in seiner Freizeit erbringen oder aber, was wahrscheinlicher ist, diese Leistung für den 
Kunden nicht sichtbar im Gesamtangebot unterbringen. Erstens würde das Planungs-
angebot dadurch intransparent und zweitens entfiele die Leistungs-, Termin- und Kos-
tenkontrolle seitens des unabhängigen Planers, was eher zu Mehrkosten als zu Ein-
sparungen führte. Das qualitätssichernde Vieraugenprinzip ist durch die moderne Bau-
ordnung unseres Landes nach derzeitigem Stand gewährleistet. Insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass eine Aufweichung dieses Prinzips gemäß EU-Richtlinie auch von 
den Handwerkern mit vergleichbaren Ausbildungen aus dem gesamten europäischen 
Ausland genutzt werden könnte, bitte ich im Sinne der Verbraucher, die bestehende 
Landesbauordnung unangetastet zu lassen. 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Stellen wir uns noch eine weitere Frage: Warum 
erlaubt die Komplexität des Bauens heute keine Absenkung des Niveaus? - Das heuti-
ge Bauvorlagerecht nach unserer Bauordnung dient der Allgemeinheit und führt zu 
kürzeren Baugenehmigungszeiten. Eine besondere Bauvorlageberechtigung ist ge-
rechtfertigt, da sie der Abwendung von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, der Ge-
währleistung einer technisch einwandfreien wirtschaftlichen Planung, dem Schutz des 
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einzelnen Verbrauchers und der Volkswirtschaft vor Fehlplanungen und unrationellen 
Bauverfahren sowie der Sicherstellung von gestalterisch ansprechenden Lösungen 
dient. Daneben sind soziale und gesellschaftliche Planungskomponenten und die 
Nachhaltigkeit sowie die Wirtschaftlichkeit der Bauwerke in den Entwurf einzuführen. 
Haben Entwurfsverfasser nur eine enge, auf ihr berufliches Tätigkeitsfeld bezogene 
Bauvorlageberechtigung, müssen die Baugenehmigungsbehörden eine tiefer gehende 
Prüfung des kompletten Entwurfs vornehmen - im Vergleich zu Bauvorlagen der heuti-
gen Bauvorlageberechtigten, die allgemeiner ausgebildet worden sind. Dies würde zu 
längeren Baugenehmigungsverfahren und zur Erhöhung des personellen Aufwands in 
der Bauverwaltung führen.  

Ich möchte auch noch einen weiteren Aspekt einführen, der sich schon aus der Dis-
kussion ergeben hat. Die Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt führt seit vielen Jahren 
jährlich eine Bereisung der Kreise des gesamten Landes durch. Wir sind bei diesen 
Kreisbereisungen im Gespräch mit der Wirtschaft und mit den regionalen Verwaltungen 
in den Kreisgebieten. In diesen Gesprächen stellt sich immer wieder die Frage, ob aus-
reichende Planungskapazitäten sowohl bei der Verwaltung als auch im wirtschaftlichen 
Bereich vorhanden sind. Wir können im Moment keinen signifikanten Mangel an Pla-
nungsleistungen durch bauvorlageberechtigte Architekten oder Ingenieure erkennen, 
sodass in der Wirtschaft eine Handlungsnotwendigkeit bestünde, das entsprechend 
auszuweiten. 

Wir kommen zum Fazit. 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Das mache ich ganz kurz. Wir hoffen, 
dass Sie unseren Empfehlungen folgen werden und keine Änderung der Landesbau-
ordnung vornehmen wollen, die sich schon sehr nah an der Musterbauordnung orien-
tiert. Seien Sie mutig. Wenn man etwas Neues will, dann sollte man keinen Schritt zu-
rückgehen. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Ich habe eine Frage zu dem von Ihnen erwähn-
ten § 5 des Architektengesetzes. Damit ich es richtig verstehe: Sie sagen, dass es 
nicht nötig sei, weitergehende Regelungen zu treffen, weil man sich nach achtjähriger 
einschlägiger Berufstätigkeit in das Verzeichnis eintragen lassen könne. Dann ist man 
sozusagen automatisch berechtigt, kleine Bauvorlagen zu erstellen. Damit ich es richtig 
verstehe: Im Gesetz steht „achtjährige berufspraktische Vollzeittätigkeit“ und man 
braucht eine Arbeitgeberbescheinigung. Das würde dem Handwerk aber nicht helfen. 
Wir waren neulich bei der Handwerkskammer. Wir haben den Kollegen Lellau kennen-
gelernt, der noch vortragen wird. Er hat sehr lebenspraktisch erzählt, dass er selbst 
Unterlagen fertigt, diese dem Architekten gibt, der diese abzeichnet, und dann würden 
die Unterlagen eingereicht werden. Er hätte zwar eine längere als achtjährige berufs-
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praktische Tätigkeit, aber nicht in einem Anstellungsverhältnis. Habe ich das richtig 
verstanden? 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Er muss sich nicht in einem Anstellungs-
verhältnis befinden. Er muss es in Kooperation mit einem Architekten machen. Wenn 
er einfach sagt, ich mache es allein, schon von Anfang an, dann taucht genau unser 
Problem auf: Dann könnte er diese Bauvorlagen ohne jede Erfahrung einreichen. Er 
muss nicht bei einem Architekten angestellt sein. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Dann frage ich mich, ganz ehrlich - das kann 
nachher die Handwerkskammer beantworten -, warum wir jetzt überhaupt über diese 
kleine Bauvorlageberechtigung reden. Dass man es an eine gewisse Berufspraxis und 
Versicherung und so etwas knüpft, das ist für mich - wir haben uns darüber noch nicht 
insgesamt verständigt - selbstverständlich. 

Wenn es reicht, dass ich sozusagen immer schon tätig war, um mich eintragen lassen 
und das tun zu können, dann brauche ich doch die ganze Diskussion nicht zu führen. 

Abg. Matthias Lieschke (AfD): Ich möchte erst einmal bei dem bildlichen Vergleich 
bleiben. Ihre Position ist klar, weil der Kuchen recht groß ist und Sie ihn ungern teilen 
möchten. Das verstehe ich in diesem Sinne. Wir haben nun in acht Ländern diese klei-
ne Bauvorlageberechtigung. Wenn ich es richtig verstanden habe, dann sprechen Sie 
den Handwerksmeistern die Qualifikation dafür ab, dass sie es wirklich machen können 
- rein von der Qualifikation her. Habe ich das richtig verstanden? 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Das kann man so sehen. Das sehen wir so, 
dass die Eingangsqualifikation, wie sie in der Bauordnung geregelt ist, eben nicht er-
reicht wird. Wir sehen aber auch, was Herr Prof. Teichert eben gesagt hat, eine Durch-
lässigkeit im Bildungsbereich. Das heißt, der Handwerksmeister hat die Grundqualifika-
tion für den Bachelorstudiengang. Das würde auch zur Eignung führen, wenn er den 
Bachelorstudiengang erfolgreich abschließt und die entsprechende Berufspraxis nach-
weist, um diese Berechtigung zu erlangen.  

Ich will einen profanen Vergleich bringen. Wenn Sie heute eine Wunde haben und zum 
Chirurgen gehen, dann wird auch nicht erst geprüft, ob das eine kleine oder große 
Wunde ist und ob die kleine Wunde möglicherweise von der Chirurgieschwester be-
handelt werden kann. Wir haben einfach die Situation, dass wir ein gewisses Niveau 
- das sehen wir sehr deutlich - halten möchten. Das vertreten wir an dieser Stelle. 

Abg. Matthias Lieschke (AfD): Ich bin selbst Handwerksmeister und kann Ihnen ver-
sprechen, dass Sie eine Handwerksprüfung vielleicht auch nicht gleich beim ersten Mal 
bestehen würden. Die Auflagen sind schon sehr enorm. 
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Wenn wir noch bei dem Stück Kuchen bleiben. In Niedersachsen müssen Sie sich den 
Kuchen mit den Meistern und Zimmerleuten teilen. Wieso sehen Sie es als gerechtfer-
tigt an, den Kuchen in Sachsen-Anhalt für sich allein zu behalten? 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Es geht uns überhaupt nicht um den Ku-
chen. Es ist schon dargelegt worden, dass der Teil, der davon abgebissen werden soll 
- ich formuliere es einmal so weiter - nicht der Rede wert wäre. Ich sehe einfach, wenn 
wir die Tür aufgemacht haben, dann bekommen Sie sie nicht mehr zu, wenn dann die 
EU kommt und sagt, dann darf das aber auch jeder aus der EU. Selbstverständlich. 
Dann können wir es nicht zurücknehmen und sagen, in diesem Fall machen wir es 
dann nicht mehr. 

Selbstverständlich ist die Qualifikation unterschiedlich - das habe ich deutlich darge-
legt. Das sind die wesentlichen Unterschiede. Es geht doch nicht darum, ob jemand 
sein Bauwerk gut auf die Reihe bringen kann. Es geht um das ganze Drumherum. Der 
Vergleich zu einer Kirche, die vor 1 000 Jahren gebaut wurde, hinkt doch gewaltig. 
Damals hat man Steine aufeinander gestellt und es wurde gemeinsam geplant, wofür 
ich übrigens auch heute wäre. Es ist doch aber heute viel komplexer. Allein die rechtli-
che Situation ist so unterschiedlich geworden und so breit gefächert, dass man es nicht 
mehr mit einem Handwerk erledigen kann, weil jedes seine spezifische Ausbildung hat. 
Ich finde es absolut nachvollziehbar, dass man das nicht mit einer Ausbildung verglei-
chen kann, die das gesamte Spektrum abbildet. 

Weil der Vergleich eben kam: Wir machen ja auch keine Zimmermeisterausbildung. 
Wir bilden als Architekten keine Zimmer- oder Maurermeister aus, auch wenn wir eine 
gleichwertige Ausbildung haben. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Wir arbeiten oft gemeinsam und wir schätzen Ihre Arbeit 
für unser Bundesland. Nun haben wir im persönlichen Gespräch ausgemacht, dass wir 
unterschiedliche Meinungen haben. In der Stellungnahme steht, dass es noch nie eine 
kleine Bauvorlageberechtigung gab, aber wir wollen modern sein und haben eine mo-
derne Bauordnung. Natürlich will im heutigen Mainstream niemand unmodern sein. Alle 
sind gegendert und auf dem Pfad der Tugend, der vorgegeben wird. Waren die Argu-
mente für Sie aber nicht auch reizvoll, zu hören, dass Baumeister in der Vergangenheit 
auch große Bauten gebaut haben? Wir vertrauen der Statik heute noch, nach Hunder-
ten von Jahren. Unser kulturelles Erbe haben Baumeister und Meister geschaffen, 
ebenso wie sich dann auch Architekten eingebracht und uns ein bauliches Erbe hinter-
lassen haben und uns noch täglich hinterlassen. Wäre nicht ein Miteinander besser als 
ein - ich will das harte „Gegeneinander“ nicht sagen - - Würde irgendjemand ein Scha-
den entstehen, wenn 20, 24 oder vielleicht 25 Handwerksbetriebe im gesamten Bun-
desland Sachsen-Anhalt von dieser kleinen Bauvorlageberechtigung profitierten - wo-
bei wir heute noch nicht wissen, wie ein Gesetzestext aussehen würde -? Dazu kämen 
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wir noch einmal zusammen. Wir müssen uns jetzt erst einmal dazu finden, ob wir es 
versuchen oder nicht. Es ist heute noch nicht die Rede von Gebäudeklasse 1, 2 oder 3. 
Soweit sind wir noch nicht. Ist es wirklich so grundhaft abzulehnen? 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Das ist nicht grundhaft abzulehnen. Ein Mitei-
nander ist immer besser als ein Gegeneinander. Gegeneinander arbeiten wir auch 
grundsätzlich überhaupt nicht im Land, wenn es um das Bauhauptgewerbe geht. Ich 
sage an dieser Stelle aber trotzdem ganz klar: Die Regelungen, die wir heute haben, 
ob es das Architektengesetz oder die Bauordnung ist, sehen gewisse Öffnungsmög-
lichkeiten vor. Dazu bedarf es keiner neuen Regelung. Wir sollten das, was wir haben, 
gegebenenfalls mit Leben erfüllen. Das, was hier eingangs von dem Kollegen Techni-
ker zur Gebäudeklasse 1 bis 3 gesagt worden ist, ist etwas, was wir prinzipiell immer, 
grundsätzlich ablehnen werden; denn der Vergleich hinkt. Es mag sein, dass eine Kir-
che noch steht. Das ist aber nur Erfahrung gewesen. Was wir heute machen: Wir bau-
en nicht mehr mit Steinen, die so dick sind, wie sie in einer Kirche verbaut wurden. Die 
Bautechnik, die Genehmigungsverfahren, das Baunebenrecht sind so komplex gewor-
den, dass eine andere Wertigkeit entwickelt worden ist. Das ist genau der Punkt, in 
dem wir deutlich den Unterschied in der Ausbildung sehen und in den Zulassungsvo-
raussetzungen. Das ist genau dieser qualitative und quantitative Unterschied zwischen 
der früheren und heutigen Tätigkeit. 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Darf ich noch ganz kurz anfügen: die Fra-
ge, warum wir es nicht gemeinsam machen. Ich bin ein Verfechter der Gemeinsamkeit. 
Im Zuge der Digitalisierung werden wir von Anfang an, auch im Planungsprozess, viel 
stärker zusammenarbeiten müssen. Dazu stehe ich.  

Die Frage kann ich aber zurückgeben. Warum ist es notwendig, wenn es 25 Hand-
werksbetriebe wären, ein Gesetz zu ändern und sich von der Musterbauordnung zu 
entfernen? Das meine ich mit „unmodern“. Es wäre ein Rückschritt. Die anderen Län-
der haben es nicht   s c h o n   , sie haben es   n o c h. Wir sind auf dem Weg zu einer 
einheitlichen Bauordnung, die dieses Recht nicht kennt. 

Wir sind für Zusammenarbeit. Warum ist es für einen Handwerksmeister so schwierig, 
sich mit dem Architekten zusammen hinzusetzen und zu besprechen, was man vorhat. 
Er hat doch weiterhin freie Hand. Er kann seinen Namen genauso groß darauf schrei-
ben wie der Architekt. Es gibt keine Diskriminierung. Das sehe ich überhaupt nicht. 

Abg. Thomas Keindorf (CDU): Meine Frage an die beiden Herren: Sie haben von der 
Ausnahmemöglichkeit gesprochen, die schon jetzt besteht, woraus Sie schlussfolgern, 
dass eine Änderung nicht notwendig ist. Meine Frage ist, wie viele Handwerksmeister, 
wie viele Techniker im Zuge dieser Ausnahmeregelung einen Antrag bei Ihnen gestellt 
haben und wie viele genehmigt worden sind. 
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Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Ich kann Ihnen keine genauen Zahlen 
nennen; diese habe ich nicht parat. Wir können aber nachfragen. Es sind auf jeden Fall 
zu wenig. Es müsste vielmehr genutzt werden. Sie zu genehmigen, das ist nicht das 
Problem; ich glaube nicht, dass es daran scheitern wird. Im Bereich des Studiums weiß 
ich, dass es eine ganze Reihe von Handwerksmeistern gibt, die an ihre Ausbildung ein 
Studium anhängen. Wenn man die Dauer betrachtet, dann sind es, wenn man es voll 
auslasten würde, maximal drei Jahre. Man schafft es aber auch in zwei Jahren, wenn 
man zuvor die Praxis hat. 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Vielleicht noch zur Ergänzung: Es ist keine Aus-
nahmeregelung; es ist eine Standardregelung im Gesetz. 

Abg. Dr. Falko Grube (SPD): Sie sehen, wir sind mitten bei der Entscheidungssuche. 
Was mich interessieren würde, ist das Thema der Nachqualifizierung. Nehmen wir an, 
jemand hat im Zuge seiner Meisterausbildung und mit der Erfahrung, die er hat, und 
mit den Erkenntnissen, die man im praktischen Betrieb erwirbt, tatsächlich die notwen-
digen Kenntnisse erworben: Würden Sie es grundsätzlich - nehmen wir als Gedanken-
spiel an, man würde zu einer gesetzlichen Regelung kommen - als unabdingbar be-
trachten bzw. befürworten? Am Ende stellt sich die Frage, wie man für die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher einen Zustand herstellen kann, der, wenn alles normal läuft, 
rechtssicher ist - im besten Fall ohne Schaden, aber auch bei einem Schaden; das ist 
das Thema Versicherung, das wir vorhin schon einmal hatten -, aber auch im Hinblick 
auf die Qualität dessen, was dort passiert, die Planung und die Bauausführung. Wür-
den Sie dann sagen, es gibt die Möglichkeit? Der Kollege aus Bayern hat vorhin schon 
einmal gesagt, dass nachqualifiziert bzw. geprüft wird und in Hessen ist es auch so. Ich 
habe jetzt nicht alle Bundesländer im Kopf. 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Die Frage, ob wir dem grundsätzlich im 
Wege stehen: Nein, das tun wir nicht. Der Weg der Nachqualifizierung ist im Architek-
tengesetz schon enthalten. Wenn man darüber spricht, wie es ablaufen kann, ob es zu 
schwierig ist, dann kann man darüber sicherlich diskutieren. Das ist aber unabhängig 
von der Landesbauordnung. Darin würde etwas anderes stehen. Dann stellt sich nicht 
mehr die Frage nach Nachqualifizierung und Ähnlichem. Es ist für uns Architekten so 
festgelegt, dass es im Architektengesetz steht und umgesetzt wird. Es muss auch eine 
Kontrollinstanz geben, die es dann prüft. 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Um das noch zu ergänzen, würde ich sagen, es 
geht über den Weg des Architektengesetzes. Dann sollte es dort auch angesiedelt 
sein. Bei der Ingenieurkammer ist es grundsätzlich anders geregelt. Um bauvorlagebe-
rechtigt zu sein, müssen Sie nicht Mitglied der Kammer sein, aber Sie müssen die Be-
fähigung haben, die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ zu führen. Dazu müssen Sie min-
destens ein sechssemestriges technisch-naturwissenschaftliches Studium absolviert 
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haben. Deswegen mischen wir uns als Ingenieurkammer in den Bereich der Nachquali-
fizierung nicht ein. 

Es ist nach dem Architektengesetz bereits möglich. Es gibt den Weg, diese Zusatzqua-
lifikation nachzuweisen. Dann gibt es keine Hinderungsgründe mehr. Dann brauche ich 
auch nicht zu differenzieren zwischen einem großen, kleinen oder wie auch immer ge-
arteten Bauvorlagerecht und bin konform zur Musterbauordnung; das ist ja unser Ziel. 

Abg. Dr. Falko Grube (SPD): Wenn es jetzt ein bisschen laienhaft klingt, dann sehen 
Sie es mir bitte nach. Wir haben, was die Studienabschlüsse betrifft, Bachelor und 
Master. Ist es nicht denkbar, dass man sagt, wenn man nachqualifiziert, dann unter-
scheidet man im Architektengesetz zwischen einer Nachqualifizierung für die einfache 
Bauvorlageberechtigung und einer Nachqualifizierung für die allgemeine Bauvorlage-
berechtigung? Wäre das möglich? 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Das gibt das Architektengesetz nach meiner 
Kenntnis nicht her. Darüber müsste man reden. Es würde bedeuten, dass man das 
Gesetz teilweise anpassen müsste. Darüber muss man einfach reden. 

Uns geht es um die Standsicherheit von baulichen Anlagen aus der Sicht des Verbrau-
cherschutzes. Ich denke an das Stadtarchiv in Köln, an einen Polier, der eine Ent-
scheidung getroffen hat, zu der er nicht befähigt war. Ich denke an die Brücke in Ge-
nua, bei der Grundsätze des Bauens missachtet worden sind. Das sind Sachen - - 

(Zuruf des Abg. Frank Scheurell, CDU) 

- Es geht mir nicht nicht um die Qualifikation oder Ausbildung. Es geht mir um die ge-
setzlichen Regelungen der Bauwerksprüfung, die wir in Deutschland haben und die 
Italien gerade nicht kennt. Das sind unterschiedliche Ansätze. 

Ich will einfach davor warnen, das Eingangsniveau, ich sage einmal, so weit abzusen-
ken, dass wir uns irgendwann - Sie haben es vorhin gesagt - an den Kopf fassen müs-
sen, weil wir Regelungen getroffen haben, die zu einem Problem führen. Das wollen 
wir schlichtweg vermeiden. 

Abg. Dr. Falko Grube (SPD): Wir sind quasi ein bisschen beim freien Denken. Mir ist 
es relativ egal, ob wir ein Gesetz anfassen und, wenn ja, welches. Wenn wir sagen, es 
bedarf einer Nachqualifizierung für solche Meisterinnen und Meister - wenn wir am En-
de dazu kommen - und das muss über das Architektengesetz passieren, dann ist das 
für mich erst einmal Technik. Das müsste man zwar besprechen, aber das Gesetz zu 
ändern wäre mir relativ egal. 
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Für mich ist die spannende Frage, ob es qualitativ so unterschiedlich ist, dass man 
sagen kann, man könnte in einer kürzeren Zeit eine einfache Bauvorlageberechtigung 
erwerben. Wenn man zu einer solchen Regelung käme, dann könnte man in der Lan-
desbauordnung darauf hinweisen. Natürlich eint uns der Wunsch, dass das, was dort 
an Planung und Bauausführung abgeliefert wird - wir reden aber im Moment über die 
Planung -, qualitativ so hochwertig ist, dass man diese ruhigen Gewissens auf die 
Menschheit loslassen kann. Das ist unstrittig. Gäbe es die Möglichkeit zu sagen, man 
macht in einer kürzeren Zeit nicht den großen Schein, wie es im Architektengesetz 
steht, sondern es gibt so etwas wie einen kleinen Schein - ich sage es jetzt ein biss-
chen untechnisch -? 

Jörg Herrmann (Ingenieurkammer): Darüber haben wir noch nicht nachgedacht. 
Prinzipiell kann man auf dem Weg der Qualifikation alles erreichen, eine beliebige Stu-
fe. Die Frage ist, wie weit man das Eingangsniveau absenken will. Das ist die Frage, 
über die man Konsens erzielen muss. Dann muss man fragen, wie man dahin kommt, 
den Nachweis dieser Qualifikation zu erbringen. 

Prof. Axel Teichert (Architektenkammer): Ein Hinweis noch: Das betrifft nicht nur die 
Qualifikation. Ein entscheidender Punkt war auch die Trennung der Aufgabenstellun-
gen. Das heißt, immer wenn ein Ausführender plant, dann wird er in seinem Sinne pla-
nen, selbstverständlich. An dieser Stelle setzt der Verbraucherschutz an, das möglichst 
zu trennen. 

Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Ich danke Ihnen sehr herzlich für die Gelegenheit, 
die schon einige Male angesprochenen Bedenken der Versicherungswirtschaft gegen 
die Einführung der kleinen Bauvorlageberechtigung für Handwerksmeister und Techni-
ker kurz zusammenfassen zu dürfen (vgl. Vorlage 6 neu). 

Das berufliche Risiko verändert sich ganz signifikant, wenn Handwerksmeister und 
Techniker sowohl planen als auch ausführen können. Es wirkt sich auf die vertraglich 
geschuldete Leistung aus. Die Haftpflichtversicherung als Konzept richtet sich auf die 
Absicherung von Schadenersatzansprüchen und nicht auf eine schlechte Vertragserfül-
lung. Indem die Planung und Ausführung in einer Hand zusammengeführt wird, verlän-
gert sich diese Erfüllungsleistung. Sie beinhaltet dann sozusagen beide Elemente mit 
der Folge, dass die Haftpflichtversicherung erst dann greifen kann, wenn am Ende der 
Erfüllung, also mit der Ausführung der Bauleistung, die Folgeschäden bei einem Dritten 
auftreten. Das hat im Ergebnis zur Folge, dass für den Planungsteil, der sich in der 
Ausführungsplanung realisiert, kein Versicherungsschutz besteht. Das ist überhaupt 
kein Misstrauensvotum gegenüber Handwerksmeistern und Technikern, sondern ein 
Grundsatz der Haftpflichtversicherung. Es geht einfach darum, die Versicherbarkeit von 
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Berufsrisiken zu gewährleisten, mit anderen Worten: dass die Erfüllungsleistung, das, 
was Sie Ihrem Vertragspartner versprechen, durch das Hin- und Herschieben von Zu-
ständigkeiten und Fehlern nicht über Versicherungsleistungen finanziert wird. 

Es ist für die Versicherbarkeit von Berufsrisiken signifikant, dass Sie Planung und Aus-
führung voneinander trennen können, oder Sie können erst bei der Abnahme der Aus-
führungsleistung mit der Haftpflichtversicherung eingreifen, soweit es sich um Folge-
mängel aus der Erfüllungsleistung handelt. 

Wenn Sie das mit den Architekten vergleichen - einfach zur Veranschaulichung -: Dort 
endet die Erfüllungsleistung mit der Erstellung des Plans. Das heißt, wenn sich ein 
Mangel des Plans in der Erfüllungsleistung oder Ausführungshandlung des Handwer-
kers oder Technikers realisiert, dann ist es eine Folge aus einer mangelhaften Leistung 
eines Architekten, also von der Haftpflichtversicherung gedeckt. Beim Handwerker und 
Techniker kann dieser Folgemangel aber eben erst am Ende der Ausführungshandlung 
eintreten.  

Auch wenn Planung und Leistung aus einer Hand von einzelnen Spezialversicherun-
gen tatsächlich abgedeckt sind, dann ist aber der Mangel am Bauwerk vom Versiche-
rungsschutz ausgeschlossen. Der Gedanke der Erforderlichkeit der Trennung ist darin 
also genauso verankert, auch wenn es von den Versicherungsbedingungen einge-
schlossen ist, weil es sich nicht auf Mängel der Vertragserfüllung bezieht, sondern zum 
Beispiel darauf, dass bei einer Planung einem Dritten irgendetwas kaputtgeht, was mit 
der Vertragsleistung nichts zu tun. 

Wenn Sie sehen, dass für den Planungsteil kein Versicherungsschutz besteht, wenn 
Sie Planung und Ausführung in eine Hand legen, dann ergeben sich daraus erhebliche 
wirtschaftliche Belastungen sowohl für die Handwerker und Techniker als Berufsträger 
als auch für die Bauherren oder Auftraggeber, weil sie einen signifikanten Teil der ver-
traglich abgesprochenen Leistung nicht mit einer Haftpflichtversicherung absichern 
können. 

Noch ganz kurz zu der Möglichkeit, Planung ohne Ausführung zuzulassen. Dabei muss 
man berücksichtigen, dass der Versicherungsschutz immer auf das versicherte Risiko 
gerichtet ist. Das klingt banal. Es führt aber dazu, dass Planungsleistungen, die über 
die Reichweite der Betriebshaftpflicht hinausreichen, vom Versicherungsschutz nicht 
umfasst sind. Das heißt, wenn ein Installateur sozusagen auch das Verlegen der Flie-
sen plant, dann ist das außerhalb seines versicherten Risikos und damit nicht vom 
Versicherungsschutz umfasst. 

Das wollte ich zu bedenken geben, was man berücksichtigen muss, wenn man die 
kleine Bauvorlageberechtigung einführt.  
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Ich möchte noch kurz ergänzen, weil vorhin gesagt worden ist, dass schon jetzt Versi-
cherungsnachweise von bauvorlageberechtigten Handwerkern vorgelegt werden müs-
sen. Dem ist meines Wissens nicht so, weil es sich nicht um Pflichtversicherungen 
handelt. Das heißt, es ist anders als bei Versicherungen für Architekten und Ingenieu-
re, die gesetzlich verankert sind, sodass sie nur dann Dienste am Markt anbieten kön-
nen, wenn sie einen entsprechenden Versicherungsschutz nachweisen können. Es gibt 
keine gesetzliche Pflicht zur Haftpflichtversicherung. Man kann nach der eigenen Be-
urteilung des Berufsrisikos freiwillig eine Versicherung abschließen. Deswegen bedarf 
es auch keines Versicherungsnachweises, um am Markt tätig werden zu können. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Die erste Frage ist: Gibt es solche Versicherungspolicen, 
ja oder nein? Die nächste Frage, die sich mir stellt: Sie haben gesagt, die Haftpflicht-
versicherung für den Betrieb würde es nicht regulieren. Wenn die Firma aber eine 
Vermögenshaftpflichtversicherung hätte, dann würde diese es doch eigentlich regulie-
ren.  

Dann habe ich vernommen, dass Sie gesagt haben, für diejenigen, die eine kleine 
Bauvorlageberechtigung besäßen, bestünde keine Versicherungspflicht. Das heißt, 
wenn man auch für diese eine Versicherungspflicht wie bei Architekten und Ingenieu-
ren einführen würde, dann wäre alles versichert und das Problem, das Sie geschildert 
haben, wäre nicht mehr gegeben. 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Das Erste war, ob es Versicherungsschutz gibt, ja 
oder nein. Wie ich eben schon gesagt habe, gibt es bei Spezialversicherern im Bereich 
der Betriebshaftpflichtversicherung für das Baugewerbe tatsächlich entsprechende 
Konzepte, aber mit dem signifikanten Ausschluss von Schäden am Bauwerk. Das ist 
genau der Punkt, an dem sich Planung und Ausführung quasi begegnen. Das ist vom 
Versicherungsschutz nicht umfasst und vom Grundsatz her, den ich zu beschreiben 
versucht habe, genauso verankert. Der Versicherungsschutz hilft Ihnen an der Stelle 
nicht, weil die Haftpflichtversicherung nicht dafür da ist, Erfüllungsmängel zu versi-
chern, sondern Schäden Dritter aufgrund gesetzlicher Haftpflicht, also Schadens-
ersatzansprüche. 

Das Zweite? 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Vermögenshaftpflichtversicherung. 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Die Haftpflichtversicherung umfasst Personen- und 
Sachschäden und daraus folgende Vermögensschäden. Das heißt, der echte Vermö-
gensschaden ist von der Haftpflichtversicherung nicht umfasst. Das ist anders als bei 
Architekten, bei denen diese Art der Verquickung zwischen Planung und Erfüllung be-
dingungsseitig aber vollkommen ausgeschlossen ist. 
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Was war das Dritte? 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Wenn man in das Gesetz so eine Versicherungspflicht 
hinschreiben würde, dann wäre der Verbraucherschutz gegeben. Es gibt Berufszweige, 
zum Beispiel den, in dem ich tätig bin, in denen man verpflichtet ist, gewisse Versiche-
rungen abzuschließen, weil es Treuhandgeschäfte sind. Dann muss man sich gegen 
gewisse Risiken absichern. Das könnte man hierfür auch einführen. 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Es ist ein Missverständnis, dass es automatisch zu 
entsprechenden Produkten am Markt führt, wenn man etwas sozusagen gesetzlich 
vorschreibt. Wenn etwas nicht versicherbar ist, dann werden Sie auch bei einer gesetz-
lichen Verpflichtung keine Versicherungsverträge abschließen können. Das führt dann 
im Grunde dazu, dass Ihnen ein regelrechtes Verbot zur Ausführung bei dieser Ver-
knüpfung von Planung und Ausführung begegnet. Sie werden dann, weil Sie den Ver-
sicherungsnachweis nicht erbringen können und es insoweit keinen hinreichenden 
Versicherungsschutz gibt, die Voraussetzung für diese Tätigkeit nicht erfüllen können. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Ist Ihnen aus den Bundesländern Bayern, Hessen oder 
Niedersachsen, in denen es ja erlaubt ist, ein Fall bekannt, in dem es schon einmal 
solche Gewährleistungsansprüche gab, also für planungsrechtliche Geschichten, dass 
die Versicherung nicht bezahlt hat und der Endverbraucher auf seinen Kosten sitzen 
geblieben ist? 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Es ist statistisch natürlich immer ein Problem. In 
dem Moment, in dem etwas vom Versicherungsschutz nicht umfasst ist, haben Sie 
dazu natürlich auch keine Statistik. Insbesondere die Versicherer können eine solche 
Statistik sozusagen nicht verankern, weil es keine Schadensfälle gibt, die dokumentiert 
werden könnten. In dem Moment, in dem sich der Planungsfehler bei der Ausführung 
im Bauwerk manifestiert, werden Sie keine Versicherungsleistung erhalten, weil es 
nicht Bestandteil des Versicherungsvertrages ist. Deswegen kann man dazu nur ganz 
schwer eine Aussage treffen - weder in die eine noch in die andere Richtung. Ich wür-
de vermuten, im Hinblick auf die Umfrage, die ich im Vorfeld bei unseren Mitglieds-
unternehmen durchgeführt habe, dass danach eine ganz geringe Nachfrage besteht. 
Es hat wirklich keine große Relevanz. Die Bedeutung der Beratung insbesondere mit 
Blick auf die relevanten Grenzen des Versicherungsschutzes führt vielleicht einfach 
dazu, dass diejenigen, die es trotzdem tun, es sehenden Auges tun und das Risiko auf 
die eigene Kappe nehmen, dann aber natürlich irgendwie zulasten des Auftraggebers. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Ich habe es so verstanden: Der Großteil der Versicherun-
gen würde das Risiko nicht abdecken, es gibt aber ein paar Spezialversicherungen, die 
es sehr wohl abdecken würden, wie zum Beispiel die Gothaer oder weitere. 
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Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Die Gothaer macht das nicht. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Die machen das nicht?  

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Nein. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Es wurde vorhin schon einmal aufgezählt. Deswegen 
dient es für mich der Klärung, wie zuverlässig diese Quellen sind und worauf man sich 
beziehen kann.  

Wüssten Sie eine Versicherung, die dieses Risiko abdecken würde? 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Das ist ein bisschen das Problem für mich als Ver-
treterin des Verbandes. Es gibt welche. Ich wiederhole es aber noch einmal: Der Versi-
cherungsschutz dieser Versicherer beinhaltet nicht den Schaden am Bauwerk, wenn 
Planung und Ausführung in einer Hand liegen. Mit anderen Worten: Es ist wirklich ge-
nauso, wie es im Grundsatz verankert ist. Man will den Handwerker und Techniker bei 
anderen Schadensersatzansprüchen nicht im Stich lassen. Dabei realisiert sich sozu-
sagen nicht das in Planung und Ausführung bestehende Risiko. Der Grundsatz, dass 
man Planen und Ausführen teilen muss, weil es sich als Erfüllungsleistung im Bauwerk 
niederschlagen kann, ist darin aber genauso verankert.  

Abg. Thomas Keindorf (CDU): Mit der Novellierung der Handwerksordnung im 
Jahr 2004 wurde auch für Architekten und Bauingenieure die Möglichkeit geschaffen, 
sich aufgrund ihrer Qualifizierung mit einem Bauunternehmen in die Handwerksrolle 
eintragen zu lassen. Meines Wissens ist dies auch in einigen Fällen geschehen - wahr-
scheinlich häufiger als es umgekehrt nach dem Architektengesetz der Fall ist. Dann 
liegen doch aber Planung und Bauausführung auch in einer Hand. Ist die Versiche-
rungsfrage in diesem Fall genauso zu betrachten wie für ein Handwerksunternehmen? 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Sie müssen dann bei dem einzelnen Vorhaben die 
Trennung zwischen diesen beiden Leistungsabschnitten gewährleisten. Wenn Sie als 
Architekt an diesem Unternehmen auch nur beteiligt sind, dann besteht dennoch ein 
Versicherungsausschluss, weil man diese Verquickung nicht versichern kann. 

Abg. Thomas Keindorf (CDU): Es ist also keine Einbahnstraße. 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Nein. Das ist ein Grundsatz, der niemanden diskri-
minieren soll, sondern es ist eine Frage der Versicherbarkeit.  

Abg. Frank Scheurell (CDU): Sie haben uns jetzt den Rat gegeben, ein Antidiskrimi-
nierungsgesetz für Handwerker und Techniker auf den Weg zu bringen. 
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Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Wie gesagt, es ist keine Diskriminierung von irgend-
einer Berufsgruppe, sondern die Frage ist, was sie brauchen, um berufliche Risiken 
vernünftig absichern zu können. Die vertraglichen Pflichten hängen von Ihrer Entschei-
dung ab, welche Vorbeugungsmaßnahmen sie treffen usw. bis hin zum Pfusch am 
Bau. Das liegt alles in der Hand der Person, die sich vertraglich verpflichtet hat. Jeder 
Vertragspartner trägt selbst die Verantwortung für die Qualität dessen, was er abliefert. 
Das ist bei Architekten so; das ist bei Handwerkern so; das ist bei allen Berufsgruppen 
so. Das hat überhaupt nichts mit Diskriminierung zu tun; im Gegenteil: Es ist wirklich 
ein Grundsatz, der uneingeschränkt auf alle Anwendung findet. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Sie empfehlen also, dass man dann auch innerhalb 
eines Betriebes Leistungsabgrenzungen vertraglich vereinbart. Dann müsste es doch 
gehen. Das war doch gerade die Antwort auf die Frage nach den Architekten, die es im 
Gegenzug auch so machen. 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Nein. Das ist ein Missverständnis. Das, was ich 
eben im Hinblick auf die Architekten versuchte zu erklären, ist, dass der Grundsatz dort 
exakt zur Anwendung kommt: Wenn ein Architekt ein Bauvorhaben als Planer betreut, 
dann ist es ihm, wenn er seinen Versicherungsschutz aufrechterhalten will, nicht mög-
lich, an der Ausführung teilzuhaben oder auch nur am Bauunternehmen, das die Aus-
führung vornimmt, beteiligt zu sein. Er muss gar nicht selbst dort tätig sein. Das heißt, 
es ist exakt die gleiche Stringenz und strenge Trennung von Planung und Ausführung. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): In Ergänzung dazu: Habe ich es dann richtig 
verstanden, dass die acht Länder, die hier in Rede stehen, welche die kleine Bauvorla-
geberechtigung haben, etwas ermöglichen, was nicht versicherbar ist? 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Sie können eine Betriebshaftpflichtversicherung für 
die Ausführung und auch für die Planung abschließen. Wenn Sie Planung und Ausfüh-
rung in einer Hand haben, dann reicht Ihre Erfüllungsleistung von der Planung bis zum 
Ende der Ausführung. Die Erfüllungsleistung ist aber nicht Gegenstand der Haftpflicht-
versicherung. Die Haftpflichtversicherung versichert Sie gegen Schadensersatzansprü-
che Dritter, aber nicht dagegen, dass Sie ihre vertraglichen Leistungen nicht erfüllen. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Dann ist mein Verständnis richtig. Sie hätten 
auch Ja sagen können. 

Dr. Sarah Meckling-Geis (GDV): Ach so. Ja.  
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Handwerkskammer Halle (Saale) 

Thomas Keindorf (Handwerkskammer): Für rund die Hälfte der 27 000 Handwerks-
betriebe im Land sind der Meisterbrief oder eine gleichwertige Qualifikation Vorausset-
zung für die Arbeit, und für die Kunden sind sie Garant für Qualität. In ihrer Meister-
ausbildung erwerben unsere Handwerkerinnen und Handwerker ein vertieftes Fach-
wissen und Fachkönnen sowie Management- und didaktische Kenntnisse. Genau hie-
ran möchte ich anknüpfen, wenn es um das Kernthema der Anhörung geht: die kleine 
Bauvorlageberechtigung für Meister im Maurer-, Betonbauer sowie Zimmererhandwerk 
und für staatlich geprüfte Techniker der Fachrichtung Bautechnik. 

Worum geht es? Gestatten Sie mir ein ganz praktisches Beispiel. Stellen Sie sich vor, 
Sie sind Besitzer eines Mehrfamilienhauses, ein Einzeldenkmal, außen ist alles schon 
schick und die Innensanierung steht an. Sie haben zehn Wohneinheiten und möchten 
jede Wohneinheit modern mit Bad und Gäste-WC nach gehobenem Standard ausstat-
ten. Dazu möchten Sie als Vermieter mit der Heizkostenabrechnung nichts zu tun ha-
ben. Das heißt, in jede Wohnung sollen Etagenheizungen kommen. Sie gehen zum 
Installateurmeister Ihres Vertrauens. Er macht Ihnen ein komplettes Projekt. Er plant 
es. Er bemustert alles. Die Fliesenlegerarbeiten kann er Ihnen auch mit anbieten. Das 
kann übrigens jeder von Ihnen, wenn er sich bei mir in die Handwerksrolle ohne Quali-
fikationsnachweis eintragen lässt. Als das im Jahr 2004 geändert wurde, spielte der 
heute schon oft zitierte Verbraucherschutz auch keine Rolle. 

Bei der geplanten Baumaßnahme - ich schaue zu den Ingenieuren und Architekten - 
kommt ein Betrag von 300 000 € relativ schnell zusammen. Die Gefahrengeneigtheit ist 
hoch; wir reden ja von Gas in jeder Wohnung. Sie schließen mit dem Handwerksmeis-
ter Ihres Vertrauens einen Vertrag. Er führt die Arbeit zu Ihrer vollsten Zufriedenheit 
aus und das Energieversorgungsunternehmen oder der Netzbetreiber meint noch nicht 
einmal, die neue Gasanlage abnehmen zu müssen und gibt die Gasuhren so heraus, 
weil der Installateur gut bekannt ist. Es ist kein Architekt im Spiel. Wir reden nicht über 
das Sechsaugenprinzip, was wir heute schon mehrfach gesagt haben. Es ist einfach 
das Vertrauen zwischen Handwerker und Kunden gegeben. Dieses Vertrauen wird 
aufgrund der Qualifikation des Handwerksunternehmens auch zur vollsten Zufrieden-
heit des Kunden bestätigt.  

Sie wollen auf demselben Grundstück ein Nebengebäude im Garten errichten, in dem 
Sie ein paar Gartenmöbel unterbringen und für Fahrräder, und vielleicht noch drei, vier 
überdachte Autostellplätze. Der Zimmermann plant und projektiert Ihnen das gesamte 
Bauteil. Das Auftragsvolumen beträgt vielleicht ein Zehntel des vorher genannten, 
30 000 €, 40 000 €, aber plötzlich reden alle über Baugenehmigung, Architekt, Sechs-
augenprinzip und Verbraucherschutz. Genau an dieser Stelle sehen wir eine Ungleich-
behandlung, die durch den Gesetzgeber herbeigeführt wurde, zumal es in anderen 
Ländern Lösungen für dieses Problem gibt. Es erschließt sich unseren Handwerkern 
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nicht, warum ein Meister, der sein Unternehmen an der Grenze unseres Bundeslandes 
hat, im benachbarten Bundesland Niedersachsen vorlageberechtigt ist, in Sachsen-
Anhalt aber nicht. Es besteht aus unserer Sicht Handlungsbedarf, und deswegen auch 
die Diskussion am heutigen Tag. 

Ich möchte es aber auch aus einem ganz anderen Blickwinkel betrachten. In Zeiten 
des Fachkräftemangels, speziell im technischen Bereich, wäre eine solche Anerken-
nung der handwerklichen Kompetenz ein zusätzlicher Anreiz für junge Menschen, sich 
gerade in den genannten Gewerken für eine handwerkliche Berufsausbildung und an-
schließende Meisterausbildung zu entscheiden. Es wäre ein deutliches politisches Si-
gnal der Gleichbehandlung akademischer und beruflicher Bildung, wie es im deutschen 
Qualifikationsrahmen - er ist heute schon genannt worden - eigentlich seit Jahren ge-
regelt ist. 

Meine Herren von der Architekten- und Ingenieurkammer, mir tat es vorhin ein biss-
chen weh, dass Sie mehrfach gesagt haben, Sie wollten kein Absinken des Niveaus. 
Ich bringe Sie mit Handwerksmeistern speziell aus dem Zimmererhandwerk und Me-
tallbauerhandwerk zusammen, die mir schon öfter erzählt haben, dass Architekten zu 
Ihnen gekommen sind und um Hilfe gebeten haben, wenn es um die Konstruktion spe-
zieller Holz- oder Metallbauteile ging. Ich denke, es hat an dieser Stelle nichts damit zu 
tun, das Niveau abzusenken oder nicht abzusenken. Zu Details der Meisterausbildung 
werden nachher noch zwei Anzuhörende vortragen. Darauf möchte ich gar nicht ein-
gehen. Ich möchte aber meine Bitte an den Ausschuss richten, dass es hier zu einem 
positiven Votum kommt. 

Handwerkskammer Magdeburg 

Romy Meseberg (Handwerkskammer): Die Einführung der kleinen Bauvorlagebe-
rechtigung wäre definitiv kein Schritt zurück, sondern ein Schritt nach vorn, und zwar 
hin zu einheitlichen Bauordnungen. Dabei möchte ich ein bisschen ausholen.  

Die Bauordnung gibt es schon lange. Die Wurzeln liegen bei den Zünften und Bauhüt-
ten. In den westdeutschen Bundesländern ist die Bauordnung nach dem Zweiten Welt-
krieg novelliert worden. Die Bauherren haben mehr Eigenverantwortung bekommen. 
Die Bauvorlageberechtigten sind zu ihrer Unterstützung da. Die Leistung des Hand-
werks vor der Novellierung der Bauordnung wurde dadurch gewürdigt, dass die kleine 
Bauvorlageberechtigung eingeführt wurde; denn viele Handwerker haben bis dahin 
kleine Bauvorhaben selber geplant und auch umgesetzt. Natürlich kämpfen die Archi-
tekten und Ingenieure für ihr Monopol. Das machen sie auch in den anderen Bundes-
ländern. Es gab Klagen vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof und vor dem 
Bundesverfassungsgericht - der Vorsitzende der Fachkommission Bauaufsicht der 
Bauministerkonferenz hat es schon angerissen. Die Urteile sind durchweg positiv für 
das Handwerk ausgefallen. Es wurde zum Beispiel bestätigt, dass Handwerksmeister 
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sehr wohl in der Lage dazu sind, kleine Bauvorhaben - ich zitiere - „ordnungsgemäß, 
insbesondere sicher, wirtschaftlich und frei von Verunstaltungen zu planen“. 

Zur gleichen Zeit herrschten zu DDR-Zeiten, in unserer Region, zentralistische Pla-
nungsstrukturen im Bauwesen. Standardisierung und Vereinheitlichung standen auf 
der Tagesordnung. Das Handwerk war zu der Zeit nicht gern gesehen. Teilweise kam 
es sogar zu Enteignungen, wenn Handwerksbetriebe zu groß wurden. Die Ausbildung 
im Handwerk, die Meisterausbildung wurde dem Bedarf angepasst. Die erste Bauord-
nung hier wurde im Jahr 1989, noch zu DDR-Zeiten beschlossen. Die Bundesländer 
haben es im Jahr 1990 in ihr Recht übernommen. Die kleine Bauvorlage gab es da-
mals nicht. Das kann man auch gut nachvollziehen; denn es war zu DDR-Zeiten ein-
fach nicht üblich, dass die Handwerksmeister auch planen.  

Nach fast 30 Jahren wurden viele Handwerksmeister im Maurer- und Betonbauer-
handwerk ausgebildet, und zwar nach der neuen Prüfungsordnung. Sie müssen nach-
weisen, dass sie eine Baugenehmigungsplanung, statische Nachweise und die Nach-
weise für den Brandschutz und Wärmeschutz erstellen können. So will es das Bun-
deswirtschaftsministerium, so besagt es die Prüfungsordnung, die es beschlossen hat. 
Ist es dann nicht an der Zeit, den Handwerksmeistern nach fast 30 Jahren die gleiche 
Berechtigung zuzusprechen wie ihren Kollegen in den westdeutschen Bundesländern? 
Sie müssen sich mit der Frage auseinandersetzen, ob die Handwerker dazu in der La-
ge sind, genau diese Unterlagen qualitativ zu erstellen. Sie kennen zum Teil die Bei-
spiele von Zimmerer- und Maurermeistern wie Herrn Lellau, der heute noch sprechen 
wird, oder Herrn L., der bei der vorherigen Ausschusssitzung vorgetragen hat. Sie ha-
ben aber auch die Erfahrungen aus Bayern gehört. Der Vorsitzende der Fachkommis-
sion Bauaufsicht der Bauministerkonferenz hat noch einmal bestätigt, es seien keine 
Fälle bekannt, in denen Handwerksmeister Bauvorlagen eingereicht und Bauvorhaben 
dadurch Schaden genommen hätten.  

Ich bin davon überzeugt, dass die Frage, ob die Handwerksmeister dazu in der Lage 
sind, mit Ja beantwortet werden kann. Dann sollte man den Handwerksmeistern auch 
die Berechtigung erteilen. 

Die Landesbauordnungen in den einzelnen Bundesländern sind im Grunde genommen 
ein Flickenteppich. Der Flickenteppich kostet den Bauherren Geld und Zeit. Eine An-
gleichung der Landesbauordnungen würde das etwas minimieren. Auch die Muster-
bauordnung ist nicht in Stein gemeißelt; sie kann angepasst werden. Wenn sich viele 
Bundesländer für die kleine Bauvorlageberechtigung entscheiden, dann ist es meiner 
Meinung nach nur der nächste Schritt, auch die Musterbauordnung anzupassen. Das 
wurde im Jahr 2002 schon einmal gemacht. Damals hat man festgestellt, dass sich die 
Musterbauordnung von den Landesbauordnungen so weit entfernt hatte, dass sie no-
velliert werden musste. 
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Die Landesbauordnungen sind regelmäßig in der Diskussion und werden den aktuellen 
Gegebenheiten angepasst. Die Musterbauordnung sollte ebenfalls angepasst werden. 

Ich möchte noch einmal ganz kurz auf die aktuellen Betriebs-, Ausbildungs- und Meis-
terzahlen zu sprechen kommen. Wir haben Ihnen entsprechende Statistiken zu ge-
arbeitet (vgl. Vorlage 3). In den letzten 20 Jahren, genau genommen in den letzten 
zehn Jahren ist die Zahl der Maurerbetriebe um ein Drittel zurückgegangen. Es gibt 
heute deutlich weniger Maurerbetriebe als noch vor zehn oder 20 Jahren. Im Jahr 
1999, also vor 20 Jahren, gab es noch 375 Maurerlehrlinge pro Jahr; heute sind es nur 
noch 28. Im Jahr 1999 haben wir durchschnittlich 30 bis 40 Maurermeister pro Jahr 
ausgebildet; heute sind es nur noch sieben. Schaut man sich die Maurerbetriebe an, 
dann stellt man fest, dass 20 % der Inhaber älter als 60 Jahre und sogar ein Drittel äl-
ter als 55 Jahre sind. Wir müssen gemeinsam daran arbeiten, den Bauberuf attraktiv 
zu gestalten. Ansonsten werden wir irgendwann keine Baufirmen mehr haben, welche 
die Bauvorhaben umsetzen können. Davon ist insbesondere der ländliche Raum be-
troffen. Ein Meister ist gleichzeitig ein Ausbilder. Dort, wo ich keinen Meister mehr ha-
be, habe ich auch keine Auszubildenden. 

Abschließend möchte ich noch etwas zu ausländischen Fachkräften sagen, weil es hier 
und da angesprochen wurde. Wir brauchen keine Angst davor zu haben, dass durch 
die kleine Bauvorlageberechtigung ein polnischer Maurermeister hierherkommt und 
Bauvorlagen einreicht; denn in Polen gibt es gar keine Meisterausbildung und schon 
gar keine im Bereich Planungsrecht. Das muss man differenzieren. Nur der deutsche 
Meister hat in seiner Ausbildung eine entsprechende Schulung durchlaufen und Prü-
fung abgelegt. Nur er ist in der Lage dazu, die kleinen Bauvorlagen so zu erstellen, wie 
es notwendig ist, und dann einzureichen. Andere Fachkräfte haben diese Ausbildung 
nicht durchlaufen und kämen gar nicht infrage. Daher möchte ich Sie bitten: Setzen Sie 
sich für die Einführung der kleinen Bauvorlageberechtigung für Handwerksmeister im 
Maurer- und Betonbauerhandwerk und im Zimmererhandwerk sowie für Bautechniker 
ein und schaffen Sie damit Wertschätzung und Gleichbehandlung für das Handwerk in 
Sachsen-Anhalt. 

Abg. Dr. Andreas Schmidt (SPD): Sie haben gesagt, nur der deutsche Meister hat … 
Deswegen kann der polnische Bauhandwerker gar nicht … Auf irgendeiner Grundlage 
erbringen auf dem großen europäischen Markt Baufirmen, Selbstständige und ganz 
andere - theoretisch auch Fußpfleger; dafür gibt es einheitliche Berufsordnungen und 
Anerkennungssysteme -, Leistungen quer über die Ländergrenzen hinweg. Sind Sie 
sich sicher, dass es innerhalb der Europäischen Union nicht irgendein System der An-
erkennung gibt, das die Frage nach dem Abschluss, ob er hier oder dort gemacht wur-
de, und nach der Berechtigung substituiert? 
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Romy Meseberg (Handwerkskammer): Diese Anerkennung gibt es jetzt schon. Wer 
jetzt in anderen Ländern eine Bauvorlage einreichen kann, der wird natürlich der Prü-
fung unterzogen, ob man ihn mit einem Architekten und Bauingenieur gleichstellen 
kann. Wenn ja, dann bekommt er auch die Zulassung - das ist zumindest mein Kennt-
nisstand. Es gibt aber kein Äquivalent zu den deutschen Meistern. Das ist der Unter-
schied. 

Abg. Dr. Andreas Schmidt (SPD): Auf dem europäischen Markt für alles Mögliche ist 
die Europäische Union - das frage ich in völliger Ahnungslosigkeit der Situation - sehr 
daran interessiert, Diskriminierungen, die sich aus den unterschiedlich gewachsenen 
Rechtssystemen in der Welt ergeben, abzubauen. Was Sie schildern, es gäbe nur den 
deutschen Meister und nur er dürfte in Deutschland bestimmte Sachen tun, erscheint 
mir als ein Fall, von dem ich spontan sagen würde, dass sie ihn in Brüssel überhaupt 
nicht mögen. Das haben sie längst weggeräumt, weil sie an die Unbegrenztheit des 
Marktes glauben. Sie können definitiv sagen, dass es so ist und dass die Europäische 
Kommission auch noch nicht versucht hat, dies anzugreifen? 

Romy Meseberg (Handwerkskammer): Vielleicht drücke ich mich noch einmal an-
ders aus. In den Gewerken, in denen eine Meisterpflicht besteht, können nur Meister 
einen Handwerksbetrieb gründen. Die Regelung ist aber offen für diejenigen, die eine 
gleichwertige Ausbildung besitzen. Das betrifft die Führung eines Handwerksbetriebes. 
Dabei gibt es keine Diskriminierung. Wenn wir jetzt über die Bauvorlageberechtigung 
für Architekten und Ingenieure sprechen, dann gibt es eine solche Öffnung auch. Dabei 
ist also auch keine Diskriminierung vorhanden. Jetzt reden wir darüber, dass auch der 
Handwerksmeister und Bautechniker eine, wenn auch kleine, Bauvorlageberechtigung 
erhalten sollen. Also schaffen wir Diskriminierung ab und sorgen nicht noch für zusätz-
liche Diskriminierung. Das wäre nur dann der Fall, wenn jemand im Ausland sagen 
könnte, er sei dort bauvorlageberechtigt und in Deutschland nicht. Dieser Fall ist da-
durch, dass der Meister nachrückt, nicht gegeben. 

Abg. Willi Mittelstädt (AfD): Von der Architektenkammer kam ganz konkret der Vor-
wurf, dass Architekten und Ingenieure viele Semester lang studiert hätten. Sehen Sie 
als Verantwortliche in der Handwerkskammer unsere Meister dazu in der Lage, diese 
Bauvorlagen zu erstellen? Sind sie sozusagen auf diesem Bildungsniveau? - Erstens. 

Zweitens noch einmal zum Versicherungsschutz: Ich meine, das zieht sich wie ein roter 
Faden durch. Welche Möglichkeiten sehen Sie als Handwerkskammer, eventuell mit-
zuhelfen; denn nach meiner Auffassung braucht ein Handwerksmeister einen Versiche-
rungsschutz für seine Leistung? Das ist eine Haftpflicht. Personenschäden und Sach-
schäden müssen abgesichert sein. Das Risiko kann so groß sein, dass ein Hand-
werksmeister es nicht überstehen kann. 
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Romy Meseberg (Handwerkskammer): Ein Handwerksmeister, Zimmerermeister 
oder Maurer- und Betonbauermeister ist sehr wohl in der Lage, Bauvorlagen zu erstel-
len. Das zeigt schon allein die Erfahrung aus den anderen Bundesländern. Die Prü-
fungsordnungen sind bundesweit gleich. Von jedem Handwerksmeister wird das Glei-
che verlangt. In der Ausbildung wird das Gleiche vermittelt. Es werden die gleichen 
Prüfungen abgelegt. Die Genehmigungsplanung ist ein Pflichtbestandteil und immer 
mit dabei. Dann kann man davon ausgehen, dass auch die Qualität der Meister in allen 
Bundesländern gleich ist. Ich glaube, das beantwortet Ihre Frage. 

Die Bauingenieure studieren drei Jahre lang bzw. sechs Semester bis zum Bachelor-
abschluss. Nach zwei Jahren Berufserfahrung bekommen sie die volle Bauvorlagebe-
rechtigung. Wir reden hier über eine abgespeckte Variante, sage ich einmal, über eine 
kleine Bauvorlageberechtigung. Wir reden nicht darüber, dass die Ausbildung von 
Handwerkern und Bauingenieuren gleichartig ist. Es gibt Unterschiede, aber genau aus 
diesem Grund sprechen wir uns für die kleine Bauvorlageberechtigung aus, wie es 
auch der Ausbildung entspricht. Was sie gelehrt bekommen, das sollen sie auch an-
wenden können. 

Zum Versicherungsschutz: Wir haben zur VHV-Versicherung Kontakt. Sie hat uns auch 
schriftlich bestätigt, dass Planen und Bauen versichert werden, auch in einem. Wir ha-
ben heute gehört: Ja, es gibt diesen Versicherungsschutz, aber es gibt auch Aus-
schlüsse in der Form, dass Baumängel nicht abgedeckt sind. Das muss ich so hin-
nehmen. Das muss ich prüfen. Ich gehe davon aus, dass es stimmt. Nichtsdestotrotz 
ist das kein Grund, um den Handwerkern das Planen zu untersagen. Es ist eine Sache, 
wenn man sagt: planen und bauen. Wir reden aber auch über das Planen. Es ist kein 
Grund, um dem Handwerker das Planen zu untersagen. Wenn man der Meinung ist, 
der Handwerker kann das, er kann die Bauvorlagen erstellen, dann soll er es auch tun 
dürfen. 

Verband der Wohnungsgenossenschaften Sachsen-Anhalt (VDWG) 

Ronald Meißner (VDWG): Es geht um einen Teil des Kuchens. Ich habe heute ge-
lernt, dass man über uns redet, also über diejenigen, die einen Auftrag egal an wen 
erteilen. Ich teile Ihnen schon einmal meine abschließende Bewertung mit: Am Ende 
entscheiden wir selber darüber, wem wir einen Auftrag erteilen, dem Handwerksmeis-
ter - nach neuem Recht; wenn es kommt - oder wie bisher dem Architekten oder Inge-
nieur. Ich will vielleicht zur Ehrenrettung sagen - meine Kollegen stehen zu stark unter 
dem Verdacht, aus rein marktwirtschaftlichen Gründen Lobbyismus zu betreiben, um 
ein möglichst großes Stück vom Kuchen abzubekommen -: Liebe Kollegen Architekten 
und Ingenieure, wir sind mit euch im Großen und Ganzen zufrieden. Das betrifft sowohl 
die Qualität als auch verschiedentlich den Preis. 
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Ich will etwas zu unserer Gemengelage sagen. Wir sind, egal wer es tut, daran interes-
siert, die beste Qualität zu einem fairen Preis zu erhalten. Das heißt nichts anderes, als 
das Gebäude muss lange stehen, so, wie es geplant worden ist, und so lange auch 
genutzt werden können. Zunächst ist es dann egal, wer das macht. 

Als wir diese Einladung bekommen haben, haben wir gesagt, es passt irgendwie in die 
Zeit, ist aber zu kurz gesprungen. Wir reden über berufsrechtliche Fragen in einem 
Umfeld, in dem das Bauen immer teurer wird. Wir haben in den letzten 17 Jahren Bau-
kostensteigerungen von fast 50 % erlebt. Die Normenvielfalt hat vielfach ein Maß an-
genommen - das spielt für dieses Thema auch eine Rolle -, das Wahnsinn ist, muss ich 
sagen. Das betrifft nicht nur das, was in der Bundesrepublik Deutschland passiert, 
sondern auch das, was in der EU passiert. Ich komme gleich zum Thema, aber das 
muss man dazu sagen, zumal wenn man einmal hier vorn steht. Wir hatten im Jahr 
1990   5 000 Vorschriften im Bereich des Bauens - ich muss aber sagen, ich habe sie 
nicht nachgezählt - und heute sind es 20 000. In dieser Gemengelage bewegen wir 
uns, wenn wir über diesen Antrag reden.  

Als ich diesen Antrag mit meinen Kollegen besprochen habe, haben einige gesagt: Wir 
brauchen eigentlich mehr Erleichterungen, mehr Vereinfachung - auch in der Hoffnung, 
dass es weniger kostet -, aber es ist ein erster Schritt. Warum unterstützten wir ihn 
nicht? - Ich habe mich bewusst noch nicht positioniert - ich bin eigentlich nie feige. 
Nach der Anhörung habe ich aber Fragen, die noch einmal gewürdigt werden müssen. 
Vielleicht kann man mir helfen. Vielleicht bin ich zwischendurch eingeschlafen. Viel-
leicht bin ich nicht mächtig genug, um es zu verstehen. 

Erstens. Ich verstehe immer noch nicht, was wir unter der kleinen Bauvorlage verste-
hen. Ich habe verschiedene Perspektiven wahrgenommen. Die Kollegen reden fast in 
Richtung Diskriminierung und Verunglimpfung und beschuldigen sich gegenseitig, dass 
sie nicht die Qualität hätten. Ich frage: Wofür? Worüber reden wir denn bei diesem An-
trag? Ich weiß es nicht. Darüber muss man zuerst reden. Im Zweifelsfall sage ich: Was 
wollen Sie mit mir hier vorn? Ich bin nicht zuständig. Ich habe nur Bauten mit einer Hö-
he von mehr als 13 m. Garagen und wie auch immer, das betrifft mich nicht. Man muss 
sich schon einmal darüber verständigen, was man will, weil nur in Abhängigkeit davon 
die zweite Frage beantwortet werden kann, welche Qualitäten wir brauchen. Für einen 
Carport oder so etwas kann ich es mir vorstellen. Worüber reden wir eigentlich?  

Dann komme ich zu einem dritten Punkt: die Versicherungsfragen. Der macht mich 
nachdenklich; das habe ich vorher nicht so gesehen. Die Versicherungsfragen sind für 
mich ein wichtiger Sachverhalt, der geklärt werden muss. Ich sage Ihnen als Auftrag-
geber, wenn es dazu kommt, von mir bekommt kein Handwerker einen Auftrag, wenn 
das nicht gelöst ist. Ich bin doch nicht wahnsinnig. Worauf lasse ich mich denn ein? Ich 
werde künftig darauf achten, dass die Planung von der Ausführung getrennt wird - egal 
wie die Diskussion weitergeht.  
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Man kann, Herr Keindorf, für Vertrauen plädieren. In der Tat - das kenne ich auch vor 
Ort; ich bin Burger - ist Vertrauen in dieser Gesellschaft immer ein Wert an sich, aber 
spätestens dann, wenn es schiefgeht, raucht das alles durch den Schornstein. Dann 
lernt man sich kennen. Darum, sage ich, brauchen wir eine Kontrollinstanz und muss 
es getrennt werden. 

Abschließend sage ich - auch wenn ich sonst immer mutig bin -, wenn ich an Ihrer Stel-
le wäre, dann würde ich heute auch nicht wissen, wie ich entscheiden soll. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): In der Tat ist es so, dass wir noch nicht über den Rahmen 
sprechen, worum es geht, aber wir haben gewisse Ideen. Aus meiner Sicht wären Sie 
als Verband der Wohnungswirtschaft im Wesentlichen nicht betroffen. Wir reden hier 
zum Beispiel über Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 mit einer Fläche von 
nicht mehr als 250 m². Wenn ich auf den Domplatz schaue, dann wären Sie nicht betei-
ligt. 

Ronald Meißner (VDWG): Aber zum Beispiel, wenn wir Garagen bauen. 

Abg. Tobias Rausch (AfD): Dann geht es um eingeschossige, gewerblich genutzte 
Gebäude mit einer Stützweite von nicht mehr als 12 m und mit einer Grundfläche von 
nicht mehr als 250 m², um land- und forstwirtschaftliche Gebäude, die auch nicht grö-
ßer als eine bestimmte Quadratmeterzahl sind, und um Garagenkomplexe. Im Prinzip 
geht es mehr um Einfamilienhäuser, die frei stehen, ohne großartige Grenzbebauung, 
um solche Geschichten. Das müsste man alles noch bezeichnen, aber das ist das Pra-
xisproblem, mit dem wir uns konfrontiert gesehen haben. Das ist die Praxis und sind 
die Erfahrungen der Handwerksmeister, der Kunden und Verbraucher. Deswegen war 
ich sehr gespannt auf Ihren Beitrag. Sie haben ihn eigentlich so gehalten, wie ich ihn 
mir vorgestellt habe. Eigentlich wissen wir alle noch nicht genau, über welchen Rah-
men wir sprechen. Deswegen kann sich niemand weit aus dem Fenster lehnen. Das ist 
im weiteren Verfahren nach dieser Anhörung fortzuschreiben, wenn man es noch will. 
Das sind ein paar Punkte aus meiner Sicht, was wir uns vorstellen, worüber wir spre-
chen. Ich denke, dass die großen Wohnungsgesellschaften und Wohnungsgenossen-
schaften davon eigentlich nicht betroffen sein werden, genau wie die öffentliche Hand, 
wenn sie irgendwelche Gebäude baut. Es geht nach meinem Dafürhalten um private 
Haushalte und um Firmen, wenn sie in gewisser Weise etwas anfassen wollen. 

Ronald Meißner (VDWG): Man weiß ja nie, wie es weitergeht. Ich würde mir ein ab-
schließendes Urteil noch vorbehalten, bis ich sehe, was passiert. 

Abg. Thomas Keindorf (CDU): Ein Statement zu Ihren Fragen, die Sie aufgeworfen 
haben. Grundsätzlich ist das Planen versicherbar. Es geht nur um die Schnittstelle, 
wenn Planen und Bauen aus einer Hand durchgeführt werden. Ich habe es gesagt: Es 
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ist keine Einbahnstraße, die nur die Handwerker betrifft. Wir haben in die Handwerks-
rolle auch Bauingenieure und Architekten mit ihren Bauunternehmen eingetragen, die 
es betreffen würde. Ich spreche jetzt einmal für beide Kammern: So, wie die Architek-
tenkammer über Versicherungsfragen ihrer Mitglieder nachdenkt, werden wir uns die-
ser Frage auch intensiv annehmen und dem Ausschuss dafür eine entsprechende Lö-
sung präsentieren. 

Ronald Meißner (VDWG): Ich will nur darauf hinweisen, weil wir - was die meisten 
nicht wissen - für unseren Verband auch Wirtschaftsprüfer und Steuerberater sind. Wir 
beraten unsere Mitglieder auch in diesem Bereich. Nach der heutigen Diskussion wür-
de ich unseren Unternehmen nicht unbedingt zuraten.  

Ich kann abschließend nicht beurteilen, welches Versicherungswerk dem zugrunde 
liegt - wir sind keine Versicherungsvertreter. Das Problem muss auf jeden Fall noch 
einmal untersucht und geklärt werden. Das ist für uns entscheidend. Es bleibt aber 
immer noch das Problem, Herr Keindorf, der gemeinsamen Zuständigkeit für Planung 
und Ausführung. Dazu sage ich, auch als Prüfungsverband, dass man ein Regulativ 
haben muss - vielleicht nicht bei einem Carport, bei anderen Dingen aber schon. 

Architekturbüro Dieter Lehmann Halle 

Dieter Lehmann: Nach meiner praktischen Ausbildung als Maurer und nach meinem 
anschließenden Studium bin ich seit ca. 60 Jahren im Baugeschehen unterwegs, seit 
37 Jahren als freischaffender Architekt tätig und Mitglied der Architektenkammer Sach-
sen-Anhalt. Für mich ist es kein Widerspruch, dass ich an dieser Stelle nicht für die 
Kammer plädiere, sondern mich für die Zunft der Handwerksmeister einsetzen will. Das 
möchte ich gern erläutern.  

In den 37 Jahren bin ich mit vielen Meisterbetrieben in Berührung gekommen. Ich kann 
die Einschätzung der Handwerkskammer Halle und Magdeburg gemäß einer Stellung-
nahme vom 17. Januar 2019, die Sie bestimmt alle kennen, im Hinblick auf die fachli-
che Kompetenz der Handwerksmeister nur bestätigen. Ich habe in dieser Zeit auch die 
Anforderungen in unterschiedlichsten Bauordnungen einzelner Bundesländer kennen-
gelernt und damit auch die nicht immer einheitlichen Bestimmungen zur Bauvorlagebe-
rechtigung. Als Mitglied einer Architektenkammer war es in einigen Ländern unproble-
matisch möglich, Bauanträge zu stellen. Andere Länder - zum Beispiel Hessen - ver-
langten eine zusätzliche Eintragung als auswärtiges Mitglied bei dieser Kammer. 

Bis zur politischen Wende gab es in der Bundesrepublik elf Bundesländer mit elf unter-
schiedlichen Bauordnungen, nach der Wende - damals noch von der Volkskammer 
verabschiedet - ein für alle neuen Bundesländer geltendes Gesetz über die Bauord-
nung. Am 23. Juni 1994, also vor 25 Jahren, gab sich das Land eine eigene Bauord-
nung, die für einige Jahre gültig blieb. Es folgten diverse Novellierungen. Sie alle orien-
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tierten sich an der Musterbauordnung, die übrigens erstmals im Jahr 1959, also vor 
60 Jahren, von den Bundesministern beschlossen wurde. 

Ein Paradigmenwechsel erfolgte mit der Novellierung der Bauordnung in Sachsen-
Anhalt im Jahr 2005. Ich hatte damals Gelegenheit, an gleicher Stelle als Vertreter des 
Mittelstands zu dieser neuen Bauordnung sprechen zu dürfen. Die sogenannte 
Schlusspunkttheorie, das heißt, mit einer Baugenehmigung sind alle im Zusammen-
hang mit der Maßnahme stehenden rechtlichen Belange von der Genehmigungsbe-
hörde geprüft, wurde verlassen und damit dem Bauherrn bzw. seinem Erfüllungsgehil-
fen - als solchen bezeichne ich mich - ein Stück weit zusätzliche Verantwortung zuge-
wiesen. Gleichzeitig sollten die Genehmigungsverfahren beschleunigt werden. Es war 
keine Seltenheit, dass wir damals auf Baugenehmigungen ein Jahr oder noch länger, 
manchmal zwei Jahre gewartet haben. Heute gibt es die Vorgabe, dass ein Objekt in-
nerhalb eines Vierteljahres genehmigt werden sollte, wenn die Unterlagen vollständig 
eingereicht worden sind. 

Bis heute ist es nicht gelungen, das Baurecht in Deutschland zu vereinheitlichen, wie 
unser Thema, das wir heute behandeln, die kleine Bauvorlageberechtigung, deutlich 
macht. 

Ich wurde im Jahr 2005 von der Handwerkskammer Halle angesprochen, ob ich bereit 
dazu wäre, angehende Zimmerermeister bei ihrer Ausbildung in den Fächern Entwurfs-
lehre und Genehmigungsplanung zu unterrichten. Nach einer bundesweit gültigen Ver-
ordnung zur Ausbildung von Meistern des Zimmererhandwerks gehört zum Ausbil-
dungsplan eine sehr umfangreiche Ausbildung zur Planung von Holzbauwerken mit 
Entwurfs- und Genehmigungsplanung für ein behördliches Genehmigungsverfahren 
und mit einer Werk- und Detailplanung bis zur Ausführungsreife. Unter Berücksichti-
gung der vorhin geschilderten Aspekte zum Thema Schlusspunkttheorie versteht es 
sich von selbst, dass im Rahmen der Ausbildung auch die Belange der Bauleitplanung 
wie auch des sogenannten Baunebenrechts - Beispiele wurden vorhin genannt: Denk-
malschutz etc. - mit behandelt werden müssen. Diese Wissensvermittlung geht nach 
§ 4 der Zimmerermeisterverordnung, die bundesweit gilt, in ein Meisterprüfungsprojekt 
ein.  

Im Zusammenhang mit der Vorbereitung meiner Vorlesungen für die Teilnehmer des 
Vorbereitungskurses zur Meisterprüfung bin ich beim Thema Entwurfsverfasser und 
Bauvorlageberechtigung auf die unklaren Regelungen der Landesbauordnung gesto-
ßen. Wenn von einem Prüfling laut Verordnung die Erstellung von Planunterlagen für 
ein baubehördliches Antragsverfahren gefordert wird, dann muss im Unterricht im 
Rahmen der Entwurfslehre auch definiert werden können, welche Bauwerke von den 
künftigen Zimmerermeistern geplant und zur Genehmigung vorgelegt werden können. 
Dazu habe ich in der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt keine belastbare Aus-



Landtag von Sachsen-Anhalt Textdokumentation zur Veröffentlichung  
im Internet über die öffentliche Anhörung 7/LEV/31  14.03.2019 

____________________________________________________________________________ 

45

sage gefunden. Weitere Recherchen in den Bauordnungen anderer Bundesländer ge-
ben ebenfalls kein klares Bild ab. 

Grundlage ist § 65 der Musterbauordnung. Der Vorsitzende der Fachkommission Bau-
aufsicht der Bauministerkonferenz (ARGEBAU) hat vorhin geschildert, was im Einzel-
nen darin steht. In Absatz 1 heißt es:  

„Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und 
Änderung von Gebäuden müssen von einem Entwurfsver-
fasser unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist.“ 

Wer das im Einzelnen ist, das wird in Absatz 2 geregelt. Darin heißt es: 

„Dies gilt nicht für  

1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit an-
derer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst werden,“ 

- in Abs. 2 werden dann die Architekten, Ingenieure etc. aufgeführt -  

„und 

2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.“ 

Die Aufzählung der Personen, die vorlageberechtigt sind, erspare ich mir; das hat der 
Vorsitzende der Fachkommission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz vorhin im Ein-
zelnen vorgelesen. 

In der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt heißt es zum Entwurfsverfasser und 
zur Entwurfsverfasserin - damals wurde also auch schon die Gender-Sprache einge-
führt -:  

„Der Entwurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin muss 
nach Sachkunde und Erfahrung zur Vorbereitung des jewei-
ligen Bauvorhabens geeignet sein. Er oder sie ist für die 
Vollständigkeit und Brauchbarkeit seines oder ihres Entwurfs 
verantwortlich. Der Entwurfsverfasser oder die Entwurfsver-
fasserin hat dafür zu sorgen, dass die für die Ausführung 
notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen und 
Anweisungen den öffentlich-rechtlichen Vorschriften ent-
sprechen.“ 

- Klare Forderungen; Schlusspunkttheorie. 
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„Hat der Entwurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin auf 
einzelnen Fachgebieten nicht die erforderliche Sachkunde 
und Erfahrung, so sind geeignete Fachplaner oder Fachpla-
nerinnen heranzuziehen.“ 

- Statiker, Brandschutzsachverständige etc. 

„Diese sind für die von ihnen gefertigten Unterlagen, die sie 
zu unterzeichnen haben, verantwortlich. Für das ordnungs-
gemäße Ineinandergreifen aller Fachplanungen bleibt der 
Entwurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin verantwort-
lich.“ 

Im Folgeparagraf zur Bauvorlageberechtigung wird in Sachsen-Anhalt - ich erspare es 
mir jetzt, ihn zu zitieren - genau dieser Passus aus der Musterbauordnung, den ich 
eben vorgetragen habe, zitiert. Darin heißt es auch:  

„Dies gilt nicht für  

1.“ 

- usw. - 

„und 

2. für geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben.“ 

Eine Definition der Begriffe „geringfügig“ und „technisch einfach“ enthält das Gesetz 
nicht. Mir ist auch bis heute keine Definition bekannt. Also ist die Einzelfallprüfung und 
damit das Ermessen der Behörde bzw. des Sachbearbeiters gefragt. Damit wäre im 
Grunde genommen auch die Anwendung des Ermächtigungsparagrafen, der vorhin 
angesprochen wurde, in das Ermessen des Sachbearbeiters gestellt. Es gibt dazu kei-
ne klare Regelung. 

In der sogenannten kleinen Bauvorlageberechtigung, über die wir heute diskutieren, 
die allerdings, wie wir wissen, nicht in allen Bundesländern gilt, sind die zulässigen 
Maßnahmen für Handwerksmeister des Bauhauptgewerbes aufgelistet. Geht man da-
von aus, dass nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung gleiches Recht in allen 
Bundesländern gilt, sollten die in der kleinen Vorlageberechtigung aufgelisteten Vorha-
ben auch in Sachsen-Anhalt von Handwerksmeistern des Bauhauptgewerbes bean-
tragt werden können.  

Die kleine Vorlageberechtigung - die acht Länder, in denen sie gilt, sind vorhin benannt 
worden: Bayern, Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg, Bremen, Hessen, Niedersach-
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sen und Schleswig-Holstein - gilt für - um auch die Frage von Herrn Meißner zu beant-
worten -: 

Wohngebäude mit weniger als 200 m² Wohnfläche und mit nicht mehr als zwei Woh-
nungen; gewerbliche Gebäude mit weniger als 200 m² Bruttogrundfläche, die einge-
schossig sind; landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit weniger als 200 m² Brutto-
grundfläche, die unter die Gebäudeklassen 1 bis 3 fallen; Garagen mit weniger als 
200 m² Nutzfläche. - Das ist allgemein die Definition, was nach der kleinen Vorlagebe-
rechtigung, zulässig ist. 

Meines Erachtens könnte die Unstimmigkeit, die hierin besteht - die Diskussion, die wir 
führen, spiegelt im Grunde genommen das unsortierte Baurecht in Deutschland wie-
der -, im Sinne des Antrags relativ einfach geheilt werden: erstens durch eine verständ-
liche Klärung, was in § 64 unserer Bauordnung unter den Begriffen in Abs. 1 und 2 zu 
verstehen ist - ich habe es vorhin vorgelesen -, und zweitens durch die Beantwortung 
der Frage, wie eine in dem Antrag der AfD-Fraktion benannte baufachliche Weiterbil-
dungsmaßnahme gestaltet werden könne. Vielleicht macht es wirklich Sinn, wenn sich 
die Kammern, die sich hier gegenüberstehen, sage ich einmal, sprich, die Architekten- 
und Ingenieurkammer und die Handwerkskammern, konstruktiv zusammensetzen wür-
den, um über dieses Thema gemeinsam zu diskutieren. 

Das Thema Versicherung erspare ich mir jetzt. Wahrscheinlich braucht man als Archi-
tekt, der nebenbei auch noch ein Unternehmen betreibt, zwei Versicherungen, eine 
Berufshaftpflichtversicherung, die wir als Freischaffende verpflichtend abschließen 
müssen, damit im Sinne des Verbraucherschutzes die Bauherren geschützt sind, und 
eine zusätzliche Versicherung, wenn ich ein Unternehmen betreibe und ein Haus 
selbst bauen will.  

Ich möchte noch einen Punkt nennen - wir haben es im Zusammenhang mit dem Ver-
braucherschutz mehrfach angesprochen -: Was ist mit den Hausfirmen, Häuslebauern, 
die ein ganzes Baugebiet erschließen? Wie sieht es damit aus? In der Regel wird das 
Baugebiet vom Unternehmen erschlossen, weil die Kommunen kein Geld mehr haben, 
um die Erschließung selbst durchzuführen? Das heißt, es muss jemand vorfinanzieren. 
Dann kommen also Unternehmen, kaufen das Grundstück, beplanen das Ganze und 
erstellen für die vielen Ein- und Mehrfamilienhäuser, die darauf gestellt werden sollen, 
Bauanträge. Das ist das Unternehmen, das das Grundstück erschlossen hat. Am Ende 
unterschreibt zwar jemand, der vorlageberechtigt ist, der bei der Kammer eingetragen 
ist, aber das Risiko trägt nicht diese Person, sondern der Unternehmer. Insoweit ist das 
auch ein Gesichtspunkt, der vielleicht noch mit beleuchtet werden müsste. 
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Lellau Baudenkmalpflege 

Christian Lellau: Ich bin Techniker für Baudenkmalpflege und Zimmerermeister. In 
diesen beiden Ausbildungsgängen wurden wir sehr darauf getrimmt, wie Bauvorlagen 
zu erstellen sind. Es war ein großes Arbeitspensum zu bewältigen. Es wurden Projekte 
realisiert. Wir mussten diese argumentativ darlegen. Wir haben viel darüber gespro-
chen. Nach meinen Weiterbildungen habe ich es für mich eigentlich ad acta gelegt, die 
Bauvorlageberechtigung in Sachsen-Anhalt irgendwie zu bekommen, weil alles, was 
darum herum ist, was wir heute auch gehört haben, so umfangreich ist, dass ich ver-
sucht habe, andere Wege zu gehen, die mir auch möglich sind.  

In den Fachkreisen, in denen man sich befindet, sind natürlich Architekten und Inge-
nieure dabei, die es für einen unterschreiben. Das finde ich aber sehr schade. Es gibt 
einen Zeitungsartikel von Herrn S. Darin steht: Ehre, wem Ehre gebührt! - Mir gebührt 
sie nicht, obwohl ich es kann. Wir können nach der Weiterbildung sagen, dass wir es 
wissen, dass wir es können und dass wir durch die staatliche Prüfung befähigt sind, wir 
dürfen es aber nicht.  

Ich habe es für mich ad acta gelegt. Es kam dann aber wieder auf. Ich bin seit dem 
Jahr 2011 in der Prüfungskommission der Zimmerer im Altkreis Halberstadt gewesen. 
Das war ein Jahr lang, dann wurde sie aufgelöst, weil es zu wenige Lehrlinge waren. 
Es hat dann wieder einen Anlauf gebraucht. Dann war ich in der Prüfungskommission 
in Wernigerode. Mir fiel immer wieder auf, dass die guten Lehrlinge verschwinden und 
andere Wege gehen. Teilweise nehmen sie ein Ingenieurs- oder Architekturstudium 
auf, was mich sehr freut, und haben dafür Grundlagen, auf die sie zurückgreifen kön-
nen. Das finde ich gut. Ich finde es auch sehr gut, dass sie vielleicht Lehrer werden. 
Wir brauchen aber auch gute Handwerker. Das war für mich ein Ding, das ich bewegen 
wollte. Ich war dann als Stellvertreter bei der Handwerkskammervollversammlung im 
Jahr 2017. Das war schon ein großer Zufall. Hinzu kam noch, dass der Wirtschaftsmi-
nister dort war und darüber gesprochen hat, dass wir Studierende, die mit ihrem Stu-
dium nicht glücklich seien, gewinnen müssten. Aber wie wollen wir diese gewinnen, 
wenn wir im Handwerk mit dem Kenntnisstand, den wir haben, lediglich eine Einfas-
sung für eine Mülltonne bauen dürfen? Es kann sehr interessant sein, Mülltonnen auf 
Grundstücken richtig zu positionieren, damit sie nicht gesehen werden, aber das allein 
ist kein Argument dafür, eine Lehre im Bauhandwerk zu beginnen. 

Aufgrund des Redebeitrages habe ich mich dann zu Wort gemeldet. Dabei ging es um 
das kleine Bauvorlagerecht. Ich habe daraufhin einen Brief an den Wirtschaftsminister 
geschrieben und dann nahm das Thema seinen Lauf. Es ging nicht um mich, es ging 
darum, dass wir gute Handwerker ausbilden wollen und für unsere Unternehmen drin-
gend benötigen. 
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Die berufliche Bildung baut sich auf den drei Säulen Schule, BBZ - das ist die überbe-
triebliche Lehrausbildung, wobei die handwerklichen Fähigkeiten geübt werden - und 
Betrieb auf. In der Schule haben wir eine Grundstufe, die in allen Bauberufen gleich ist: 
sechs Lernfelder und zwölf Fachlernfelder. Bereits in der Lehre wird den Lehrlingen 
anhand eines Projektes beigebracht, wie sie ein Haus bauen können. Das beginnt bei 
der Baustelleneinrichtung. Es werden Fundamente erstellt. Die Böden werden analy-
siert. Es wird über Grundleitungen gesprochen, was auch Abwasserleitungen umfasst. 
Sprich: Alles im Gründungsbereich ist in der Grundstufe enthalten. In der Fachstufe 
geht es dann weiter. Bei den Zimmerern ist es ein Holzbau, bei den Mauren sicherlich 
ein massives Gebäude - das kann ich nicht sagen. Die Lehrlinge erfahren bereits in der 
Lehre, wie ein Haus gebaut wird, planungsrechtlich ist aber noch nichts dabei.  

Dieses schulische Wissen wird dann in der überbetrieblichen Lehrausbildung unter-
mauert, indem man handwerkliche Verbindungen herstellt, und im Betrieb lernt man, 
wie das Ganze unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten umgesetzt wird, damit man es 
schnell bauen kann und alles Weitere. 

Ich finde das duale Bildungssystem sehr gut, weil man in den Bereichen Schule und 
BBZ selbstständig arbeiten und gleichzeitig die praktischen Kenntnisse erlangen kann. 
Ich verstehe es nicht, warum die duale Ausbildung gegenüber der akademischen Aus-
bildung eine geringere Wertigkeit erfährt. Ich kann das nicht nachvollziehen. Deswegen 
verstehe ich es auch nicht, warum eine politische Deckelung erfolgt zugunsten des 
Monopols der Architekten und Ingenieure. Hierdurch wird die Innovationskraft der 
Handwerksbetriebe gebremst. Das kann in einem Land wie Sachsen-Anhalt nicht mo-
dern sein. 

Schauen wir zu den Architekten. Sie beenden ihr Studium und können nach zwei Jah-
ren Berufspraxis Bauvorlagen in der gesamten Breite einreichen. Wir können noch 
nicht einmal - - Das empfinde ich als sehr ungerecht. 

Wenn sich die Absolventen darüber hinaus im Verein der Baumeister eintragen, dann 
sind sie womöglich sogar Baumeister. Bis hierhin haben sie aber womöglich noch kein 
Holz und kein Stein in der Hand gehabt. 

Sie können sich auch mit einem Handwerksbetrieb selbstständig machen. Sie legen 
eine Ausbildereignungsprüfung ab und können Lehrlinge ausbilden. Das muss man 
sich einmal vorstellen. Diese Entwicklungsmöglichkeiten, die Absolventen eines aka-
demischen Studiums gewährt werden, werden uns nicht gewährt. Ich finde es wichtig, 
dass man uns diese Entwicklungsmöglichkeiten auch gewährt. Es wird den Absolven-
ten unterstellt, dass sie das alles könnten, obwohl sie es vielleicht noch gar nicht ge-
macht haben. Es wird ihnen aber unterstellt. Sie dürfen einen Handwerksbetrieb füh-
ren. Sie dürfen alles bauen: Brücken, Kindergärten, Flughäfen, Schulen. Sie dürfen 
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alles, ob sie es gelernt haben oder nicht. Bei uns ist es so: Wir haben es gelernt. Uns 
wurde eine Prüfung abgenommen. Wir dürfen es aber nicht. 

Die Niedersächsische Bauordnung sieht ganz klar vor, dass Meister oder Bautechniker 
bauvorlageberechtigt sind, wenn diese aufgrund ihrer beruflichen Ausbildung und Er-
fahrung eine Baumaßnahme entwerfen können. Hierin wertet man die berufliche Bil-
dung anders. 

Ich möchte zum Schluss kommen und sagen, dass wir mit den Verbänden und Politi-
kern gesprochen haben. Wir haben die Presse mit einbezogen. Wir haben gesägt und 
gehobelt, wo es nur ging, gemauert haben wir nicht. Wir sind dabei, eine damals poli-
tisch falsch begründete Mauer für etwas Neues einzureißen, und zwar für ein innova-
tionsfähiges Bauhandwerk und für eine gerechtere Balance zwischen der beruflichen 
und akademischen Ausbildung. 30 Jahre nach der Wende sollte auch für uns Freiheit 
herrschen. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Würde es denn für Ihre betriebliche Planung, für Ihr be-
rufliches Weiterkommen gut sein, wenn wir die kleine Bauvorlageberechtigung einführ-
ten - Sie haben sich dafür ausgesprochen -, es aber eine Trennung zwischen Planung 
und Ausführung gibt? 

Christian Lellau: Nein. Ich bin Handwerker. Ich möchte es selbst bauen. 

Abg. Frank Scheurell (CDU): Das wollte ich noch einmal hören. Es war nicht so ein-
deutig zu hören. Sie haben gesagt, machen, ja, wir können es. Davon bin ich über-
zeugt. 

Für mich sind heute, nicht auf Ihren Vortrag bezogen, Hürden für die Einführung einer 
kleinen Bauvorlageberechtigung abgebaut worden; sie sind weggeräumt worden. Zum 
Beispiel hat der Städte- und Gemeindebund gesagt, alle Ämter seien dazu in der Lage. 
Alle hätten die Fachleute. Das war für mich immer ein Hintergrund, mein Wissens-
stand, der mir von den Baubehörden immer vermittelt wurde, dass sie nicht alle Fach-
leute hätten. Das ist schon ein großer Wurf.  

Sie sollen wissen, Herr Lellau, wir machen es uns nicht einfach und es ist keine 
Sprachübung, die Sie gemacht haben, sondern wir beschäftigen uns wirklich damit und 
wollen auch für das Handwerk etwas tun. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Ich erinnere mich an unseren Besuch bei der 
Handwerkskammer vor ungefähr vier Wochen, bei dem Sie auch aufgetreten sind. Sie 
haben für mich sehr eindrücklich dargestellt, was Sie in Niedersachsen tun und in 
Sachsen-Anhalt nicht tun dürfen und deshalb auch nicht tun. Wie ist denn Ihr Versiche-
rungsschutz, wenn Sie in Niedersachsen kleine Bauvorlagen erstellen?  
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Christian Lellau: Bisher habe ich keine Bauvorlagen eingereicht, ganz einfach aus 
dem Grund, dass ich es nicht darf. Aktuell habe ich ein Bauvorhaben, das mir jemand 
aus meinem Kreis unterschreiben würde. 

Wie der Versicherungsschutz ist: In diesem Fall ist es unser eigenes Gebäude; zu dem 
Gebäude, das wir haben, soll noch ein weiteres Gebäude hinzugebaut werden. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Ich bin nicht sicher, ob ich mich richtig ver-
ständlich machen konnte. Ich habe verstanden, dass Sie es in Sachsen-Anhalt nicht 
dürfen. Das ist klar. In Niedersachsen ist die rechtliche Situation aber eine andere. Dort 
tun Sie es. 

Christian Lellau: Nein. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): Auch nicht. Obwohl es erlaubt ist? 

Christian Lellau: Ja. Dazu kam es noch nicht. Man soll mir die Möglichkeit geben, 
dass ich es kann. 

Abg. Cornelia Lüddemann (GRÜNE): In Niedersachsen gibt es die Möglichkeit ja. 

Christian Lellau: Ja, aber dazu kam es noch nicht. 

Abg. Matthias Lieschke (AfD): Würden Sie davon ausgehen, dass die Änderungen 
bei der kleinen Bauvorlageberechtigung auch mehr Umsatz für Ihr Unternehmen brin-
gen würden oder generell für die Handwerker, die es nutzen möchten? 

Christian Lellau: Sehen Sie es so: Ich arbeite, weil ich das mache, was mir Spaß 
macht, was mir Freude bereitet. Sicherlich ist immer auch ein finanzieller Aspekt dabei. 
Es sorgt natürlich für Umsatz, aber ich möchte es machen, weil ich es kann, weil ich es 
gelernt habe und weil es mir Spaß macht. 

Schluss der Sitzung: 13:05 Uhr. 

Anlage 
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Kriener, Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 

Anlagen: 

Landtag (zentrales Postfach) 
Mittwoch, 21. November 201808:19 
Kriener, Jacqueline 
WG: Kleine Bauyorlageberechtigung - Stellungnahme des BOB LV Sachsen­
Anhalt 
ST -KI ei ne-Ba uvorlageberechtig u ng -181116.pdf 

Von: Info [mailto:info@architekturbüro-thal.del 
Gesendet: Samstag, 17. November 2018 10:13 
An: Landtag (zentrales Postfach) 
Betreff: Kleine Bauvorlageberechtigung - Stellungnahme des BOB LV Sachsen-Anhalt 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Landesentwicklung und Verkehr, 

Ende September hat die AfD-Fraktion den Antrag .Das Handwerk starken - Kleine Bauvorlageberechtigung für 
Meister und Techniker" in den Landtag eingebracht. Der Antrag wurde jetzt in die AusschOsse verwiesen . 

Bereits Anfang November hat Ihnen der BOA Sachsen-Anhalt dazu eine Stellungnahme übersandt, der sich auch der 
BOB Sachsen-Anhalt anschließt. 

Sie erhalten anliegend dazu das Schreiben des BOB-Landesvorstands mit der höflichen Bitte um Kenntnisnahme und 

weitere Berücksichtigung. 

Vielen Dank! 

Mit freundlichen Grüßen 
i.A. Uwe Thai 
Oipl.-Ing. Architekt BOA/ BOB 
1. stellv. landesvorsitzender BOA Sachsen-Anhalt 
1. stellv. landesvorsitzender 808 Sachsen-Anhalt 

Architekturbüro Thai 
Winckelmannstrasse 18 
39108 Magdeburg 
Telefon: 0391/7332398 
Telefax: 0391/7316518 
Mobil: 0174/3786986 
Email: tothal@t-online.de 
www.architekturbüro-thal.de 

E-Mail Disclaimer: 
Der Inhalt dieser E-Mail ist ausschliesslich für den bezeichneten 
Adressaten bestimmt. Wenn Sie nicht der vorgesehene Adressat 
dieser E-Mail oder dessen Vertreter sein sollten, so beachten Sie 
bitte, dass jede Form der Kenntnisnahme, Veröffentlichung, 
Vervielfältigung oder Weitergabe des Inhalts dieser E-Mail 
unzulässig ist. Wir bitten Sie, sich in diesem Fall mit dem Absender 
der E-Mail in Verbindung zu setzen. 

The Information contained in this email is intended solely for the 
addressee. Access to this email by anyone else is unauthorized. If you 
are not the intended recipient, any form of disclosure, reproduction, 
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An 
Die Fraktionen des Landtages Sachsen-Anhalt, 
Die Mitglieder des Ausschusses Landesenlwicklung und Verkehr, 

Bund Deutscher Baumeister 
Architekten und Ingenieure e.v. 

BOB Landesvorstand Sachsen-Anhalt 

Dipl.-Ing. Steffan Hllle 

Geschäftsstelle: 
Bemhardystr. 50, 06110 Halle (Saale) 

Tel. 0345 2031996 Fax 0345 2025149 

Halle, den 16.11.18 

Die Mitglieder des Ausschusses Wirtschaft, Wissenschaft und Digitales 

Anfrage der AfD-Fraktion zur Kleinen Bauvorlageberechtigung 

Sehr geehrter Damen und Herren, 

der Landesverband Sachsen-Anhalt des Bundes Deutscher Baumeister, Architekten und 
Ingenieure unterstützt vollinhaltlich das Schreiben des BOA vom 29.10.18 und spricht sich gegen 
die Einführung der Kleinen Bauvorlageberechtigung aus. 

Insbesondere ist auf die Risiken hinzuweisen, die den Bauherren durch u. U. zu geringe oder 
fehlende Haftpflichtversicherung der Handwerker oder Bauunternehmer im Falle der 
mangelhaften Planung entstehen kann . Damit wird der Verbraucherschutz der Bauherren nicht 
verbessert sondern erheblich verschlechtert. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dipl.-Ing. Steffan Hille 

-Landesvorsitzender-
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Haus & Grund S-A e.V., Halberstädter Str. 10,39112 Magdeburg 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 
z. H. Frau Kriener 

Ihr Zeichen/Ihre 

Nachricht vom 

.Pe t(,. dJ..t1':J ~ 

Haus & Grund® 

Sachsen-Anhalt e.V. 

Haus & Grund Sachsen-Anhalt e.V. 
Landesverband der privaten Haus-, 

Wohnungs- und 
Grundeigentümervereine 
Sachsen-Anhalt e.V. 

Mitglied im Zentralverband 
Haus & Grund Deutschland e.V .. 

-21.5 vom 31.01.2019 

39094 Magdeburg Unser Zeichen/ unsere - Dr. Neu/ He 
Nachricht vom 

Datum 1. März 2019 

Anhörung in öffentlicher Sitzung zum Thema "Das Handwerk stärken -
Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Techniker' 

Antrag der Fraktion der Am - Drucksache 7/3380 

Sehr geehrte Frau Kriener, 

vielen Dank für die Möglichkeit zu oben genannten Antrag Stellung zu beziehen. Wir 
möchten zur Drucksache wie folgt Stellung nehmen: 

Grundsätzlich stehen wir dem Anliegen einer kleinen Bauvorlageberechtigung für 
Meister und Techniker positiv gegenüber. Viele der historischen Bauten unserer 
Mitglieder sind von Baumeistern und Bauhandwerkern errichtet wurden, die sich auf 
ihr Fach verstanden haben und in der Lage waren, auch eine einfache Statik zu 
rechnen. 

Insofern könnten wir uns eine kleine Bauvorlageberechtigung fürHandwerksmeister 
und für Techniker vorstellen. 

In Verbindung damit hoffen wir auf eine Verringerung der Baukosten. Allerdings sollte 
diese Regelung im Land Sachsen- Anhalt in Harmonisierung mit der Musterbau­
ordnung des Bundes erfolgen. 
Ohnehin setzen wir uns dafür ein, dass es nicht in jedem Land eine eigene 
Bauordnung in Zukunft geben sollte, sondern dass eine einheitliche Bauordnung für 
die gesamte Bundesrepublik Deutschland geschaffen werden muss. 

Stadtsparkasse 
Magdeburg 

Kto: 313 711 58 

BLZ: 81053272 

Eintragung im 

Vereinsregister 

Ble NOlADE21 MDG Amtsgericht Magdeburg 

IBAN DE34 8105 3272 0031371158 VR 10836 

T 0391-731 6832 
F 0391-7316833 

Halberstädter Str. 10,39112 Magdeburg 
hugsa@onlinehome.de 

www.hugsa.net 
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Sachsen-Anhalt e.V. 

Wir bitten weiter um Verständnis, dass wir aus terminlichen Gründen an der 
öffentlichen Anhörung am Donnerstag, den 14.03.2019, leider nicht teilnehmen 
können. 

Vielen Dank für Ihre Bemühungen. 

M,rre;;O;ßeO 
gez. Dr. H. Neumann 
Landespräsident 
Haus & Grund Sachsen-Anhalt e.V. 

Stadtsparkasse 
Magdeburg 

Eintragung im 

Vereinsregister 

Kto: 313 711 58 

BLZ: 810532 72 
Ble NOLADE21 MDG Amtsgericht Magdeburg 

IBAN DE34 8105 3272 0031371 1 58 VR 10836 

T 0391-731 6832 
, 0391-7316833 

Halberstädter Str. 10. 39112 Magdeburg 

hugsa@onlinehome.de 
www.hugsa.net 



Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 3 
Drs.7/3380 
07.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Schreiben der Handwerkskammem Magdeburg und Halle (Saale) vom 
05.03.2019 

- Posteingang im Ausschussdienst LEV am 06.03.2019 -

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferenUReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 07.03.2019) 



Handwerkskammer 
Magdeburg 

Hand ... _mer Mag-,'11 
_1783 . 39007 UlgdebUIlI 

Hauptgeschäftsfüh rer 

Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss fDr Landesentwicklung und Verkehr 
Vorsitzender Herr Matthias BOIIner 
Domplatz 6-9 
39104 Magdeburg 

Thema "Kleine BauvorlageberechUgung fIIr Melstar des Maurer- und 
Betonbauer-, Z1mmererhandwerb sowie fßr Bautechniker" 

Sehr geehrter Herr Bottner, 

erganzend zu unserem Gesprllch wahrend der Ausschusssitzung In Halle (Saale) am 
17.01.2019 zum Thema .Kleine Bauvorlageberechtigung fOr Meister und Techniker" 
mOChten wir Ihnen, auch im Namen der Handwerkskammer Halle (Saale), eine Ober­
sicht der Regelungen der einzelnen Bundesländer sowie eine statistische Auswertung 
der Auszubildenden-, Meister- und Betriebszahlen Dbersenden. 

Wie Sie der Anlage entnehmen kORnen, sind bspw. die Betriebszahlen im Maurer- und 
Betonbauerhandwerk in den letzten 20 Jahren um ein Drittel gesunken. Bel einem wei­
teren FDnftel der Betriebe sind die Inhaber älter als 60 Jahre. Sie stehen vor der Her­
ausforderung, in den kommenden Jahren den Betrieb an einen Nachfolger zu Dberg&­
ben. Gleichzeitig gehen die Auszubildenden- und Meislel2ahlen dramatisch zurDck. 
Handwerker kOnnten zur Mangelware werden, wenn der beruftiche BIldungsweg nicht 
attraktiver wird. Die ;Kleine Bauvorlageberechtigung" wertet das Handwerk aUf und hilft 
bei der Akquise junger Menschen fOr eine Berufsausbiidung im Handwerk SOWie fOr 
eine WeiterqualifIZierung zum Meisler. 

Des Weiteren kem aUf der Ausschusssitzung die Frage aUf, ob es in der Bauordnung 
des Landes Nordr11ein-Westfalen eine .Kleine BauvorlageberechHgung" gab und diese 
spater wieder abgeschafft wurde oder ob es diese Regelung noch nie gab. Nach Durch­
sicht der alten Bauordnungen konnten wir keine ausdrDckliche Bauvorlageberechtigung 
fDr HandwerksmeIster und I oder Baulechniker finden. Demnach ist davon auszugehen, 
dass es in der Bauordnung des Landes Nordr11eln-Westfalen diese Regelung noch nie 
gab und damit auch nicht abgeschafft werden konnte. 

In diesem Zusammenhang wird gelegentlich behauptet (bspw. in der 5lellungnahme der 
Architekten- und Ingenieurkammarvom 10.10.2018), dass es ein Urteii des Bundesver­
fassungsgerichts gabe, aUf Grund dessen die .Kleine Bauvorfageberechtigung" in NRW 
abgeschafft wurde. Auch dies haben wir recherchiert. Wir konnten lediglich ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zur Hessischen Bauordnung vom 28.11.1984 finden. 
Hiermit wurde die Kleine Bauvorlageberechtigung wie folgt bestätigt 

5. Mlirz 2019 
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.DifI BauO HE § 91 Abs 4 ( .. . ) ist mit GG Art 12 Abs 1 vereinbart, soweit darin die Bau­
VOI1sgeberechtJgung fOr die In dieser Vorschrift genannten einfacheren BaUllDlhaben 
mlndesl9ns vom Ablegen einer HandwerkerptOfung oder von einer gleichgeste//l9n 
Qualifikation abhtlnglg gemacht wird . ...• 

Vielen Dank, dass sich der Ausschuss mit diesem Thema auseinandersetzt. 
Wenn weitere Frage auftreten, kOnnen Sie sich gem an uns wenden. 

Anlagen 
Obersicht der Regelungen der einzelnen Bundeslander 
Statistische Zahlen zu Auszubildenden, Meister und Betriebe 
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BauvorlageberechtIgung für HandwerksmeIster und Bautechniker 

übersicht der Regelungen in den einzelnen BundesiIndem 

~nCI".nd AutzUgaua der Baliordnung 

Niedersachsen § 53 Abs. 4 Nt 2 und 3 NBauQ: 
Bauvorlagebarechtigt fOr eine genehmlgungsbedOrftige Baumaßnahme 
ist auch, wer 

2. Meisterin oder MeIster des Maurer-, des Betonbauer- oder des 
Zimmerer-Handwerics odar diesen nach § 7 Abs. 3, 7 oder 9 der 
Handwerksonlnung gleichgestallt Ist, ~n Handwerksmeislerinnen 
und Handwerksmeister die Baumaßnahme aufgrund Ihrer 
beruflichen Ausbildung und Erfahrung entwerfen können, 

3. staatlich geprflfte Technikerin oder staatlich geprOfler 
Techniker der FachrIchtung Bautechnlk mit 
Schwerpunkt Hochbau ist, In gleichem Umfang wie 
die In Nummer 2 genannten Personen, ... 

Bayern Art. 61 Abs. 3 BayBO: 
Beuvorlageberechtigt sind ferner die Angehörigen der Fachrichtungen 
ArchIIektur, Hochbau oder Beulngenleurwesen, die nach dem 
Ingenleurge&etz die Berufsbezeichnung ,Ingenieurin' oder ,Ingenieur" 
fllhren dOrfen, sowie die staatlich geprllften Tachnlker der FachrIchtung 
Bautechnik und die Handwerkameister des Maurer- und Betonbauer-
sowIe des Zlrnmererfechs fIlr 

1. freistehende oder nur einseitig angebaute oder anbaubare 
Wot"1g8b11ude der GebaudekJassen 1 bis 3 mit nicht mehr als drei 
Wohnungen, 

2. elngeschossige gewerblich genutzte Gebllude mit freien StDtzweiten 
von nicht mehr als 12 m und nicht mehr als 250 rn", 

3. land- oder forstwirtschaftIch genutzte GebIude, 
4. Kleingaragen im Sinn der Rechtsverordnung nach Art. 80 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 3, 
5. einfache Anderungen von 8OI1S1igen GebIIuden. 

Hessen § 67 Abs. 3 HBO: 
Bauvoriageberec fIlr 

1. Wohngeblude mit nicht mehr als zwei Wohnungen und mit 
Insgesamt nicht mehr als 200 m' Wohnfllcha, 

2. elngeschossige gewerbliche Geblude bis 200 rri' GrundfIIche und 
bis 3 m Wendhöhe, gamessen von der GellndeoberfIlche bis zur 
Schnittlinie zwischen Dachhaut und Außenwand, 

3. landwirtschaftlIcha Betriebsgeblude der Geblludeklassen 1 bis 3 bis 
200 rn" Grundflache das Erdgeschosses und 

4. Garagen bis 200 m' Nutzftlche 

sind auch Meisterilnen und Melstel im Maurer- und Betonbauer- oder 
Zimmererhandwerk, Personen mit einer erfolgreich abgelegten PrDfung, 
die als Voraussetzung fIlr die Befreiung von der Prllfung der 
fachtheorelJschen Kenntnisse dieser Melsterprllfungen anerkannt ist, B0-
wle staatlich geprOfte Technikerinnen oder Techniker der FachrIchtung 
Bautachnik. Das Gleiche gilt fOr Berufsangehörige der Fachrichtungen 
nach Abs. 2 ohne Erfordernis der Berufspraxis und ohne Eintragung in 
die liste der Bauvortageberechtlgten. 
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Baden-WQrtternberg 

Schleswig-Hoistain 

Beriln 

§ 43 Abs. 4 LBO: 
Für die Errichtung von 

1. Wohngebauden mit einem Voilgeschoß bis zu 150 m2 GrundIlAche, 
2. eingeschossigen gewerblichen Gebäuden bis zu 250 m" Grundflache 

und bis zu 5 m WandhOhe, gemessen von der Gelandeoberflache bis 
zum Schnittpunkt von Außenwand und Dachhaut. 

3. land- oder forstwlrtschaftlich genutzten Gebauden bis zu zwei 
Vollgeschossen und bis zu 250 m" GrundflAche 

dDrfen auch Angehörige der Fachrichtung Architektur, Innenarchitektur, 
Hochbau oder Bau!ngenieurwesen, die an einer Hochschule, 
Fechhochschule oder gleichrangigen Bildungseinrichiung das Studium 
erfolgreich abgeschlossen haben, steatlich geprDfta Technikerinnen oder 
Techniker der Fachrichtung Bautechnik sowie Personen, die in einem 
anderen Mltglledsteat der EuropAlschen Union oder einem nach dem 
Recht der Europllschen Gemeinschaften gleichgestellten Staat eine 
gleichwertige Ausbildung abgeschlossen haben, als Entwulfsverfasser 
bestellt ~en. Das Gleiche gilt 10r Personen, die die MeisterprDfung des 
Maurer-, Betonbauer-, Stehlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks 
abgelegt haben und 10r Personen, die diesen, mit Ausnahme von § 7 b der 
Handwerksordnung, handwerksrechUlch gleichgestellt sind. 

§ 65 Abs. 4 LBO: 

Bauvoriageberechtlgt 10r Wohngeb/lude der GebAudeklasse 1 und 
untergeordnete eingeschossige Anbauten an bestehende Wohngebäude 
der Gebaudeklassen 1 bis 3 sind auch Diplomingenieurinnen oder 
Diplomingenieure, Bachelor- und Masier-Absolventlnnen oder­
Absolventen der StudiengAnge Architektur, Hochbau oder 
Baulngenleurwesen, die an einer Wissenschafttichen Hochschule, 
Fachhochschule oder gleichrangigen BildungseinrIchtung das Studium 
erfolgreich abgeschlossen haben, sowie Meisterinnen oder Melsier des 
Maurer-, Zimmerer-, Beton- und Stahlbetonbauerhandwerks und staaUlch 
geprQI\e Technikerinnen oder Techniker. 

§ 65 Abs. 7 BauO Bin: 
(7) Bauvoriageberechtlgt 10r 

1. Gebaude mit nicht mehr als zwei Wohnungen und Insgesamt nicht 
mehr als 250 m" Brutto-Grundllache, 

2. elngeschossige gewerbliche Gebäude bis zu 250 m" Brutto­
Grundlläche und bis zu 5 m Wand höhe, gemessen von der 
GeländeoberflAche bis zur SchnltUinle zwischen Dachhaut und 
Außenwand, 

3. Garagen bis zu 250 m" NutzIIAche 

sind ferner die Angehörigen der Fachrichtungen Architektur, Hochbau oder 
Baulngenieurwesen, die an einer deutschen Hochschule, einer deutschen 
OffenUlchen oder staatlich anerkannten Ingenieurschule oder an einer 
dieser gleichrangigen deutschen Lehreinrichtung das Studium erfolgreich 
abgeschlossen haben, sowie die slaaUIch geprIlften Technikerinnen oder 
Techniker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau und die 
Handwerksmeisterinnen oder Handwerksmeister des Maurer- und Beton­
oder ZImmererfachs. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines nach dem Recht der EuropAischen 
Gemeinschaft gleichgestellten Staates sind im Sinne des Satzes 1 
bauvoriageberechUgt, wenn sie in einem dieser Staeten eine vergleichbare 
Berechtigung besitzen und da10r dem Satz 1 vergleichbare Anforderungen 
erfallen mussten. Die Absätze 4 bis 6 gelten entsprechend. 
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Hamburg 

Bremen 

Saarland 

§ 67 AAs. 3 Nr. 2 und 3 HBau: 
Bauvorlageberechtigt fOr Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2 sind 
auch 

1. die Meisterinnen und Meister des Maurer-, Zimmerer- oder des Beton­
und Stehlbetonbauerhandwerks, 

2. die staatlich geprüften Technikerinnen und staBUich geproften 
Techniker der Fachrichtung Bautechnik. 

§ 65 Abs. 3 BremLBO 
Bauvortageberechtigt fOr 

1. EInfamIlienhauser, einschließfich einer Einliegerwohnung, mit einer 
Geschossflllche bis zu 200 rn', ausgenommen sind Vorhaben an 
Kulturdenkmalem oder in ihrer Umgebung, 

2. gewerbliche Gebäude mit nicht mehr als einem oberirdischen 
Geschoss bis zu 250 rn' Grundfläche und bis zu 5 m Wandhöhe Im 
Sinne von § 6 Absatz 4, 

3. landwIrtschaftfIche Betrfebsgebaude mit nicht mehr als 2 
oberirdischen Geschossen bis 250 m' Grundfläche, 

4. Garagen bis 100 m' NutzfIIIche, 
5. einfache Änderungen von sonstigen Gebauden 

sind auch die Handwer\(smelsterinnen oder Handwerksmeister des 
Maurer-, des Beton- oder Stahlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks und 
Personen, die diesen handwer1<snJchtHch gleichgestellt sind, die staaUich 
geprllften Technlkenn und Techniker der Fachrichtung Bautechnik mit 
Schwerpunkt Hochbau, die Beruf8angehOrigen der Fachrichtung 
Bauingenieurwesen, die aufgrund des Bremlsehen Ingenieurgesetzes zur 
FOhrunji der Berufsbezeichnung , Ingenieurin' oder ,Ingenieur" berechtigt 
sind. Die BauvortagebereChtIgung nach Satz 1 entsteht acht Jahre nach 
Erwerb der dort genann1l!n QuaJitika!ion. StaatsangehOrige eines anderen 
Mitglied-staates der Europäischen Union oder eines nach dem Recht der 
Europaischen Gemeinschaft gJeichgestellten Staates sind im Sinn des 
Satzes 1 bauvorlageberechtlgt, wenn sie eine entsprechende Berechtigung 
besitzen und dafOr vergJeichbare Qualifikationen erfOllen mussten oder 
vergleichbare Qualifikationen besitzen. 

§ 66 Abs. 3 LBO: 
BauvorJageberechtigt fOr 

1. Baumaßnahmen in oder an Wohngebauden der Gebäudeklasse 1, 
soweit sie nicht zu einer Erweiterung des Brutto-Rauminhalts um mehr 
als 100 m" fllhren, 

2. die Errichtung oder Änderung von 
a) landwirtschaftlichen Betrtebsgebauden und gewerbliCh genutzten 

Gebauden bis zu 120 m' Geschossf/ache, ausgenommen 
Sonderbauten, 

b) Behelfsgebauden und untergeordneten Gebauden sowie 
c) Garagen bis 100 mZ Nutzllliche einschließlich der 

VerkehrsflAchen 

sind auch die Angehörigen der Fachrichtungen Architektur, Hochbau und 
Bauingenieurwesen, die aufgrund des § 1 oder des § 2 des Gesetzes zum 
Schutze der Berufsbezeichnung Ingenieur 14 diese Berufsbezeichnung 
fOhren dOrfen, die Meisterinnen und Meister des Maurer-, Betonbauer-, 
Stahlbetonbauer- oder Zimmererhandwerks und die staatlich geprOften 
Technlkerinnen und Techniker der Fachrichtung Bautechnik. Personen, die 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem nach 
dem Recht der Europaischen Union gleichgestellten Staat niedergelassen 
sind und die Anforderungen nach Satz 1 nicht erfOlIen, sind fOr Vorhaben 
nach Satz 1 Nummer 1 und 2 bauvortageberechtigt, wenn sie In dem Staat 
Ihrer Niederlassung eine vergleichbare Berechtigung besitzen. 
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, 

In folgenden Bundeslindern gibt es keine "Kleine BauvorlageberechtIgung": 

Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, ThOringen, Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommem und Sachaen-Anhalt 
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Romy M .... berg 
SteIIv. Hauptgeod1a_rin 
Hlndwarlulkommer Magd.burg 

Statistik Maurer. und Betonbauer (Sachaen-Anhalt) 

22.02.2019 

Betriebe neu eingetragene 
Abgeechl_ne 

Jahr Betrleb5· Verlnderung Ausbildungs-

anzahl zum VOrjahr vertrllge 
MeIsterausbIldung 

1999 2133 - 375 41 

2000 2064 -69 277 38 

2001 1947 -117 114 17 

2002 1883 -64 110 33 

2003 1900 17 101 39 

2004 1947 47 75 52 

2005 2010 63 56 23 

2006 2077 67 55 17 

2007 2090 13 57 38 

2008 2035 -55 31 24 

2009 2016 -t9 27 21 

2010 2004 -12 33 23 

2011 1966 -38 30 21 

2012 1936 -30 26 15 

2013 1892 ..u 22 10 

2014 1841 -51 27 23 

2015 1756 -85 24 23 

2016 1893 -63 18 1 

2017 1618 -75 31 13 

2018 1589 -29 28 1 

2018 gab es 644 Betriebe des Maurer- und Belonbauemandwerks weniger als vor 20 Jahren (1999). 

DeIzeit sind 21 Prozent der Inhaber der eingetragenen Handwer1lsbelr1eb des 

Maurer- und Balonbauemandwerks Iltar als 80 Jahre (38 % alter als 55 Jahre)! 

Das bedeutet, 340 Betriebe müssen in den nlchsten Jahren an einen Nachfolger übergeben werdenl 

Betrachtet man die Inhaber, die atter als 55 Jahre sind, so stellt man fest, dass sich 

weitere 265 Betriebe, bereits jetzt auf die Suche nach einen Nachfolger machen sollten I 

fHit. Wir brauchen nicht nur dringend mehr Auazubildende. um dIe ZUkunft der Betriebe 

abzusichern, Bond.rn auch mehr Meister, die die Betriebe fortführen werden, 
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RomyMeseberg 
Stellv. HauptgeschlflsfOhrerin 
Ha_,ukammor Megdeburg 

Statistik Zimmerer (Sachsen-Anhalt) 

22.02.2019 

BetrIebe neu alngetrag_ 
Abgeschlossene 

Jahr Betrlebs- Verlinderung Ausblldungs-

anzahl zum Vorjahr vertrAge 
Melsterauablldung 

1999 355 - 76 

2000 308 -47 . 61 

2001 281 -27 39 

2002 268 -13 35 

2003 282 14 39 

2004 300 18 30 

2005 308 8 31 

2006 344 36 25 

2007 363 19 25 

2008 375 12 23 

2009 378 3 14 

2010 369 -9 23 

2011 354 -15 17 

2012 352 -2 15 

2013 350 -2 17 

2014 349 -1 16 

2015 342 -7 17 

2016 343 1 21 

2017 337 .a 25 

2018 332 -5 16 

2018 gab es 23 BetrIebe des Zlmrnererhandwerks weniger als vor 20 Jahren (1999). 

Derzeit sind 13 Prozent der Inhaber der eJngeb&gel1en ZImmereibehiebe 

liter ... 60 Jahre (27 % after als 55 Jahre)! 
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Das becleutet, 44 BetrIebe mOssen In den nllchsten Jahren an einen Nachfolger Obergeben werdenl 

Betrachtet man die Inhaber, die aller als 55 Jahre sind, so stellt man fest, dass sich 

weitere 44 Betriebe, bereits jetzt auf die Suche nach einen Nachfolger machen seilten I 

Fazit: Wir brauchen nicht nur dringend mehr Auszubildende, um die Zukunft der Betriebe 

abzusichern, sondern auch mehr Meister, die die Betriebe fortfOhren werden. 



Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 4 
Drs.713380 
07.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Schreiben (E-Mail) des Bauindustrieverbandes Ost e. V. vom 07.03.2019 

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferentIReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 
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Kriener. Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 

Sehr geehrte Frau Kriener, 

Herbert Mackenschins <herbertmackenschins@bauindustrie-ost.de> 
Donnerstag, 7. März 201910:27 
Kriener, Jacqueline 
Anhörung in öffentlicher Sitzung zum Thema "Das Handwerk stärken - Kleine 
Vorlageberechtigung fOr Meister und Techniker" - Ihr Zeichen: 21 .5 

in obiger Angelegenheit bedanken wir uns tor die Einladung des Ausschussvorsitzenden Herrn Büttner zur 
Anhörung im Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr am 14.03.2019 zum 
Thema "Das Handwerk stärken - Kleine Vorlageberechtigung für Meister und Techniker". Unser Präsident 
Herr Finck kann den Termin aufgrund urlaubsbedingter Abwesenheit leider nicht wahrnehmen. 
Da ich an diesem Tag aufgrund eines anderweitigen Termins ebenfalls abwesend bin, können wir an der 
Anhörung leider nicht teilnehmen. Von daher sehen wir auch von einer schriftlichen Stellungnahme 
ab. 

Mit freundlichen Grüßen 

Herbert Mackenschins 
Geschäftsstellenleiter 

Bauindustrieverband Ost e. V. 
Geschäftsstelle Magdeburg 
Lorenzweg 56 
39128 Magdeburg 
Fon 0391 53221-17 
Fax 0391 53221-24 
Mail herbert.mackenschins@bauindustrie-ost.de 
www.bauindustrie-ost.de 
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Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 5 
Drs.713380 
08.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Stellungnahme der Handwerkskammern Magdeburg und Halle (Saale) vom 
06.03.2019 

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferenUReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 08.03.2019) 



Handwerkskammer 
Magdeburg 

Handwerl<skammOf Maodeburg 
PosIIach 1763 . 39007 Magdeb..-g 

Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss fOr Landesentwicklung und Verkehr 
Vorsitzender Herr Matthias BOltner 
Domplatz 6-9 
39104 Magdeburg 

Präsident 

Anhörung zum Thema "Kleine Bauvorlageberachtlgung für Meister des Maurer­
und Betonbauer-, Zimmererhandwerks sowie für Bautechniker" 
Antrag der Fraktion der Am - Drucksache 7/3380 

Sehr geehrter Herr Boltner, 

vielen Dank fOr die Einladung zur AnhOrung. Wie wir bereits dem Ausschusssekreta­
riat mitgeteilt haben, wird die stellvertretende HauptgeschaftsfOhrerin Frau Romy 
Meseberg an der Anhörung teilnehmen und die Position der Handwerkskammer 
Magdeburg vortragen. 

Oie Stellungnahme beider Handwerkskammem zu diesem Thema haben wir auf der 
Ausschusssitzung am 17.01.2019 ausgeteilt. Sie liegt aber auch noch einmal diesem 
Schreiben bei. 

WII' sprechen uns ausdrOcklich fOr die EinfOhrung einer ,Kleinen Bauvorlageberechti­
gung" fOr Meister des Maurer- und Betonbauer-, Zimmererhandwerks sowie Bau­
techniker aus. Ergänzend mOchten wir zur Drucksache 7/3380 (Satz 1) anmerken, 
dass die Meister- und die Bautechnikerausbildung bereits eine einschlägige bau­
fachliche FortbIldungsmaßnahme Ist Mit Bestehen der Meisterprofung bzw. der Ab­
schlussprOfung bel den Bautechnikem sind die Kenntnisse im Bauplanungsrecht 
nachgewiesen. Aus unserer Sicht bedarf es deshalb keiner zusätzlichen WeIterbil­
dungsmaßnahme. 

Mit freundlichen GrOßen 

H.,, 1~ prasi~rr 
Anlage 

6. Mlrz2019 

Ihr Zeichen: 
Unser Zeichen: Me 

Ansprechpertner. 
Romy Meseberg 
Telefon 03916268-123 
T_03918268-110 

rrnesebeIlIChWk-magd&­
burg.de 

Handwertcskammer 
Magdeburg 
Garelsstr. 10 
391 oe Magd.burg 

Prasldont 
HagenM,uer 
HaupIQeschlftsfOhrer. 
Burghard GlUpe 

Stadtsparkasse Magdeburg 
IBAN 
DE5281 0532723000020429 
BIC NOLAOE21 MDG 

Volkablnk Magdeburg 
IBAN 
DE57810932740001502000 
BIC GENODEFI MOl 



Handwerkskammer 
Halle (Saale) 

Stellungnahme 

der Handwerkskammern 

Halle (Saale) und Magdeburg 

zur 

Einführung der 

Handwerkskammer 
Magdeburg 

beschränkten Bauvorlageberechtigung 

für Meister des Maurer- und Betonbauer-, 

des Zimmererhandwerks und 

staatlich geprüfte Techniker der Fachrichtung Bautechnik 

Halle (Saale) I Magdeburg, 17. Januar 2019 
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Handwerkskammer 
Halle (Saale) 

Allgemeines 

Handwerkskammer 
Magdeburg 

Die Bauvortageberechtigung ist in den jeweiligen Bauordnungen der Bundesländer geregelt. 
In vielen westdeutschen Bundesländern sind auch Meister des Maurer- und Betonbauer-, 
des Zimmererhandwerks und staatlich geprOfte Techniker der Fachrichtung Bautechnik be­
schränkt bauvortageberechtigt. Dies bedeutet, dass ein Meister oder Techniker bei kleineren 
Bauvorhaben die Baugenehmigung bei der Bauaufsichtsbehörde einreichen darf. 

Warum sollte eine beschränkte Bauvorlageberechtigung für Handwerksmeister und 
Bautechniker in der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt eingeführt werden? 

> Auf Grund der Qualifikation der Handwerksmeister und Bautechniker 

Unstrittig ist, dass aus bauordnungsrechtlicher Sicht eine ausreichende Qualifikation der Auf­
steiler von Bauvortagen bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden vorhanden sein 
muss: Die Zimmerer- sowie Maurer- und Betonbauermeisterverordnung wurde durch das 
Bundesministertum für Wirtschaft und Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesrninis­
terium für Bildung und Forschung1 beschlossen. Darin Ist festgelegt, dass zum Zwecke der 
MeisterprOfung unter anderem folgende Fertigkeiten und Kenntnisse zu berOckslchtigen sind: 

.Plane. Skizzen und technische Zeichnunaen für Bauteile und Bauwerke, auch unter Einsatz 
von rechnergestOtzten Systemen, unter BerfJcksichtigung baurechtlicher Vorschriften erstel­
len, die für einen Antrag im baubeMrdlichen Genehmigunasverfahren und die Ausführung 
geeignet sind.· Standsicherlleits- und bauphysikalische Nachweise erstellen. statische Sys­
teme erkennen und PlausibilitlJtsprtJfungen durchführen" 2 

In der Abschlussarbeit zur MeisterprOfung sind in jedem Fall als Planungsarbeiten Unterla­
gen für einen Antrag im baubehördlichen Genehmigungsverfahren zu erstellen.3 

Gleiches gilt fOr die Fortbildung zum Techniker. Sie umfasst ebenfalls Themen wie Entwurfs­
lehre, Konstruktion, Statik, Haustechnik, Bauphysik, Umweltschutz etc. Das Forschungsinsti­
tut fOr Beschäftigung Arbeit Qualifikation hat in einer Studie einen Vergleich der Fortbildung 
zum Bautechniker (Staatliche Technikerschule Bertin) mit dem Bachelorstudium des Bauin­
genieurwesens (TU Bertin) aufgestellt. Der Präsenzunterricht umfasst beim Vollzeitlehrgang 
zum geprOften Bautechniker(ln) 2.720 Stunden und beim Bachelorstudiengang (Pflichtteil) 
1.970 Stunden4 (beim Studium kommt noch ein variables Modul hinzu). 

Bei bestandener PrQfung ist demnach anzuerkennen, dass die Meister und Bautechniker 
aufgrund ihrer hochqualifizierten Ausbildung in der Lage sind, entsprechende Bauwerke zu 
planen. Konsequenterweise sollten der Gesetzgeber dann auch die Voraussetzungen schaf­
fen, dass sie die erstellten Planungsunterlagen zur Genehmigung vorlegen dOrfen. 

1 ZImmerermeisterverordnung vom 16. Aprll 2008 (BGBI. S. 743) und Maurer- und Betonbauermeisterverord­
nung vom 30. August 2004 (BGBI.I S. 2307), letzte Änderung vom 17. November 2011 (BGBI.I S. 2234) 
, § 2 Abs. 2 Nr. S ZlmMstrV bzw. § 2 Abs. 2 Nr. 5 MaurerBetonbMstrV 
3 Vsl. § 4 Abs. 3 Nr. 1 und 2 ZimMstrV bzw. § 4 Abs. 2 Nr. 1 MaurerBetonbMstrV 
• Studie des Forschungsinstituts BeschäftiSUng Arbeit Qualifikation .Beruftiche Tätigkeit, Kompetenzprofil und 
BIldungsbedarf von Bautechnikern und Bautechnikerinnen, 2012 (baq-bremen.de) 
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Handwerkskammer 
Halle (Saale) 

Handwerkskammer 
Magdeburg 

Der Meisterbrief sowie die Meisterpflicht im Handwerk sind Garant 10r Verbraucherschw 
und Erhalt der Baukultur. Der Meister und der Techniker sind nach dem deutschen QualifI­
zierungsrahmen dem Bachelor gleichgestellt. Bachelorabsolventen des Hochbaus oder des 
Bauingenieurwesens erhalten nach einschlägiger zweijährige Berufserfahrung sogar die 
volle Bauvorlageberechtigung. 

Unproblematisch wäre auch. dass die beschränkte Bauvorlageberechtigung die Berechti­
gung zur Erstellung bautechnischer Nachweise fOr Standsicherheit. Brandschutz etc. ein­
schließt. da dies ebenfalls gelehrt wird. Unabhangig davon mOssen alle Bauvorlageberech­
tigten ihre Grenzen kennen und bel Bedarf Fachplaner hinzuziehen. So wird ein bauvorlage­
berechtigter Architekt die statischen Berechnungen In den meisten Fällen nicht selbst vor­
nehmen, sondern einen Statiker zu Rate ziehen. Ein Handwerksmeister arbeitet genauso ge­
wissenhaft. 

... Auf Grund der Gleichbehandlung in den Bundesländern 

Die Praxis aus anderen Bundesländem, in denen es eine beschränkte Bauvorlageberechti­
gung gibt, hat sich Ober viele Jahre bewährt. Es kann nicht sein, dass die Handwerksmeister 
und Bautechniker in Sachsen-Anhalt diskriminiert werden. Sie sollten die gleichen Rechte 
und Bedingungen wie ihre Berufskollegen erhalten. 29 Jahre nach der deutschen Einheit ist 
es an der Zeit, die Ungleichbehandlung abzuschaffen. 

~ Ein Schritt in Richtung einheitlicher Bauordnungen 

Regelungen dieser Art finden sich in den Bauordnungen der Länder Bayem, Baden-WOrt­
temberg, Berlin, Hamburg, Bremen, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Diese 
sind historisch gewachsen. Handwerksmeister haben schon, lange bevor es Architekten und 
Ingenieure gab, Bauwerke geplant und gebaut. Dieses Recht blieb hier weitestgehend erhal­
ten. 

Im Gebiet der ostdeutschen Bundesländer gab es während der DDR einen Bruch. Es 
herrschten im Bauwesen zentralistische Planungsstrukturen, die von Standards und Verein­
heitlichungen geprägt waren. Kommunale Bauaufsichtsbehörden gab es nicht. Wenige Mo­
nate vor der Wiedervereinigung wurde eine Bauordnung eingeführt, die neben der Bildung 
und Arbeitsweise neuer Bauaufsichtsbehörden etc. auch die Regelung der Verantwortlichen 
der am Bau Beteiligten enthielt. 5 Handwerker waren zu DDR-Zeiten von der Regierung nicht 
gern gesehen. Daher verwundert es nicht, dass die Bauordnung fOr sie keine beschränkte 
Bauvorlageberechtigung enthielt. Diese Bauordnung wurde später durch das Bundesland 
Sachsen-Anhalt Obemommen und bildete die Grundlage 10r das heute In Sachsen-Anhalt 
geltende Baurecht. 

5 BauO - Gesetz Ober die Bauordnung - Sachsen-Anhait - vom 20. Juli 1990 (GBI. Nr. SO vom 13.08.1990) 
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Handwerkskammer 
Halle (Saale) 

Handwerks!cammer 
Magdeburg 

Die in den letzten drei Jahrzehnten ausgebildeten Handwerksmeister und Bautechniker ste­
hen ihren westdeutschen Kollegen in nichts nach und doch haben sie mit Auswirkungen aus 
früheren Zeiten zu kämpfen. 

Die westdeutschen Bundesländer werden ihre Regelungen mit gutem Grund nicht abschaf­
fen. Auf dem Weg zu einheitlichen Bayordnungen der Bundesländer sollte eine beschränkte 
Bauvorlageberechtiauna far diesen Personenkreis in allen ostdeutschen Bundesländer ein­
geführt werden. Auch die Musterbauordnung sollte entsprechend angepasst werden. 

, Wertschäuung des Bauhandwerks 

In den Kammerbezirken der Handwerkskammer Halle (Saale) und Magdeburg geht die Zahl 
der Handwerksbetriebe im Baubereich zurück. Dies ist zum einen durch die demografische 
Entwicklung im Land begründet, aber auch durch den Rückgang der Auszubildenden und 
Meister. Fehlende Wertschätzung des Handwerks und der Hang zur akademischen Ausbil­
dung haben ihren Teil dazu beigetragen. Ausschlaggebend fOr das geringere Interesse an 
einer Meisterausbildung dürfte auch daran liegen, dass Lehrinhalte vermittelt und geprüft 
werden, die anschließend In der Praxis nicht angewendet werden dOrfen. 

Handwerker könnten zur Mangelware werden, besonders im ländlichen Raum. Betroffen sind 
davon hauptsächlich diejenigen, die eine kleine Baumaßnahme umsetzen möchten, bspw. 
ältere Menschen, die ihr Haus oder Wohnung altersgerecht umbauen möchten, um möglichst 
lange in den eigenen vier Wänden bleiben zu können, aber auch Kommunen und Betriebe. 

Berufliche und akademische Bildung sind gleichwertig. Das beweist seit 2014 der Deutsche 
und Europäische Qualifikationsrahmen. Hinsichtlich der Durchlässigkeit des Bildungssys­
tems gibt es jedoch noch viele Baustellen. Bautechniker und Handwerksrneister sind Berufs­
gruppen, die durch ihr hohes Fachwissen und die praktische Erfahrung Tätigkeiten überneh­
men können, für die allgemein ein Hochschulabschluss far erforderlich gehalten wird. 

Der berufliche Bildungsweg muss auch in der Praxis eine echte und gelebte Altemative wer­
den. Mit der beschränkten Bauvorlageberechtigung erhält die berufliche Bildung eine Aufwer­
tung. Es gäbe schließlich eine verstärkte Motivation zur Handwerks- sowie Meisterausbil­
dung und eine verbesserte MarktsteIlung des Handwerksmeisters. 

Ferner wäre dies ein wichtiger Schritt für den Erhalt und die Akguise von Fachkraften, da der 
AusbIldungsweg attraktiver wird. Insbesondere in den Grenzregionen zu Niedersachsen 
würde sich die Gewinnung von Auszubildenden einfacher gestalten und die Gefahr der Fach­
kräfteabwanderung verringern. 

Außerdem bereichert es das Angebot. Bauherren, die für einen verbesserten Bauprozess 
und geringere Baukosten die Leistungen aus einer Hand wünschen, wären nicht mehr nur 
auf Bauträger angewiesen. 
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• 

Handwerkskammer 
Halle (Saale) 

j> Versicherungsschutz ist vorhanden 

Handwerkskammer 
Magdeburg 

Für die Tätigkeiten eines planenden Bauhandwerkers und Bautechnikers ist ausreichender 
Versicherungsschutz vorhanden. Unsere Recherche hat ergeben, dass Je nach Versiehe­
rungsuntemehmen entweder eine entsprechende Berufshaftpflicht- oder eine Betriebshaft­
pflichtversicherung die Planungsrisiken einschließen würde. Selbst für Handwerker, die ein 
Vorhaben aus einer Hand planen und umsetzen, werden (bspw. von den VHV Versicherun­
gen) Konzepte mit entsprechenden Versicherungsschutz angeboten. 

Ein Hinweis zum Vier-Augen-PrinziD: Darunter versteht man, dass wichtige Entscheidungen 
von mindestens zwei Personen getroffen werden sollten. In erster Linie sind hier der Planer 
und der Mitarbeiter der Bauaufsichtsbehörde betroffen. Ob der Planer ein Architekt oder 
Handwerksmeister ist, macht zunächst keinen Unterschied. Fraglich ist, ob tatsächlich auch 
der Bauausführende ein Mitspracherecht hat. Die Planung ist bereits fertiggesteIlt, die Unter­
lagen sind geprüft und die Genehmigung liegt vor. Unter Umständen sucht sich der Planer 
einen anderen Ausführenden, wenn dieser nicht einverstanden ist. Des Weiteren sind Bauin­
genieure und Architekten berechtigt, einen Handwerksbetrieb zu führen (Gleichwertigkeit ge­
genüber einem Meister). Sie können also planen und bauen. Daher kann man für kleine Bau­
vorhaben den Meistem und Bautechnikern durchaus die Planung und Ausführung aus einer 
Hand zutrauen. 

,. Positive Gerichtsentscheidungen 

Entgegen manchen Behauptungen sind uns keine Gerichtsurteile bekannt, die eine be­
schränkte Bauvorfageberechtigung verbieten wOrden. Das Gegenteil ist der Fall. So stellte 
der Bayrische Verfassungsgerichtshof fest: 

.Es sind keine Gesichtspunkte zutage getreten, die den Schluß nahelegten, daß die den Bautechni­
kern und den Handwerksmeistem des Maurer- und Zimmererfachs im Laufe ihrer Ausbildung abver­
langten und durch Erfahrung gefestigten fachlichen Anforderungen nicht ausreichten, um einfache 
Wohngebsude ordnungsgemSß, insbesondere sicher, wirtschaff/ich und frei von Verunstaltungen zu 

j -e panen ... 

Auch das Bundesverfassungsgericht bestätigte: 

.Die BauD HE § 91 Abs 4 ( .. . ) ist mit GG Art 12 Abs 1 vereinbart. soweit darin die Bauvorlageberechti­
gung ftJr die In dieser Vorschrift genannten einfacheren Bauvorhaben mindestens vom Ablegen einer 
HandwerkerprOfung oder von einer gleichgestellten Qualifikation abhsngig gemacht wird. . ..• 7 

6 Bavrischer Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 14. April 1999 - Vf. 4-VII-97 ijurls) 
7 BVerfG, Beschluss vom 28. November 1984 -1 BvL 13/81-, BVerfGE 68, 272-287 Ourls) 
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Handwerkskammer 
Halle (Saale) 

Handwerkskammer 
Magdeburg 

Wie könnte die konkrete Umsetzung der beschränkten BauvorlageberechtIgung für 
Handwerksmeister und Bautechniker In Sachsen-Anhalt aussehen? 

~ Ergänzung der Bauordnung in Anlehnung an das niedersächsische Recht 

Vorschlag zur Ergänzung des § 64 Abs. 2 BauD LSA: 

Bauvorlageberechtigt ist, wer 

Nr. 5 Meister oder Meisterin des Maurer- und Betonbauer- sowie des Zimmerer-Handwerks 
oder diesen nach § 7 Abs. 3, 7 oder 9 der Handwerksordnung gleichgestellt ist, wenn 
Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeister die Baumaßnahme aufgrund ihrer 
beruflichen Ausbildung und Erfahrung entwerfen können, 

Nr. 6 staatlich geprOfter Techniker oder staatlich geprofte Technikerin der Fachrichtung 
Bautechnik Ist, in gleichem Umfang wie die in Nummer 5 genannten Personen 

Eine Änderung der Bauordnung würde sich für das Land bis auf einige Umstellungsmaßnah­
men kostenneutral gestalten. Es baut aber Ungerechtigkejten ab und unterstützt das Hand­
werk in Sachsen-Anhalt und damit die wirtschaftliche Entwicklung der Region sowie das 
Wohlergehen der Bevölkerung. 
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Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss fOr Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 6 neu 
Drs.7/3380 
08.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Stellungnahme des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft 
e. V . vom 11 .03.2019 

Hinweis: 

Die Neuausgabe erfolgte wegen fehlerhafter Kontaktdaten im Ursprungs­
schreiben. 

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. hat das 
korrigierte Schreiben per E-Mail am 11 .03.2019 zugesandt. 

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss fOr Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium fOr Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss fOr Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium fOr Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferentlReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 08.03.2019) I 



Positions papier 

des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft 

zur 
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1. Einleitung 

Die Versicherungswirtschaft möchte zur Vorbereitung der Anhörung am 
14.03.2019 die zentralen Überlegungen zusammenfassen, die bei der 
EinfOhrung einer kleinen Bauvorlageberechtigung fUr Meister und Techni­
ker fOr den Versicherungsschutz des damit verbundenen Berufs- bzw. 
Betriebsrisikos zu berOcksichtigen sind. Dabei steht insbesondere die 
Zielsetzung im Vordergrund, dass Meister und Techniker kleinere Bau­
maßnahmen ohne Mitwirkung eines Architekten aus einer Hand planen 
und errichten können (vgl. Drucks. des Landtags von Sachsen-Anhalt 
7/3380 vom 19.09.2018, S. 1). Dies kann nach Einschiltzung der Versi­
cherungswirtschaft auf Bedenken stoßen, zu denen im Folgenden SteI­
lung genommen werden soll. 

2. Beurteilung der Bauvorlageberechtigung von Handwerksmeis­
tarn und Technikern Im Hinblick auf dan Versicherungsschutz 

Durch die Eröffnung der kleinen Bauvorlageberechtigung fOr Handwerks­
meister und Techniker verilndert sich das berufliche bzw. betriebliche Ri­
siko dieser Berufsgruppen Signifikant. Dies könnte nach Einschiltzung der 
Versicherungswirtschaft vor allem im Hinblick auf die Reichweite und Ver­
fügbarkeit des Versicherungsschutzes fUr bauvoriageberechtigte Hand­
werker und Techniker zu erheblichen Belastungen dieser Berufsgruppen 
und der Auftraggeber fUhren. 

Die Versicherungswirtschaft gibt in diesem Zusammenhang zu bedenken, 
dass sich bauvorlageberechtigte Handwerksmeister und Techniker fOr die 
damit möglichen Tiltigkeiten nur eingeschrilnkt absichern können. Denn 
zum einen ist davon auszugehen, dass für diese Tiltigkelten nur schwer 
Versicherungsschutz zu erhalten Ist. Zum anderen bleibt anders als bei 
freiberuflicher Tätigkeit die betriebliche Absicherung wegen der Vielfalt der 
Betriebsrisiken der Versicherungsschutz individueller Ausgestaltung vor­
behalten. Dies führt ggf. bei fehlendem Versicherungsschutz von auf­
tragsausführenden MeisternlT echnikem gleichzeitig zu einer Erhöhung 
des wirtschaftlichen Risikos seitens des Auftraggebers (Verbrauchers) bel 
mangelhafter Leistung. 

Das durch die kleine Vorlageberechtigung eröffnete Betriebsrisiko ist diffe­
renziert zu betrachten. Es Ist danach zu unterscheiden, ob Meister und 
Techniker an einem konkreten Bauvorhaben nur die Planung vomlmmt 
oder seine Planung auch selbst umsetzt. 

2.1 Gesamthafte Projaktbetreuung durch Planung und Ausfüh­
rung 
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Bei einer gesamthaften Projektbelreuung durch Planung und AusfOhrung 
aus einer Hand könnten sich Engpässe im Versicherungsschutz fOr den 
bauvorlageberechtigten HandwerksmeisterITechniker ergeben. Denn bei 
Planung und Ausführung besteht im Rahmen der Betriebshaftpflicht des 
Handwerkers faktisch kein Versicherungsschutz fOr die mangelhafte Pla­
nungsleistung. 

Hier ist zunächst zu berllcksichtigen, dass der Handwerker grundsätzlich 
im Rahmen einer Betriebshaftpflichtversicherung das Risiko seines Be­
triebes absichert. Anders als bei der Berufshaftpflichtversicherung fOr Ar­
chitekten und Ingenieure knüpft die Betriebshaftpflichtversicherung des 
Handwerkers nicht an ein umfassendes Berufsrisiko sondern an die Risi­
ken des konkreten versicherten Betriebes an. Dieser Versicherungsschutz 
umfasst zwar grundsätzlich Planung und Umsetzung von Vorhaben durch 
Handwerker. Dies fOhrt jedoch nicht zu Versicherungsschutz fOr mangel­
hafte Bauleistung aufgrund von Planungsfehlem, da es sich In beiden Ab­
schnitten um nicht versicherte Erfüllungsleistungen handelt. 

Der damit bestehende Versicherungsschutz unterscheidet sich signifikant 
von der Berufshaftpflichtversicherung f(Jr Architekten und Ingenieure. Dies 
beruht auf den grundlegenden Unterschieden der jeweils vertraglich ge­
schuldeten Erfüllungsleistung. Dem ist voranzustellen, dass die Haft­
pflichtversicherung lediglich Versicherungsschutz für gesetzliche Haft­
pflichtansprOche bietet. Vertraglich geschuldete Ansprüche auf Erfüllung 
(Erbringung der vertraglich geschuldeten Leistung) sind von der Haft­
pflichtversicherung nicht umfasst. So stellt die BerufshaftpflIchtversiche­
rung fOr Architekten/Ingenieure zwingend auf eine Trennung zwischen der 
Planung und Umsetzung ab. Das heißt, dass sich die vertraglich geSChul­
dete und damit nicht versicherte Erfüllung des Architekten/Ingenieurs auf 
diese planerische Tätigkeit beschränkt. Soweit sich also ein Planungsfeh­
ler im Rahmen der Umsetzung manifestiert, handelt es sich für Architekten 
und Ingenieure um einen versicherten Schaden im Rahmen gesetzlicher 
Haftpflicht. Bauvorhaben des Architekten/Ingenieurs mit Planung und Um­
setzung sind demgegenüber insgesamt vom Versicherungsschutz ausge­
schlossen. 

Abweichend davon stellen sich bei einem Handwerker mit Planung und 
Umsetzung eines Vorhabens beide Tellabschnitte als nicht versicherte 
Vertragserfüllung dar. Ist das Bauwerk also aufgrund eines Planungsfeh­
lers mangelhaft, so ist diese fehlerhafte AusfUhrung ebenfalls vertragliche 
Erfüllung. Das bedeutet, dass sowohl die Mängel der Planung als auch die 
Mängel an der Umsetzung durch den Handwerker von diesem auf eigene 
Kosten beseitigt werden müssen und nicht vom Versicherungsschutz der 
Betriebshaftpflichtversicherung umfasst sind. Im Ergebnis Ist der Bauherr 
bei Planung durch den Handwerker bezogen auf die Folgen der Planungs-
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fehler (anders als bei Architekten und Ingenieuren) vollstandig dem Insol­
venzrisiko des Handwerkers ausgesetzt. 

Der Verbraucher ist auf diese Weise gegenOber der Planung durch Archi­
tekten deutlich schlechter gestellt. Denn bei der Trennung der Planung 
durch den Architekten und der Umsetzung durch den Handwerker besteht 
für die Folgen eines Planungsfehlers durch den Architekten Versiche­
rungSSChutz aus der Berufshaftpflichtversicherung des Architekten und für 
die Schäden durch die AusfOhrungsfehler des Handwerkers bei der blo­
ßen Umsetzung des Architekten-Plans Versicherungsschutz aus dessen 
Betriebshaftpflichtversicherung. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass durch die Beschränkung des 
Versicherungsschutzes des Handwerkes auf das konkrete Betriebsrisiko 
der Versicherungsschutz nur für Schäden innerhalb dessen besteht. Das 
heißt, dass soweit sich die Planung des Bauvorhabens auf Gewerke er­
streckt, die nicht vom Betriebsrisiko erfasst sind (z. B. Installationstatigkeit 
bei Dachdeckermeister), insoweit auch kein Versicherungsschutz besteht. 
Soweit also Ober die eigene Ausführung des Handwerkers hinaus von ihm 
geplant wird, ist ein zusätzlicher Versicherungsschutz erforderlich (vgl. 
dazu 2.1.2). Hier könnte es zusätzlich zu VersicherungslOcken kommen. 

2.2. Beschränkung der Tätigkeit auf dia Planung eines konkretan 
Bauwarks 

Beschränkt der HandwerksmeisterfTechniker seine Tätigkeit auf die Pla­
nung eines konkreten Bauvorhabens, so wird die dafOr erforderliche Absi­
cherung des HandwerkersfT echnikers nur vereinzelt ähnlich der Berufs­
haftpflichtversicherung für Architekten und Ingenieure verfügbar sein. Es 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass es insoweit in der Praxis eben­
falls zu Engpässen bei der Umsetzung dieser Versicherungspflichten fOr 
Handwerker kommen kann. 

3. Fazit 

Die Versicherungswirtschaft weist darauf hin, dass die kleine Bauvorlage­
berechtigung fOr Handwerksmeister und Techniker mit erheblichen wirt­
schaftlichen Risiken fOr die Berufsträger und die Auftraggeber in Erman­
gelung dafür verfügbaren Versicherungsschutzes verbunden ist. Jeden­
falls steht der fehlende Versicherungsschutz einer gesetzlich vorgeschrie­
benen Versicherungspflicht entgegen. 

Berlin, den 08.03.2019 
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Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Schreiben der Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt vom 05.03.2019 

- Posteingang im Ausschussdienst LEV am 11.03.2019 -

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium fOr Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss fOr Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
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Fraktionen - ReferenUReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 11 .03.2019) 



verbraucherzentrale 

Verbraucherzentrale Sachsen.Anhalt· Steinbockgasse l' 06t08 Halle (Saale) 

Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung und 
Verkehr 
Ausschussvorsilzender 
Herrn Matthias Büttner 
39094 Magdeburg 

Ihr Zeichen Unser Zeichen Durchwahl 
Ha/Gr - 21 

Sehr geehrter Herr Büttner, 

Datum 

05.03.2019 

herzlichen Dank für Ihre Einladung der Verbraucherzentrale Sachsen­
Anhalt eV. zur Anhörung am 14. März 2019 zum Thema: "Das 
Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und 
Techniker" - Antrag der Fraktion der AfD - Drucksache 7/3380. 

Nach Prüfung muss ich um Verständnis bitten, dass wir uns an dieser 
Anhörung nicht beteiligen. Die Verbraucherzentrale vertritt die 
Interessen der Verbraucher in Sachsen-Anhalt. Zum Sachverhalt des 
Antrags: "Das Handwerk stärken -l:(leine Bauvorlageberechtigungen für 
Meister und Techniker" können wir jedoch keine Erkenntnisse, Fakten 
oder Erfahrungen beitragen, die Themen Bausicherheit und technische 
Bauplanung ist nicht zuletzt auch mangels personeller Ressourcen zur 
Zeit kein Handlungsfeld der Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt. 

Mitf~en 

.Nolkmar Hahn 
Geschäftsführer 

Verbraucherzentrale 
Sachsen-Anhalt e.V. 

GeschlftssloUe 

Steinbockgasse 1 

06108 Halle (Saale) 

Tel. (0345) 2 98 03 29 
Fax (03 45) 2 98 03 26 
vzsa@vzsa.de 

www:verbraucherzentrate­
sachsen-anhalt.de 

Unser Service: 

Verbrauchertelefon 

(0900) '775 770 h.oo€/Min. 
aus dem deutschen Festnetz, 
Mobilfunkpreis abweichend) 

Ratgebertelefon (Lebensmittel) 
(0180) 5 70 66 00 (0.14 €/Min. 
aus dem deutschen Festnetz; 
Mobitfunkpreis max. 0;42 €jMin.) 

Energieberatung (rerminservice) 
(0800) 809 802 400 
(kostenfreD 

Broschürenbestellung 
(0211) 3 80 95 55 

Auskunft (keine Beratung) 

(0345) 29803 '7 
Di u. 00 10-18 Uhr 

Saalesparkasse 
IBAN: DE08 8005 3762 0384 0793 5' 
BIC: NOLADE21HAL 

Amtsgericht 5tendal VR 20009 
Steuer-Nr.1tO/142!42009 

Vorstandsvorsitzender 
Marco Tullner 
Geschäftsführer 
Volkmar Hahn 
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Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Domplatz 6 - 9 
39104 Magdeburg 

BAUGEWERBE 
VER BA N 0 ~''f;:'~~~ 

I L04l2019 

Magdeburg, den 05.03.2019 

Drucksache 7/3380 
Stellungnahme des Baugewerbe-Verbandes Sachsen-Anhalt zur Einführung der be­
schränkten Bauvorlageberechtigung für Meister des Maurer- und Betonbauer-, der 
Zimmererhandwerks und staatlich geprüfter Techniker der Fachrichtung Bautechnik 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Baugewerbe-Verband verfolgt mit Interesse die Diskussion und das Engagement seiner 

Mitglieder in Sachsen-Anhalt zur kleinen Bauvorlageberechtigung und möchte diese aktiv in 

ihrer Argumentation unterstützen. 

Die kleine Bauvorlageberechtigung, das zeigt sich in der Diskussion bei jeder Informations­

veranstaltung und Tagung des Verbandes, ist ein Brennpunktthema. 

Die Mitglieder unseres Verbandes begrüßen und fordem die Durchsetzung der kleinen Bau­

vorlageberechtigung. 

Es geht bei der "kleinen" Bauvorlageberechtigung im Wesentlichen darum, neben den Archi­

tekten und Planungsingenieuren auch Handwerksmeistern und Bautechnikern die Planung 

kleinerer Bauvorhaben zu gestatten. Die bundeseinheitlichen Rahmenlehrpläne für das 

Handwerk und die Prüfungsordnungen setzen bereits entsprechende Fähigkeiten und Fertig­

keiten voraus. 

Im Ergebnis ihrer Meisterausbildung verfügen die Handwerksmeister und Bautechniker da­

her über die erforderlichen Kenntnisse für Planung, Entwurf und Berechnung. 

Baugewerbe-Verband 

Sachsen-AnhaLt 
Lorenzweg 56 

39128 MalZdebuTIZ 

TeLefon 03915322180 
Fax 03915322189 
E-MaiL info@bgv-vdz.de 
Internet wwwh'N'-vd7rtp 

Bankverbindung 

Volksbank Magdeburg 

IBAN DE19 8109 3274 000l 0902 40 
Bir GFNOOFFrMDl 

) 

www.facebook.com/ 
baugewerbeverband 

www.xing.com/companies/ 
h;:u ,a",,,,,prhQ_varh;:.nf'ic; ~r""a ... _;::afl h~ I t 



Baugewerbe-Verband Sachsen-Anhalt 217 
Stellungnahme vom 05. März 2019 zur .Kleinen Bauvorlageberechtigung" 

Dieser Personenkreis ist nach dem Deutschen Qualifizierungsrahmen dem Bachelor gleich­

gestellt. Aufgrund ihrer hochqualifizierten Ausbildung sind sie in der Lage, entsprechende 

Objekte aus einer Hand zu planen und auszuführen . 

Wir benötigen im Handwerk dringend eine verstärkte Motivation zur Meisterausbildung und 

eine Aufwertung der handwerklichen Tätigkeit. Es geht um die MarktsteIlung des Handwerks­

meisters, welche auch durch die Wiedereinführung der Meisterpflicht in einzelnen Gewerken 

erhalten und gefördert werden kann. 

Es ist erforderlich, dass für das Handwerk gute Fachkräfte gesichert und gewonnen werden. 

Ein Baustein dabei ist die Werbung mit dem Argument, dass eigene Ideen und Wertschöp­

fungen nicht nur ausgeführt, sondern auch planerisch eingereicht werden können. 

Ein Land wie Sachsen-Anhalt sollte in jeder Hinsicht die Entfaltung hochqualifizierter Fach­

kräfte zulassen und das Wissen und Geschick dieser befähigten Personen nutzen. 

Der Gesetzgeber sorgt schließlich auch dafür, dass die Ausbildungsinhalte grundsätzlich 

dazu befähigen, Bauvorlagen zu erstellen. Weshalb sollte dann nicht auch die Legitimation 

folgen. 

Eine Novellierung der Bauordnung ist im weitesten Sinne kostenneutral. Die Attraktivität und 

Wertschätzung der Bauberufe wird gesteigert, ohne dass der Steuerzahler extra belastet 

wird. Andere Maßnahmen und Anstrengungen, die dazu dienen das Handwerk attraktiver 

zu machen, sind oft kostspieliger. 

Aber auch für die Bauherren führt die Einführung der "kleinen" Bauvorlageberechtigung zu 

einem verbesserten, im wesentlichen beschleunigten Bauprozess mit geringeren Baukosten. 

Die Bau-Praxis zeigt, dass soweit die Leistungen vom Bauherren aus einer Hand gewünscht 

werden, hierfür qualifizierte Handwerksuntemehmen ebenso leistungsfähig sind, wie die 

Bauträger, Generalunternehmen, Architekten und Ingenieure. 

Die Praxis aus den anderen Bundesländern, welche die Bauvorlageberechtigung den Hand­

werksmeistern zugestehen, hat sich über viele Jahre bewährt. Hier gilt es, die durchweg po­

sitiven Erfahrungen zu werten und zu erkennen. 

Die Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage des Abgeordneten Olaf Meister 

(Bündnis 90/DIE GRÜNEN) zur schriftlichen Beantwortung der Frage: "Wie bewertet die Lan­

desregierung die Praxis der Kleinen Bauvorlageberechtigung in den Bauordnungen anderer 

Bundesländer?" lautete: 

"Erkenntnisse über die Praxis der Kleinen Bauvorlageberechtigung in den Bauordnungen an­

derer Bundesländer liegen der Landesregierung nicht vor. Eine Bewertung ist der Landesre­

gierung deshalb nicht möglich." 

(KA 7/1960, Drucksache 7/3399 vom 25.09.2018) 



Baugewerbe-Verband Sachsen-Anhalt 317 
Stellungnahme vom 05. März 2019 zur .Kleinen Bauvorlageberechtigung" 

Nach Auffassung des Baugewerbe-Verbandes Sachsen-Anhalt ist eine solche Antwort nicht 

befriedigend und lässt erkennen, dass eine intensivere Auseinandersetzung mit dem Thema 

noch nicht stattgefunden hat und somit auch die ablehnende Haltung zur Änderung der Lan­

desbauordnung des Landes Sachsen-Anhalts nicht argumentativ untersetzt ist. 

So konnte auch die Frage, welche Qualifikation denn bei der Kleinen Bauvorlageberechti­

gung für notwendig erachtet wird oder welche Bauvorhaben überhaupt von der Kleinen Bau­

vorlageberechtigung umfasst werden, nicht beantwortet werden. 

Nach Ansicht des Zentralverbandes Deutsches Baugewerbe (ZDB) sollte die seit 2002 be­

stehende und zuletzt im Jahr 2012 geänderte und weiterhin in der Diskussion stehende Mus­

terbauordnung nicht nur geändert, sondern bindende Gültigkeit erlangen und die Kleine Bau­

vorlageberechtigung enthalten. 

Seit 16 Jahren gibt es eine bundesweit gültige Musterbauordnung, die alle 16 Landesbaumi­

nister mitformuliert und beschlossen haben. Sicher müssen die Länder ihre Landesbauord­

nungen nicht anpassen. Sie könnten es aber und würden damit die Unterschiede der 16 ver­

schiedenen Bauordnungen in Deutschland in den entscheidenden Details beseitigen. 

Das dies nicht geschieht, sorgt vor allem für Baubetriebe, die bundesweit tätig sind oder zu­

mindest in mehreren Bundesländern arbeiten, für zusätzlichen Aufwand und Unmut. 

Philipp Mesenburg (ZDB) sieht es noch pragmatischer und würde gerne nur die bundesein­

heitliche Musterbauordnung in Kraft sehen. 'Wieso müssen wir 16 Verordnungen haben, 

wenn eine reichen würde." Allerdings müsste dann die kleine Bauvorlageberechtigung eben­

falls Eingang finden. 

Die Meisterprüfungsvorschriften und die Inhalte der Prüfungen in den betroffenen Branchen 

sind bundesweit einheitlich geregelt. Damit gibt es formal auch keinen Grund, warum nicht in 

allen Landesbauordnungen die "Kleine Bauvorlageberechtigung" für Handwerksmeister ent­

halten ist. 

Nach Ansicht des Baugewerbes sind Handwerksmeister imstande, die Bauvorlagen für die 

im Gesetzentwurf vorgesehenen kleineren Bauvorhaben zu erstellen. 

Insbesondere setzten auch die bundeseinheitlichen Rahmenlehrpläne für das Zimmerer-, 

Maurer-, Betonbauer- und Metallbauerhandwerk und die Prüfungsordnungen entsprechende 

Fähigkeiten und Fertigkeiten voraus. Im Ergebnis ihrer Meisterausbildung verfügten Meister 

des Maurer-, Betonbauer- und Zimmererhandwerks daher über die erforderlichen Kenntnisse 

für Planung, Entwurf und Berechnung von Baukörpern aus Beton, Steinen und Holz. Meister 

des Metallbauerhandwerks mit dem Schwerpunkt Konstruktionstechnik haben die entspre­

chenden Kenntnisse im Metallbereich. 

Die von den Meistem in der Ausbildung und der täglichen Praxis erworbenen 
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Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten sind maßgeblich dafür, dass ihnen der Status eines 

bauvorlageberechtigten Entwurfsverfassers für die Errichtung bzw. Änderung von Gebäuden 

zukommt. 

Für den Baugewerbe-Verband gehört die fehlende Kleine Bauvorlageberechtigung in den be­

treffenden Ländem und in Sachsen-Anhalt ganz klar zu den Faktoren, die das Bauen teurer 

machen und verzögern. 

Die derzeitige Konkurrenz der Betriebe des Baugewerbes, insbesondere in den Grenzregio­

nen führt zu einem Ungleichgewicht und auch als ein bestimmender Faktor zur weiteren Ab­

wanderung von Fachkräften aus den strukturschwächeren Ländern Deutschlands. 

Es ist für Handwerksbetriebe des Bauhauptgewerbes auch ganz klar ein Wettbewerbsnach­

teil. 

So dürfen Handwerksmeister in den meisten westdeutschen Bundesländern - außer in Nord­

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland - Bauanträge für bestimmte Baumaß­

nahmen selbst bei den Behörden einreichen; sie erlangen mit dem Meisterbrief automatisch 

auch die sogenannte kleine Bauvorlageberechtigung. In den ostdeutschen Bundesländern 

und in drei westdeutschen Ländem dürfen sie dies nicht und die Berechtigung bleibt den Ar­

chitekten und Bauingenieuren vorbehalten. 

Wer als Zimmerer, Maurer oder Betonbauer seinen Meister macht, darf also in den meisten 

Bundesländem selbst Gebäude planen und Bauanträge einreichen. Kein Architekt oder Bau­

ingenieur muss zusätzlich beauftragt werden. Das senkt Aufwand und Kosten! In den Neuen 

Bundesländem und in einzelnen westdeutschen Ländern haben Handwerksmeister dagegen 

keine Bauvorlageberechtigung, obwohl es in vielen Fällen die Handwerksmeister sind, die 

bei Baumaßnahmen die entscheidenden Pläne erarbeiten. 

Ein Mitgliedsunternehmen unseres Verbandes, namentlich der Zimmerrnannmeister Herr 

Christian Lellau, Inhaber der Firma Lellau Baudenkmalpflege, bringt das Thema regelmäßig 

engagiert in die Öffentlichkeit insoweit auf den Punkt, dass er es nicht akzeptabel finde, dass 

er die von ihm entworfenen und zusammengestellten Bauantragsunterlagen regelmäßig von 

einem Bauvorlageberechtigten unterzeichnen lassen muss. Somit trägt sich regelmäßig je­

mand anderes als Entwurfsverfasser in die von ihm erstellten Unterlagen ein, während die 

gleich qualifizierten Kollegen aus dem Nachbarland Niedersachsen ihre Unterlagen selbst 

einreichen dürfen. 

Dabei handelt es sich meist nicht um den Neubau von ganzen Wohngebäuden, sondern für 

den ausgebildeten Baudenkmalpfleger auch um Anbauten an älteren Gebäuden oder den 

Wiederaufbau von Fachwerkhäusern. 

"Mein Betrieb ist nahe der Grenze zu Niedersachsen und hier gelten ganz andere Regelun­

gen. Für mich ist die Bauvorlageberechtigung auch eine Anerkennung unseres Wissens und 
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ein Argument für den Beruf, der auch dann eine Rolle spielt, wenn ich Azubis dafür begeis­

tern will, hier in der Region zu bleiben", sagt der Handwerksmeister. 

Lellau unterstützt die Forderungen der Handwerkskammern. Seiner Meinung nach wäre es 

wichtig, dass die Bauvorlageberechtigung in Abhängigkeit der Qualifikation erteilt wird und 

sich nicht auf bestimmte Gebäudemaße beschränkt. 

Als Baugewerbe-Verband Sachsen-Anhalt möchten wir auch hervorheben, dass durch die 

Kleine Bauvorlageberechtigung die Kollegialität zwischen den Berufsgruppen der Architek­

ten/lngenieure und Handwerksmeister wächst und der Austausch zwischen diesen Berufs­

gruppen zunehmen wird, was wiederum zu mehr Miteinander, aber auch zu mehr Wettbe­

werb führt. Dieser Wettbewerb ist förderlich, wenn der kollegiale Gedanke daran gebunden 

ist. 

Eine Verbesserung liegt auch für die Bauherren auf der Hand, die alle Leistungen 

(Entwurfsverfassung, Ausführungsplanung und Bauausführung) aus einer Hand erhalten. 

Die Bauprozesse werden effektiver, die Baukosten gemindert, die Baukonjunktur 

belebt und Steuereinnahmen generiert. Die handwerkliche Tätigkeit erfährt eine Aufwertung. 

Versicherungen, die einem Handwerksmeister, der den Bau plant und gleichzeitig die Bau­

ausführung übernimmt, den notwendigen Versicherungsschutz anbieten, finden sich auch. 

Der Baugewerbe-Verband Sachsen-Anhalt möchte ausdrücklich betonen, dass die Kleine 

Bauvorlageberechtigung ein richtiger Schritt zur Stärkung des Meisterhandwerks ist. Die 

kleine Bauvorlageberechtigung bereichert das Bauangebot und führt nicht zu einer Gefähr­

dung des Berufsstandes der Architekten und Ingenieure. 

Der Bauherr, der Leistungen aus einer Hand begehrt, hat dann lediglich eine Alternative. Er 

kann entweder einen Bauträger oder einen Handwerksmeister vor Ort beauftragen. Die Ent­

scheidung für den Handwerksmeister vor Ort ist auch positiv für die Entwicklung des ländli­

chen Raumes. 

Die Bundesländer mit der Kleinen Bauvorlageberechtigung haben durchweg gute Erfahrun­

gen mit der kleinen Bauvorlageberechtigung gemacht. Insoweit wird die Landesregierung 

Sachsen-Anhalt aufgefordert, sich über die Erfahrungen dieser Länder zu informieren. 
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Die Errungenschaft der kleinen Bauvorlageberechtigung wurde im Grundsatz von diesen 

Ländern nicht in Frage gestellt, weil sie dort zur Entbürokratisierung, Beschleunigung und 

Kostenreduzierung von einfachen Bauvorhaben führt. 
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Es kommt weder zu einer Niveauabsenkung noch zu einer Gefährdung von Verbraucherinte­

ressen oder Sicherheitsstandards. 

Der Baugewerbe-Verband und die Handwerkskammem in Sachsen-Anhalt vertreten streng 

den Befähigungsgrundsatz und garantieren diesen Grundsatz. Qualität hat Priorität im Hand­

werk. Die Einhaltung der öffentlichen Sicherheit, im Rahmen von bundesweit einheitlichen 

Lehrinhalten ist unverzichtbar. Es sollte der Handwerks-Elite aber auch ermöglicht werden, 

bauvorlageberechtigt zu sein. 

Die kleine Bauvorlageberechtigung für Handwerksmeister wird keine nachteiligen 

Auswirkungen für Verbraucher haben. Die Bauherren werden bedarfsgerecht beraten. Bau­

vorlagen werden in der erforderlichen Qualität erledigt. Die Bauausführung erfolgt nach den 

Regeln der Technik. Die Bauwerke werden auch funktionell den Anforderungen der Bauher­

ren entsprechen. 

Im Bereich der Entwurfsverfassung (Leistungsphasen 1 bis 4) werden die Kenntnisse im 

Rahmen der Meisterausbildung vermittelt. 

In den alten Bundesländern machen etwa 10 bis 15 Prozent der Betriebe von der Bauvorla­

geberechtigung Gebrauch. In Sachsen-Anhalt ist auch nur ein Teil der Handwerksbetriebe 

mit seinen Tätigkeitsfeldern und Spezialisierungen in der Lage, als Bauvorlageberechtigte 

aufzutreten. 

Aus den alten Bundesländem ist bislang kein einziger negativer Fall bekannt geworden. Im 

Nachbarland Niedersachsen, wo eine unkomplizierte Regelung vor allem von der Befähigung 

des Einreichers ausgeht, heißt es in der niedersächsischen Bauordnung §53: 

"Bauvorlageberechtigt für eine genehmigungsbedürftige Baumaßnahme ist auch, wer ( ... ) 

Meisterin oder Meister des Maurer-, des Betonbauer- oder des Zimmerer-Handwerks oder 

diesen nach § 7 Abs. 3, 7 oder 9 der Handwerksordnung gleichgestellt ist, wenn Handwerks­

meisterinnen und Handwerksmeister die Baumaßnahme aufgrund ihrer beruflichen Ausbil­

dung und Erfahrung entwerfen können ( ... )." 
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Der bauausführende Handwerker hat bei der Umsetzung von Plänen von Architekten und In­

genieuren diese vor der tatsächlichen Ausführung eingehend und gewissenhaft zu prüfen 

und Baumängel, die auf Planungsfehler zuriickgehen, unverzüglich anzuzeigen. So führt ein 

Verstoß gegen diese umfassende Priif- und Anzeigepflicht oft zur Mithaftung des Handwer­

kers. Damit steht der Handwerksmeister auch jetzt schon mit seiner Fachkenntnis in der 

Pflicht, Fehler zu erkennen. Damit sollte doch die dafür notwendige und unterstellte Fach­

kenntnis zum Erkennen von Planungsfehlem, im Umkehrschluss eine beschränkte Bauvorla­

geberechtigung rechtfertigen. 

Das Wirtschaftsministerium für Wirtschaft und Digitalisierung Sachsen-Anhalt teilt, im Namen 

von Ministers Prof. Dr. Armin Willingmann mit, dass die Einführung einer "kleinen Bauvorla­

geberechtigung" durchaus sinnvoll sei und im Rahmen der nächsten Novellierung der Bau­

ordnung des Landes Sachsen-Anhalt befürwortet wird: 

"Maurer und Betonbauer in Sachsen-Anhalt sind mindestens genauso kompetent wie ihre 

Handwerkskollegen im benachbarten Niedersachsen. Um Weltbewerbsnachteile zu vermei­

den, sollten wir die gesetzlichen Rahmenbedingungen entsprechend anpassen. Bei einer 

möglichen Novelle der Landesbauordnung könnte sich Sachsen-Anhalt dann an den bewähr­

ten Regelungen der Westbundesländer orientieren." 

Handwerksmeister in Sachsen-Anhalt sollen in dieser Hinsicht nicht länger ihren KOllegen in 

Niedersachsen nachstehen. Sie sollten die gleichen Rechte und Bedingungen wie ihre Be­

rufskollegen haben. Es ist für Sachsen-Anhalt nunmehr Zeit zu handeln. 

Insofern fordert der Baugewerbe-Verband die Aufnahme der kleinen Bauvorlageberechti­

gung in die Bauordnung des Landes Sachsen-Anhaltl 

Mit freundlichen Grüßen 

Rechtsanwalt I Syndicusanwalt 
zzgl. Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
Falk Kalkbrenner 
Verbandsjurist 

Nach Diktat ortsabwesend, für diesen: 
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Kriener. Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 

Anlagen: 

Sehr geehrte Frau Kriener, 

Sekretariat Architektenkammer Sachsen-Anhalt <Sekretariat@ak-lsa.de> 
Dienstag, 12. März 2019 14:47 
Kriener, Jacqueline 
Anhörung zum Thema "Das Handwerk stärken - Kleine 
Bauvorlageberechtigung für Meister und Techniker" 
Gemeinsame Argumentationsthense Langfassung.pdf; Gemeinsame 
Argumentationsthesen Kurzfassung.pdf 

ARCHlTfKl!NKlOMMfR SACHSfNoANtW.T 
lIlOtJiJ:SOUIr.fT OE$ tJ!IflNt':CHlN ~ 

zur Vorbereitung der öffentlichen Anhörung am Donnerstag, 14. März 2019 

Obersenden wir Ihnen die gemeinsame Stellungnahme der Architektenkammer 

und der Ingenieurkammer zum Antrag der AfD zur kleinen 

Bauvorlageberechtigung. Diese gibt es in einer Langfassung und in einer 

Kurzfassung. 

Herr Prof. Teichert, prasldent der Architektenkammer und Herr Jörg Herrmann, 

Präsident der Ingenieurkammer nehmen an der Anhörung teil und werden die 

Redezeit gemeinsam nutzen. 

Freundliche GrOße 

Petra Heise 

GeschäftsfO h rerin 
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ARCHITEKTENKAMMER SACHSEN-ANHALT 
KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN REOiTS Incenieurkammer 

SACHSEN-ANHALT 

Gemeinsame Argumentationsthesen der Archltaktenkammer und der Ingenieurkammer 

für die Beibehaltung des § 64 Abs. 2 der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (Kurz­

fassung) 

Die heutige Regelung in § 64 Abs. 2 BauO LSA sieht im Wesentlichen vor, dass Architekten 

und Ingenieure ein spezifisch berufsqualifizierendes Studium mit einer Regelstudienzeit von 

mindestens sechs (Ingenieure) bzw. acht (Architekten) Semestem abgeschlossen und an­

schließend ein zweijähriges Berufspraktikum absolviert haben. Während des BerufspraktI­

kums müssen sich die zukünftigen Architekten und bauvorfageberechtlgten Ingenieure laufend 

fortbilden. Die permanente Fortbildungspflicht prägt auch den anschließenden Beruf. 

Nunmehr wird angeregt, die Bauordnung dahingehend zu ändem, auch Zimmerer-, Maurer-, 

Beton- oder Stahlbetonmeistem sowie Bautechnikem die Möglichkeit zu eröffnen, Bauvorla­

gen erstellen zu dürfen, d. h. eine sogenannte .K1eine Bauvorfage" einzuführen. 

Die Architektenkammer und die Ingenieurkammer des Landes Sachsen-Anhalt sprechen sich 

gemeinsam für eine Beibehaltung der heutigen Regelung aus. Sie dient auf Grundlage der 

Musterbauordnung der Vereinheitlichung, dem Verbraucherschutz, der Allgemeinheit und fOhrt 

zu Bürokratieabbau und damit zu schnelleren Baugenehmigungsverfahren. 

1. Die EinfOhrung einer "Kleinen Bauvorlage" ist nicht modern und führt zu einer 

weiteren Zersplitterung des Bauordnungsrechts In der BundesrepublIk Deutsch­

land. Die Regelungen der Musterbauordnung dienen dagegen der Vereinheitli­

chung. 

• Acht Bundesländer haben eine sogenannte .K1eine Bauvorfage" als Übergangsre­

gelung bei der Einführung einer besonderen Bauvorfageberechtigung in den 

1970er- und 1980er-Jahren beibehalten; Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 
haben sie ganz abgeschafft. 

• Die Bauordnung in Sachsen-Anhalt hatte noch nie eine "Kleine Bauvorlage" und ist 
auf der Höhe der Zelt. 

• Sie findet Ihre Grundlage in der Musterbauordnung und dient damit der Vereinheit­

lichung sowie Vereinfachung von Bauvorhaben. 
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2. Die Handwerker in Sachsen-Anhalt und das Land selbst haben durch die heutige 

Regelung in § 64 Abs. 2 BauO LSA keine Standortnachtaile. 

• Handwerksmeister aus Sachsen-Anhalt können bereits heute in den Ländern mit 

einer .Kleinen Bauvorlage" (z. B. Niedersachsen) eigene Bauvorlagen einreichen. 

Dagegen können Handwerksmeister aus anderen Bundesländern in Sachsen-An­

halt ebenfalls keine Bauvorlagen einreichen, da dies den Architekten und bauvor­

lageberechtigten Ingenieuren vorbehalten ist. 

• Eine Änderung wird dazu führen, dass Techniker und Handwerksmeister bspw. 

aus Niedersachsen in Sachsen-Anhalt Bauvorlagen einreichen dürfen und damit 

das Bauvorhaben in ihren Betrieben realisieren. 

• Eine Änderung würde es dann natürlich zwangsläufig Handwerkern aus allen Mit­

gliedsstaaten der Europäischen Union, die den Meistern gleichgestellt sind, er­

möglichen, Bauvorlagen einzureichen, eigenständig Bauvorhaben zu planen und 

naturgemäß mit dem eigenen Unternehmen zu realisieren. 

• Es wird auch kein höheres Bauvolumen akquiriert, sondern nur anders zwischen 

den Beteiligten verteilt, so dass sich der Wettbewerbsdruck für in Sachsen-Anhalt 

ansässige Handwerksbetriebe erhöht. 

3. Die Meisterausbildung ist nach dem Europäischen und dem Deutschen Quallfika­

tlonsrahmen mit einer Einstufung in das Niveau 6 zwar gleichwertig. Es handelt 

sich aber auch nach dem EQRlDQR um keine gleichartige Ausbildung. Die Anfor­

derungen an das heutige Entwerfen rechtfertigen weiterhin die Vorgaben aus § 64 

Abs. 2 BauO LSA. 

• Handwerksmeister sind in Ihrem Fach nach dem EQRlDQR auf einem gleichen Ni­

veau wie Absolventen eines Bachelorstudiengangs. Dies trifft aber nur Aussagen 

über die Gleichwertigkeit, nicht jedoch über die Gleichartigkeit der Ausbildung. 

• Das vermittelte Wissen, die Fertigkeiten und Kompetenzen sind in den Ausbildun­

gen inhaltlich andere, auch wenn es punktuelle Überschneidung gibt. 

• Die Einordnung in ein Level 6 nach EQRlDQR sagt nichts darüber aus, ob die An­

forderungen einer Bauvorlageberechtigung in der heutigen Zeit auch erfüllt werden. 

• Nach den jeweiligen bundeselnheiUichen Rahmenlehrplänen absolvieren ange­

hende Meister eines Handwerks rund 40-50 Stunden tür das Erstellen von Bauvor­

lagen. Bachelorabsolventen Im Studiengang Architektur haben dagegen bspw. bis 

zu 4.170 Stunden allein in der Entwurfslehre belegt. Für eine Bauvorlage ist dann 

weitergehend noch ein zweijähriger Berufspraxisnachweis auf allen Gebieten der 

Planung und Überwachung von Bauvorhaben notwendig. 
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4. Die heutigen Regelungen In § 64 Abs. 2 BauO LSA dienen dem Verbraucherschutz. 

• Bauhandwerker haben ein Interesse an der Ausführung von Bauvorhaben. Planer 

dagegen an der Planung solcher Vorhaben. 

• Bereits bel der Erstellung der Planungsgrundlagen, aber erst recht bei der Frage der 

Überwachung und Abnahme der Bauleistungen treten für einen Bauhandwerker, der 

zugleich plant und ausführt, Interessenskonflikte auf, die im Zweifel zulasten des 

Verbrauchers gehen. Der Zimmerermeister wäre wohl nur berechtigt, Bauvorlagen 

über Holzbauten zu erstellen. Wie kann er im Sinne des Bauherm beraten, wenn 

die beste Lösung in einer Stahlbetonbauweise besteht und er dann keinen Auftrag 

für seinen Zimmererbetrieb bekäme? Wie findet eine Bauüberwachung Im Sinne 

des Bauhenm statt? Wer kontrolliert, ob die Baulelstungen vertragsgerecht und man­

gelfrei sind? Wer unterstützt den Bauherm bei der Organisation und Wahrnehmung 

von Gewährleistungsrechten? Der ausführende Unternehmer selbst? 

• Gerade der Bauherr .kleiner Bauvorhaben" Ist oft ein laie. Er Ist daher auf einen 

unabhängigen Berater mit umfassenden Kompetenzen angewiesen. Bel Architekten 

und Ingenieuren ist berufsrechtlich sanktioniert, dass sie ihre Planungsleistungen 

frei von eigenen Ausführungsinteressen und frei von Interessen Dritter erbringen 

müssen. 

• Der Verbraucher ist auch bei der Haftung bessergestelll Mit der gesetzlich vorge­

schriebenen Berufshaftpfilchtversicherung sind Folgeschäden aus einer fehlerhaf­

ten Planung abgedeckt, wenn sie sich bei der Ausführung am eigenen Bauwerk fort­

setzen. Bei einer Betriebshaftpflichtversicherung für Bauhandwerker wären solche 

Schäden nicht abgedeckt, da Planung und Ausführung als ein Werk gelten, für das 

der Handwerksmeister insgesamt die mangelfreie Erfüllung verspricht. 

• Gerade bei genehmigungsfreigestellten Vorhaben findet keine Kontrolle der öffent­

lichen Bauverwaltung mehr statt, ob die Vorhaben auch tatsächlich den öffentlich­

rechtlichen Normen entsprechen. Der Bauherr würde bei einer Änderung des Bau­

vorlagerechts das alleinige Risiko tragen, ohne von einem Planer unterstützt zu wer­
den und im Notfall auf ihn zurückgreifen zu können. 

• Der Verbraucher trägt also allein das Insolvenzrlsiko des Handwerkers, womöglich 

auch mit Sitz Im Ausland. Wohingegen bei der getrennten Baauftragung eines Pla­

ners dieser haftpflichtversichert wäre. 

5. Das heutige Bauvorlagerecht in § 64 Abs. 2 BauO LSA dient der Allgemeinheit und 

führt z:u kürzeren Baugenehmigungszeiten. 

• Eine besondere Bauvorlagenberechtigung ist gerechtfertigt, da sie der Abwendung 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, der Gewährleistung einer technisch ein­

wandfreien und wirtschaftlichen Planung, dem Schutz des einzelnen Verbrauchers 
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und der Volkswirtschaft vor Fehlplanung und unrationellen Bauverfahren sowie der 

SIchersteIlung von gestalterisch ansprechenden Lösungen dient. 

• Der bauvorlageberechtigte Entwurfsverfasser muss nicht nur Kenntnisse im Bau­

ordnungsrecht (z. B. Brandschutz, Standsicherheit, Bauprodukte etc.) aufweisen, 

sondern umfangreich auch in Bezug auf alle öffentlich-rechUichen Anforderungen, 

wie dem Planungsrecht (z. B. Einfügen, Gestaltung, Form und Materialität) oder 

dem Baunebenrecht (z. B. Denkmalschutz, Naturschutz, Wasser-, Straßen-, Immis­

sionsschutzrecht oder dem Recht der Energieeinsparung). 

• Hierneben sind soziale und gesellschaftliche Planungskomponenten und die Nach­

halligkeit sowie Wirtschaftlichkeit der Bauwerke in den Entwurf einzufügen. 

• Haben Entwurfsverfasser nur eine enge und auf ihr berufliches Tätigkeitsgebiet be­

zogene Bauvorlageberechtigung, müssten die Baugenehmigungsbehörden eine tle­

fergehende Prüfung des kompletten Entwurfs vornehmen im Vergleich zu Bauvor­

lagen der heutigen Bauvorlageberechtigten, die allgemeiner ausgebildet sind. Dies 

würde zu längeren Baugenehmigungsverfahren und Erhöhung des personellen Auf­

wandes in der Bauverwaltung führen. 

Magdeburg, 5. März 2019 

Ik~;c.u 
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ARCHITEKTENKAMMER SACHSEN-ANHALT 
KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS 

Inlenleurkammer 
SACHSEN-ANHALT 

Gemeinsames Argumentationspapier der Architektenkammer und Ingenleurkammer Sach­
sen-Anhalt für ein ausgewogenes Bauvorlagerecht (langfassung) 

12 GrOnde fOr die Beibehaltung des § 64 Abs. 2 der Bauordnung des Landes Sachsen­
Anhalt (BauO LSA) 

Handwerker verschiedenster Fachgebiete sowie Techniker sind im großen Konzert der am 

Bau Beteiligten unverziehtbare und wichtige Partner. Nur mit ihrer Fachkompetenz, ihrer prak­

tischen Erfahrung und ihrem Geschick können die immer komplexer werdenden Bauaufgaben 

überhaupt realisiert werden. 

Gerade diese Komplexität der Bauaufgaben erfordert es von allen Beteiligten, Kompetenzen 

immerwährend zu vertiefen und sich zum Spezialisten zu qualifizieren. Die heutige Regelung 

der Bauvorlageberechligung In § 64 Abs. 2 BauD LSA sieht im Wesentlichen vor, dass Archi­

tekten und Ingenieure ein spezifisch berufsqualifIzierendes Studium mit einer Regelstudienzeit 

von mindestens sechs (Ingenieure) bzw. acht (Architekten) Semestern abgeschlossen und 

anschließend ein zweijähriges Berufspraktikum absolviert haben. Während des Berufsprakti­

kums müssen sich die zukünftigen Architekten und die bauvorlageberechtigten Ingenieure lau­

fend fortbilden. Die permanente Fortbildungspflicht prägt auch den anschließenden Beruf. 

Nunmehrwird angeregt, die Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt dahingehend zu ändern, 

auch Zimmerer-, Maurer-, Beton- oder Stahlbetonmeistern sowie Bautechnikern die Möglich­

keit zu eröffnen, Bauvorlagen zur Erlangung einer Baugenehmigung zu erstellen, d. h. eine 

sogenannte .Kleine Bauvorlage" einzuführen. 

Das Bauordnungsrecht ist vor allem präventives Gefahrenabwehrrecht Dabei dient es dem 

Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, dem Schutz der Allgemeinheit aber auch dem 

Verbraucherschutz. Daneben entlastet das bewährte System die Verwaltung und dient damit 

kürzeren Baugenehmigungsverfahren. 

Ein Rechtsgutachten des Bundesverfassungsgerichts sagte bereits im Jahre 1954 aus, dass 

die Kompetenz für das Bauordnungsrecht bei den Bundesländern liegt. Dem Wunsch einer 

Vereinheitlichung entsprechend wurde Im Jahr 1959 die Musterbauordnung (MBO) im Verant-
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wortungsbereich der Bauministerkonferenz (ARGEBAU) erstmals beschlossen. Sie ist seit­

dem ein lebendiges Regelwerk. das immer wieder aktualisiert und an die sich ändernden Er­

fordernisse angepasst wird. 

Gerade in den zurückliegenden Jahren wurden aus Gründen der Komplexität des Bauord­

nungsrechts und aus Gründen von Vereinfachung und Übersichtlichkeit Regelungen der Mus­

terbauordnung in die Landesbauordnungen fast 1:1 übemommen: Zum Beispiel im Bereich 

der Bauprodukte und Bauarten flossen die dort verankerten Regelungen nahezu einheitlich in 

die Bauordnungen der Länder ein. Die Musterbauordnung wurde zuletzt in ihrer derzeitigen 

Fassung im Jahre 2016 von der Europäischen Kommission notifizlert. 

Die Musterbauordnung bildet in allen Bundesländern den derzeitigen Rahmen zur Ausgestal­

tung des allgemeinen Bauordnungsrechts in den Landesbauordnungen. Sie unterscheiden 

sich allenfalls in Details. Diese beruhen in der jeweiligen spezifischen Historie. Zu diesen De­

tails gehört die sogenannte .Kleine Bauvorlage" . 

Die enge Anbindung an die Musterbauordnung dient demnach der Vereinheitlichung des Bau­

ordnungsrechts und damit dem Bürokratieabbau in einer föderalen Struktur. 

Die Befürworter der .Kleinen Bauvorlage" argumentieren, dass diese Form der Bauvorlagebe­

rechtigung eine moderne Entwicklung sei und in Sachsen-Anhalt neben anderen Bundeslän­

dern eingeführt werden müsse, ein Beibehalten der bisherigen Regelungen zu einem Stand­

ortnachteil von Handwerksbetrieben in Sachsen-Anhalt führe, die Meisterausbildung mit dem 

Abschluss eines Bachelorstudiums vergleichbar sei und damit eine Bauvorlageberechtigung 
für kleine Bauvorhaben rechtfertige. Daneben würde eine Änderung der Bauvorlageberechti­

gung zu einem Bürokratieabbau der Baugenehmigungsverfahren führen. 

Das hier vorliegende Papier widerspricht dem und zeigt auf, dass 

1. die derzeitige Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt ein modernes Bau­

vorlagerecht enthält und die Regelungen in den alten Bundesländern reine 

Oberleitungsvorschriften zur Abschaffung der "Kleinen Bauvorlage" darstel­
len; 

2. keine Standortnachteile für Handwerksbetriebe aus Sachsen-Anhalt zu be­

fürchten sind, da sie in anderen Bundesländern nach den dortigen Bauord­

nungen auch selbst Bauvorlagen einreichen, Hanclwerksmeister aus ande­

ren Ländern dies aber hier genauso wenig können; 
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3. eine gestufte Ausbildung von Handwerkern und Planem In unterschiedli­

chen Systemen ein besonderes Anforderungsprofil an die Bauvorlagebe­

rechtigung rechtfertigt, da die Ausblldungs- und Prüfung.lnhalte sich nicht 

decken, sondern schlicht andere sind; 

4. die Durchlässigkeit der AusbIldungssysteme bereits heute gegeben Ist, Ins­

besondere auch Handwerksmeister ein Studium durch Praxiserfahrung aus­

gleichen können, um bspw. In die Architektenliste eingetragen zu werden, 

oder im Rahmen eines Studiums Teile der Meisterausbildung anerkannt wer­

den; 

5. die Anforderungen an das heutige Entwerfen die Veränderungen In den letz­

ten 50 Jahren (seit Einführung der Bauordnungen) mindestens eine Ba­

chelorstudium und zweijähriges Berufspraktikum erfordern; 

6. In der Konsequenz auch ein Bauvorlagerecht zugunsten von Technikern und 

Handwerksmeistern aus anderen EU-Mitgliedsstaaten eingeführt werden 

müsste, deren Kontrolle komplizierte Verwaltungsverfahren bedingen, also 

Bürokratie aufbauen würde; 

7. eine Beibehaltung des Bauvorlagerechts die Verwaltung entlastet und zu 

schnellen Baugenehmigungsverfahren beiträgt, da das hohe Ausbildungs­

und Praxisniveau der Bauvorlageberechtigten Fehler vermeldet und bei der 

Bauverwaltung die PrOfungltlefe vermindert, eine notwendig höhere Prü­

fungstiefe zu höheren Kosten der Verwaltung und Bürokratie führen würde; 

8. durch eine Neuregelung kein höheres Bauvolumen aktiviert werden kann, 

nur eine andere Verteilung stattfände; 

9. das mit dem heutigen Bauvorlagerecht zwangsläufig verbundene Vier-Au­

gen-Prinzip zwischen Planung und Ausführung insbesondere den privaten 

Bauherrn schützt, über die bereits bestehenden Berufsregelungen Im Archi­

tekten- und Ingenieurgesetz Sachsen-Anhalt Interessenkonflikte vermieden 

werden und Verbraucher, also gerade den Einfamilienhausbauer, durch eine 

Berufshaftpflichtversicherung als Pflichtversicherung schützt. 

10. das bestehende Bauvorlagerecht darüber hinaus der Allgemeinheit dient, 

11. eine Änderung des Bauvorlagerechtes zu einer Wettbewerbsverzerrung 

durch fehlende Kontrolle der Berufsausübung und fehlender Versicherungs­

pflicht sowie Versicherbarkelt führen würde; 
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12. darüber hinaus kein Bedarf an einer "Kleinen Bauvorlage" besteht, sondern 

die Bauordnung durch viele und stetige Änderungen bereits zur Verfahrens­

vereinfachung beigetragen hat, wie der Erweiterung von genehmigungs- und 

verfahrensfreien Vorhaben oder. dass bel geringen und technisch einfachen 

Vorhaben bereits keine besondere Bauvorlageberechtigung mehr gefordert 

wird. 

Es gilt nur, das bestehende Recht anzuwenden und die heute bereits vorhandenen Möglich­

keiten für ein einfaches Bauen und einfache Genehmigungsverfahren auszuschöpfen. 

Durch eine Einführung einer Kleinen Bauvorfage würde die Bürokratie auf- anstalt abgebaut, 

da neue Regelungen eingeführt sowie heute nicht benötigte neue Verwaltungs- und Kontroll­

strukturen geschaffen werden müssten. Dies würde nicht zuletzt zu einer Kostenbelastung und 

Mehrausgaben bei der öffentlichen Hand führen. 

In der Gesamtschau bedarf es keiner Änderung, sondern einer Beibehaltung der Regelungen 

in § 64 Abs, 2 BauQ LSA. Nunmehr zur Begründung dElf vorbenannten Punkte im Einzelnen: 

Inhaltsverzeichnis 

1. Ist die .Kleine Bauvorfage" modem oder ein überkommenes Recht? .............. ................ 5 

2. Standortnachteile für Handwerker aus Sachsen-Anhalt gibt es nich!.. ............................. 6 

3. Gestufte Ausbildungen in unterschiedlichen Systemen rechtfertigen unterschiedliche 
Möglichkeiten .................................................................................................................. 7 

4. Durchlässigkeit der Ausbildungssysteme ist bereits heute gegeben ...................... ........ 1 0 

5. Anforderungen an das heutige Entwerfen sind gestiegen .................... , ......................... 11 

6. Bauvorlagerecht zugunsten von Technikern und Handwerksmeistem aus allen 
Mitgliedsstaaten ............................................................................................................ 12 

7. Längere Baugenehmigungsverfahren und Belastung der Verwaltung ........................... 13 

8. Keine Aktivierung eines höheren Bauvolumens ersichtlich ............................................ 14 

9. Schutz des privaten Bauherm durch das Vier-Augen-Prinzip Verbraucherschutz-
Vermeidung von Interessenskonflikten, fehlender Versicherungsschutz ........................ 14 

10. Schutz der Allgemeinheit durch Vier-Augen-Prinzip ...................................................... 17 

11. Wettbewerbsverzerrung durch fehlende Kontrolle und Versicherungspflicht .................. 18 

12. Anwendung des bestehenden Rechts ........................................................................... 18 
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1. Ist die "Kleine Bauvorlage" modem oder ein überkommenes Recht? 

Als Argument für die Einführung einer "Kleinen Bauvorfage" wird angeführt, dass eine 

solche dem modernen Zeitgeist entspräche. Hierwird auf die in den alten Bundesländern 

bestehenden Regelungen verwiesen. 

Erst in den frühen 1970er-Jahren wurden flächendeckend in den alten Bundesländern 

die Landesbauordnungen eingeführt. Auch damals standen die Anforderungen, die es 

für ein Bauvorhaben gibt, im Fokus. Alle Bundesländer haben bereits damals eine um­

fassende und unbeschränkte Bauvortageberechtigung an neue subjektive Vorausset­

zungen geknüpft und sie den Architekten und Ingenieuren zugeordnet 

Es ist zwar richtig, dass die Bauordnungen In Baden-WürHemberg, Hessen, Niedersach­

sen, Berlin, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Bayern sowie im Saarland ein Bau­

vorlagerecht für Meister des Handwerks bei kleinen Bauvorhaben vorsehen. Diese sind 

jedoch Immer auch unterschiedlich geregelt und keinesfalls einheitlich. 

Solche Regelungen sind auch nicht neu, sondern wurden bei der Einführung der jewei­

ligen Bauordnungen zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit für bestehende Handwerks­

betriebe aufgenommen. Der Wunsch aller Gesetzgeber war es, aufgrund der bereits in 

den 7Oer-Jahren gestiegenen Anforderungen an das Bauen, die Bauvortageberechti­

gung den Architekten und Ingenieuren aufgrund ihrer breiten und wissenschaftlichen 

Ausbildung zuzuordnen. In diesem Sinne sind die derzeit vorhandenen Regelungen zur 

.Kleinen Bauvorfage" Ergebnisse der Abwägung der damaligen Gesetzgeber, lediglich 

ausgewogene Übergangsregelungen zu schaffen. 

So ist auch festzuhalten, dass neben Sachsen-Anhalt die Länder Mecklenburg-Vorpom­

mern, Brandenburg, Sachsen, Thürfngen, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen 

ebenfalls keine "Kleine Bauvorfage" mehr kennen oder noch nie kannten. 

Das bevölkerungsreichste Land Nordrhein-Westfalen ordnete mit der Einführung eines 

neuen § 83a BauD NRW a. F. ab dem 01.01.1977 eine umfassende Bauvorfageberech­

tigung gänzlich den Architekten und Ingenieuren zu. Lediglich solche Meister, die fünf 

Jahre zuvor bereits Bauvorfagen erstellten, blieben auch bauvorfageberechtlgt. In Rhein­

land-Pfalz findet sich in § 64 Abs. 9 BauD RP ein entsprechender Stichtag zum 

01.07.1987. Der Landtag von Mecklenburg-Vorpomrnern hat sich ebenfalls für eine Bei­

behaltung des bestehenden Systems der Bauvorlageberechtigung Im Jahre 2015 aus­

gesprochen und die Bauordnung des Landes In diesem Punkt beibehalten. 
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Ende der 1980ziger und Anfang der 1990-Jahre wurden die subjektiven Voraussetzun­

gen an eine Bauvorlage weiter den sich immer höheren Anforderungen stellenden Pla­

nungsaufgaben angepasst. So reichte der bloße Abschluss eines Studiums in Architek­

tur oder Bauingenieurwesen nicht mehr aus, eine umfassende Bauvorlageberechtigung 

zu erhalten, sondern musste ein zweijähriges BElrufspraktikum absolviert werden, in dem 

die gesamte Breite der Planungsaufgaben bei der Bauvorlageherstellung nachgewiesen 

werden musste. 

Das Bauvorfagerecht in Sachsen-Anhalt war von Anfang an auf der Höhe der Zeit und 

ist es auch heute noch. Eine Besitzstands- oder Übergangsregel bedarf es in Sachsen­
Ahhalt nicht. 

In der letzten Sitzung der Volkskammer der DDR im Juli 1990 wurde die Bauordnung 

der DDR verabschiedet und stand bereits im Lichte der damaligen Musterbauordnung. 

Sie regelte erstmals die Bauvorlage für alle Personen, die bis dahin als Architekten und 

Ingehieure in der Planung von Bauwerken in den uhterschiedlichsten Bereicheh \lOh In­

dustrie-, Wohnungs- und Gesellschaftsbau tätig waren. 

Darauf aufbauend wurde dann abermals auf Grundlage der Musterbauordnung in Sach­

sen-Anhalt 1994 eine eigene Landesbauordnung eihgeführt. 

Ein echter Regelungsbedarf ist damit nicht erkennbar. Vielmehr kann im Land Sachsen­

Anhalt auf ein bewährtes System der Bauvorlageberechtigung zurückgegriffen werden. 

Im Ergebnis stellt sich die .Kleine Bauvorlage" nicht als modernes, sondern überholtes 

Relikt aus einer Zeit vor der Einführung der Bauordhungeh dar. 

Einem etwaigen Normierungsbedarf trägt bereits die um Einheitlichkeit bemühte Muster­

bauordnung Rechnung, indem sie bewusst auf eine .Kleine Bauvorlage" verzichtet und 

vorrangig die Architekten und Ingenieure mit zweijährigem Berufspraktikum als Bauvor­

lageberechtigte benennt - wichtig zu wissen vor dem Hintergrund, dass auch jene Bun­

desländer die Musterbauordnung im Rahmen der Bauministerkonferenz beschließen, 

die eine Alt-Regelung zur .Kleinen Bauvorlage" besitzen. 

2. Standortnachteile für Handwerker aus Sachsen-Anhalt gibt es nicht 

Die kleine Bauvorlage wird auch mit dem Argument gefordert, dass sie der Förderung 

des Handwerks in Sachsen-Anhalt dient und es nicht einzusehen sei, dass bspw. ein 

niedersächsischer Zimmerermeister bauvorlageberechtig ist, ein sachsen-anhaltischer 

dagegen nicht. 
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Der Sitz eines Handwerksunternehmens ist für eine kleine Bauvorlage jedoch nicht maß­

gebend. Selbstverständlich können Handwerksmeister aus Sachsen-Anhalt für Bauvor­

haben In Niedersachsen nach der Maßgabe der dortigen Bauordnung eine Bauvortage 

einreichen, soweit sie Baumaßnahmen aufgrund ihrer beruflichen Ausbildung und Erfah­

rung entwerfen können. 

Für Handwerksmeister aus Sachsen-Anhalt ist das nach Maß und Umfang der Vorschrif­

ten auch in den sieben weiteren Bundesländern möglich. 

Umgekehrt können Handwerksmeister aus anderen Bundesländern auch in Sachsen­

Anhalt aufgrund der bestehenden Regelungen keine Bauvoriage einreichen. 

Das Land Sachsen-Anhalt hat sich mit sechs weiteren Ländern dafür ausgesprochen, 

die Bauvorlagen von Architekten und Ingenieuren bei den Bauordnungsbehörden einrei­

chen zu lassen. 

Eine Ungleichbehandlung von HandwerksmeJstern aus Sachsen-Anhalt findet daher 

nicht statt. Auch findet sich beispielsweise Im Harz an der Grenze zu Niedersachsen 

keine ungewöhnliche Situation, sondern ist genauso im Teutoburger Wald zu Nordrhein­

Westfalen oder in der Rhön und im Thüringer Wald zwischen Hessen und Thüringen zu 

finden. 

3. Gestufte Ausbildungen In unterschiedlichen Systemen rechtfertigen unter­
schiedliche Möglichkeiten 

Als weiteres Argument für eine .Kleine Bauvortage" wird angeführt, dass die Meisterprü­

fung dem Abschluss eines Bachelorstudiums entspräche. 

Die Meisterausbildung bietet unbestreitbar ein hohes Maß an fachlicher Qualifikation in 

dem jeweiligen Fach. 

Nach der derzeitigen Regelung in § 64 Abs. 2 BauO LSA müssen Bauvortageberechtigte 

die Berufsbezeichnung Architekt oder Architektin führen oder dafür in die von der Inge­

nieurkammer Sachsen-Anhalt geführte Liste der bauvoriageberechtigten Ingenieure ein­

getragen sein. Wie bereits dargestellt, bedingt dies ein Studium mit einer Regelstudien­

zeit von mindestens sechs bzw. acht Regelstudiensemester und ein zweijähriges Be­

rufspraktikum. 

Auch nach dem deutschen und europäischen Qualifikationsrahmen (DQR bzw. EQR) 

sind die Meisterprüfung mit dem Bachelorstudium gerade auch in Bezug zu den Anfor­

derungen an eine Bauvorlage nicht gleichzusetzen. 
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Es ist zwar richtig, dass ein Bachelorabschluss genauso wie ein geprüfter Meister auf 

dem Level 6 EQRlDQR eingeordnet Ist. Dabei handelt es sich jedoch um eine rein for­

male Einordnung in ein Stufen system, dass etwaige Ausbildungen gleichwerlig, nicht 

jedoch zugleich gleicharlig sind. 

Für Schul- und Berufsausbildung beginnt dieses System mit dem Level 1 nach dem 

Durchlaufen einer Berufsausbildungsvorbereitung, dem folgt dann bspw. das Level 3 

nach Abschluss einer 2-jährigen dualen Berufsausbildung oder weiter das Level 4 nach 

einer 3 bis 3,5-jährigen dualen Berufsausbildung. Auf diese Berufsausbildungen folgt als 

weitergehende Qualifikation in der beruflichen Aufstiegsfortbildung im Level 6 der ge­

prüfte Meister. 

In den level 6, 7 und 8 werden fortführend die Abschlüsse des Hochschulrahmens (Ba­

chelor, Master l>zw. Promotion) abgebildet. 

Für das Niveau 6 heißt es, dass Kompetenzen zur Planung, Bearbeitung und Auswer­

tung von umfassenden fachlichen Aufgaben- und PrOblemstellungen sowie eigenverant­

worllicher Steuerung von Prozessen in Teilbereichen eines wissenschaftlichen Fachs 

oder in einem beruflichen Tätigkeitsfeld vorliegen (vgl. DQR-Handbuch, 2013, S. 20). 

Wichtig ist dabei jedoch, dass die Zuordnung zu einem level gerade kein Ausweis dafür 

ist und auch nicht sein kann, dass auch dieselben materiellen Inhalte vermittelt und er­
lemt worden sind. 

Die Einordnung hat nur dahingehende Orientierungsfunktion, als dass sie Aussagen 

über die Gleichwertigkeit von Qualifikationen im Hinblick auf Ihr Anspruchsniveau trifft. 

Daher kann das level bei unterschiedlichen Bildungsinhalten und in verschiedenen Bil­

dungsbereichen gleichwertig sein. Ob die Ausbildungen aber auch gleichartig sind, sagt 

das level gerade nicht aus. Aus einer Zuordnung einer Qualifikation zu einem level 

kann nicht geschlossen werden, dass diese in Bezug auf Zugänge im Bildungssystem 

oder auf dem Arbeitsmarkt untereinander (beliebig) austauschbar wären (vgl. DQR­

Handbuch, 2013, S. 32). 

Die vom DQR beschriebene Niveaugleichheit z. B. von Meister- und Bachelorabschluss 

anderl nichts dar an, dass hinter den Qualifikationen unterschiedliche fachliche Speziali­

sierungen und Akzentsetzungen stehen. Deshalb wird im DQR-Kontext von Gleichwer­

tigkeit und nicht von der Gleichartigkeit von Qualifikationen gesprochen, (zit. aus Glossar 

in: DQR-Handbuch, 2013, S. 44). 

Nach dem bundeseinheitlichen Rahmenlehrplan für die Meisterprüfung im Zimmerer­

Handwerk werden für die Vermittlung der Erstellung von Unterlagen für einen Antrag im 
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baubehördlIchen Genehmigungsverfahren bspw. 40 Unterrichtsstunden vorgegeben. 

Davon werden u.a. 2 Stunden im Lernfeld der technischen und bauaufsichtsrechtlichen 

Vorschriften für Bauvorhaben aufgewendet, um die grundlegenden baurechtlichen und 

technischen Vorschriften anwenden zu können, d.h. in den zwei Stunden (I) werden die 

Landesbauordnung und die dazugehörigen Regelwerke für Anforderungen an Bauzeich­

nungen, Baubeschreibungen, Baukosten sowie zu Randbedingungen aus Nachbar­

schaftsrecht, Entwässerung, Baugrund oder Brandschutz vermittelt. In sechs weiteren 

Stunden werden Fähigkeiten vermittelt, die für die Baueingabe erforderlich sind. 

In weiteren 27 Unterrichtsstunden werden die Fähigkeiten vermittelt, Bauvorlagepläne 

(Entwurfspläne ) auszuarbeiten, d.h. Lagepläne, Grundrisse, Schnitte und Ansichten. Da­

bei findet aber die Vermittlung über das Erlernen von EDV-Anwendungen, d.h. CAD oder 

anderen Branchensoftwarelösungen statt. Insgesamt werden damit aber lediglich die 

O.g. 40 Unterrichtsstunden für das Erlernen der formalen Anforderungen an die Erstel­

lung einer Bauvorlage absolviert. 

Ein beispielhafter Vergleich mit Architekturstudiengänge an der Hochschule Anhalt oder 

einem Bachelorstudiengang im .Bauingenieurwesen" an der Hochschule Magdeburg­

Stendal zeigt die Unterschiede zur Meistetausbildung deutlich auf. 

Die Hochschule Anhalt bietet zwei Möglichkeiten zum Abschluss eines Architekturstudi­

ums an, die beide zu einer Eintragung in die Archltektenllste berechtigen und nach 

Durchlaufen eines zweijährigen Berufspraktikums zu einer Bauvorlageberechtigung füh­

ren. Beide Curricula wurden auf Grundlage der Berufsanerkennungsrichtlinien In der Eu­

ropäischen Union notiflZiert. 

Einmal besteht die Möglichkeit im Rahmen eines 8-semestrigen Studiums einen Ba­

chelorabschluss in Architektur zu erreichen, ein anderes Mal nach einem 6-semestrigen 

Bachelorstudiengang und einem anschließenden 4-semestrigen Masterstudiengang das 

Studium insgesamt abzuschließen. 

Das beispielhafte Bachelorstudium .Bauingenieurwesen" ist ebenfalls akkreditiert und 

weist eine Studiendauer von sieben Regelstudiensemestem auf. 

Bel dem 8-semestrigen (vier Jahre) Bachelorstudiengang der Architektur werden von 

insgesamt 240 Credlts allein 139 ECTS, d.h. 4.170 Stunden und damit 104 Wochen oder 

521 Studientage mit der Belegung von Entwurfsprojekten bewältigt. Bel dem 5-jährigen 

Architekturstudium sind es dann bereits 185 ECTS von 300 Credits oder 5.550 Stunden, 

139 Wochen, entspriCht 694 Studientage, die für das Entwerfen als überhaupt maßgeb­

liche Grundlage einer Bauvorlage und auch Kontrolle der weiteren notwendigen Vorla­

gen von anderen Fachplanem aufgewendet werden müssen. 
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Diese (Lem-)Anteile sind geradezu notwendig, um den materiellen Anforderungen an 

das heutige Bauen auch Im Internationalen Vergleich zu bestehen und überhaupt die 

Grundlagen für das Erstellen einer Bauvorlage zu erfüllen, nicht nur die Fertigkeiten zu 

erlernen, die Bauvorlageformulare richtig auszufüllen. 

Selbst mit Abschluss dieser o.g. Studiengänge haben Architekten und Ingenieure noch 

keine Bauvorlageberechtigung. Dazu bedarf es noch des bereits angesprochenen 2-jäh­

rigen Berufspraktikums und Belegung von mindestens acht ganztätigen Fortbildungsver­

anstaltungen, um z.B. die Berufsbezeichnung Architekt führen zu dürfen. 

Bauvorlageberechtigte Ingenieure müssen nach ihrem Studium ebenfalls mindestens 

zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig gewesen 

sein. 

Die Darlegungen zeigen, dass die Meisterausbildung dem Bachelorstudiengang gerade 

im Hinblick auf die Anforderungen der Bauordnung weder vom zeit/lchen Umfang noch 

inhalHich entspricht. Die Kenntnisse und Fertigkeiten, die im Rahmen eines grundstän­

digen Bachelorstudiengangs vermittelt werden, sind gerade auch in sogenannten .Klel­

nen Bauvorhaben" notwendig. Auch hier müssen beispielsweise Pläne des Tragwerks­

planers geprüft und in die eigene Planung integriert werden. 

Eine Meisterausbildung ist fachspezifisch und unbestreitbar ein wichtiger Baustein für 

die qualitätvolle Errichtung und Realisierung eines Bauvorhabens. Sie Ist es jedoch auch 

nur bezogen auf das jeweilige Handwerk des Zimmerers, Maurers, Beton- oder Stahlbe­

tonbauers. 

Ein Studium im Bauingenieurwesen oder in der Architektur bietet dagegen mit den je­

weiligen breiten Ausbildungsinhalten einen unvoreingenommenen Blick und kann Lö­

sungen herausarbeiten, die für die spezifische Bauaufgabe konkret auch die beste ist, 

egal, ob sie nun in Holzbauwelse, Mauerwerks- oder als Stahlbetonbau realisiert wird. 

4. Durchlässigkeit der Ausb/ldungssysteme ist bereits heute gegeben 

Handwerksmeister und Techniker können bereits heute die Bauvorlageberechtigung er­

halten, wenn sie sich weiterbilden oder unter Begleitung eines Bauvorlageberechtigten 

berufspraktisch tätig sind. 

Dazu besteht über § 5 Abs. 5 ArchtG LSA auch ohne Studium die Möglichkeit, in die 

Architektenliste eingetragen zu werden, nachdem u.a. durch die Vorlage eigener Pla­

nungsunterlagen der Nachweis erbracht wird, dass in einer Architekturfachrichtung unter 

Aufsicht eines BerufsangehörIgen mindestens acht Jahre Planungs- und Überwa­
chungsaufgaben erbracht worden sind. 
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Ferner besteht in den typischen Studiengängen des Bauingenieurwesens und der Archi­

tektur die Möglichkeit, die mit der Meisterausbildung erworbenen Kenntnisse und Fertig­

keiten in Form von Credits (ECTS) auf ein Studium anrechnen zu lassen. 

Damit wird es den Meistern des Handwerks. schnell und kostengünstig ermöglicht, die 

Studienabschlüsse zu erreichen. Auch bieten sich berufsbegleitende Studiengänge an, 

dem ausgeübten Beruf weiterhin nachzugehen und das Studium zu absolvieren. 

5. Anforderungen an das heutige Entwerfen sind gestiegen 

Als Argument für eine Änderung der Bauordnung wird weiter angeführt, dass für das 

erfolgreiche Absolvieren einer Meisterprüfung auch die Erstellung von Bauvorlagen not­

wendig ist 

Es mag sein, dass in der MeisterausbIldung erlernt wird, wie die Bauvorlagen erstellt und 

die amtlichen Formulare inhaltlich befüllt werden. Dies entspricht jedoch nicht den heu­

tigen Anforderungen an das Entwerfen, zumal die Handwerksmeister Immer nur erlern­

ten, im Rahmen ihres Fachs die Bauvorlage zu erstellen. 

Das heutige Bauvorlagerecht baut auf vier Grundanforderungen auf, die vom Bundes­

verfassungsgericht in grundlegenden Entscheidungen (2oB. BVerfGE 2.8, 364-377 zur 

Einführung der Bauvorlageberechtigung in Baden-Württemberg) im Zusammenhang mit 

den besonderen Anforderungen an eine solche Berechtigung ausgearbeitet und bestä­

tigt worden sind. Danach dient das Bauvorlagerecht: 

der Abwendung von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, 

der Gewährleistung einer technisch einwandfreien und wirtschaftlichen Planung, 

dem Schutz des einzelnen Verbrauchers und der Volkswirtschaft vor Fehlplanung 

und unrationellen Bauverfahren sowie 

der Sicherstellung von gestalterisch ansprechenden Lösungen. 

Der bauvorlageberechtigte Entwurfsverfasser muss damit nicht nur Kenntnis im Bauord­

nungsrecht (2oB. Brandschutz, Standsicherheit, Bauprodukte etc.) aufweisen, sondem 

umfangreich auch in Bezug auf alle öffentlich-rechtlichen Anforderungen, wie dem Pla­

nungsrecht (2oB. Einfügen, Gestaltung, Form und Materialität) oder dem Baunebenrecht 

(z. B. Denkmalschutz, Naturschutz, Wasser-, Straßen-, Immissionsschutzrecht oder 

dem Recht der Energieeinsparung). 

Hierneben sind soziale und gesellschaftliche Planungskomponenten und die Nachhal­

tigkeit sowie Wirtschaftlichkeit der Bauwerke In den Entwurf einzufügen. 
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All dies kann in der heutigen Zeit nur mit einer breiten und tiefen Ausbildung zugleich 

abgedeckt werden, mit der auch eine zweijährige Berufspraxis notwendig Ist, um die 

Bauvorlageberechtigung zu emalten. 

6. Bauvorlagerecht zugunsten von Technikern und Handwerksmeistern aus allen 
Mitgliedsstaaten 

Als Argument für eine Änderung der Bauordnung wird angeführt, dass die Bauaufträge 

dann verstärkt in der Region verblieben, da die Handwerksmeister örtlich agieren wür­

den. 

Die Architekten und bauvorlageberechtigten Ingenieure bieten bereits heute flächende­

ckend ihre Leistungen in Sachsen-Anhalt an. Sie bieten gerade auch durch Ihre örtliche 

Verbundenheit die Gewähr dafür, das lokale Handwerk in die Bauvorhaben einzubinden. 

Würde eine .Kleine Bauvorlageberechtigung" in Sachsen-Anhalt eingeführt, würden die 

infrage kommenden Bauhandwerkerteistungen auch von Handwerksmeistem aus ande­

ren Bundesländem erbracht werden. Diese Handwerksuntemehmen haben als Gewer­

bebetriebe vordergründig ein Ausführungs-, jedoch kein Planungsinteresse und würden 

dann natürlich eher Generalübemehmer und -untemehmerfeistungen anbieten, bei de­

nen dann der örtliche Beuuntemehmer, wenn übemaupt, als Subuntemehmer mitwirken 

könnte. 

Ebenso vemält es sich mit Technikem und Handwerkem aus den EU-Mitgliedsstaaten. 

Die Einführung einer .Kleinen Bauvorlageberechtigung" für Handwerksmeister müsste 

auch für solche HandWerksbetriebe aus EU-Mitgliedsstaaten eingeführt werden, die über 

eine vergleichbare Qualifikation verfügen. Auch bei ihnen stünde das Ausführungsinte­

resse an der gesamten Leistung durch das eigene oder verbundene Untemehmen im 

Vordergrund, nicht die EInbindung des örtlichen Handwerks. 

Der Wettbewerbsdruck für die örtlichen und gerade auch kleineren Handwerksbetriebe 

würde mit einer Öffnung des Bauvorlagerechts ansteigen. 

Dagegen sichert das heutige System der Bauvorlageberechtigung mit der vorgesehenen 

Trennung von Planung und Ausführung eine örtiiche Beauftragung gerade durch die lo­

kal agierenden Architekten und Ingenieure ab. Denn der Planer hat in der weiteren Be­

treuung des Bauvomabens ein weitgehendes Interesse an kurzen Informationswegen 

und präferiert schon aus diesem Grund die örtlichen Baubetriebe. 
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7. Längere Baugenehmigungsverfahren und Belastung der Verwaltung 

Als Argument für eine Änderung der Bauordnung wird auch angeführt, dass sie dem 

Bürokratieabbau diene. 

Die Einführung einer "Kleinen Bauvorlage" ändert zunächst nichts an dem in der Bau­

ordnung vorgesehenem Baugenehmigungsverfahren. 

Mit den Entwicklungen zum derzeitigen System der Bauvorlageberechtigung gingen 

auch die Vereinfachungen von Baugenehmigungsverfahren einher. So wurde eine Viel­

zahl von Vorhaben genehmigungs- und/oder verfahrensfrei gestellt. 

Bei den Vorhaben, die eine Bauvorlageberechtigung benötigen, ist der Entwurfsverfas­

ser dann auch verpflichtet, Vorlagen anderer Fachplaner, z.B. Tragwerksplaner zu in­

tegrieren. Er übernimmt die Verantwortung für die Richtigkeit (aller) Bauvorlagen, die 

Vollständigkeit, Brauchbarkeit des Entwurfs und das Ineinandergreifen aller (Fach-)Pla­
nungslelstungen. 

Das hohe Ausbildungsniveau mit einer mindestens zweijährig nachgewiesenen Berufs­

praxis, die die heutige Bauvorlageberechtigung verlangt, führt zugleich zu einer spürba­

ren Entlastung bei den Baugenehmigungsbehörden. 

Die AnfOrderungen an eine genehmigungsfähige Bauvorlage beziehen sich auf die Ein­

haltung aller öffentlich-rechtlichen Normen und nicht nur solcher aus der Bauordnung. 

Daneben sind gleichbedeutend die Anforderungen aus dem Bauplanungsrecht, hier dem 

Baugesetzbuch, oder Baunebenrecht, bspw. dem Denkmalschutz- oder Naturschutz­

recht. 

Dies bedingt ein umfassender Blick auf die Bauvorlagen, gerade auch in Hinsicht auf die 

Gestaltung und das Einfügen von Bauvorhaben in die Umgebung, dass sie nach Form, 

Maßstab, Werkstoff, Farbe und im Verhältnis zur Umgebung im Einklang stehen. 

Bisher konnten sich die Bauordnungsbehörden auf die erstellten Bauvorlagen verlassen 

und war lediglich eine weitgehende Plausibilitätsprüfung notwendig. Gerade bei der Viel­

zahl von Bauanträgen können die Baugenehmigungsbehörden in der Praxis nicht bei 

jedem Antrag in tiefergehende Detailprüfungen eingehen. 

Die breite Ausbildung der Architekten und Ingenieure leistet Gewähr dafür, dass vom 

Grunde her genehmigungsfähige Bauvorlagen eingereicht werden und die Prüfungstiefe 

von vom herein vermindert ist. 
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Bei einer Änderung des Bauvorlagerechts müssten In den Bauverwaltungen personelle 

und finanzielle Kapazitäten erweitert werden, um ein gleichbleibendes Prüfniveau bei 

allen Aspekten des Bauantrages, von der Sicherheit, über das Ineinandergreifen der 

Fachplanungen bis zur Gestaltung zu gewährleisten. 

Hier steht zu befürchten, dass Verwaltungsstrukturen aufgebaut oder bei gleichbleiben­
den Kapazitäten sich die Genehmigungsverfahren verlängern würden. 

8. Keine Aktivlerung eines höheren Bauvolumens ersichtlich 

Die Einführung einer .Klelnen Bauvorlage" würde zu keinem höheren Bauvolumen füh­

ren. Es ist nicht ersichtlich, inwieweit durch eine solche Regelung die ohnehin derzeit an 

der Kapazitätsgrenze arbeitende Branche des Bauhandwerks befördert werden könnte. 

Das Auftragsvolumen bleibt gleich, nur mit dem Unterschied, dass gerade bei kleinen 

Bauvorhaben die bewährte Trennung zwischen Planung und Ausführung geradezu fahr­

lässig aufgegeben und der Verbraucher seine Rechte nur erschwert wahrnehmen kann. 

9. Schutz des privaten Bauherrn durch das Vler-Augen-Prinzlp Verbraucherschutz 
- Vermeidung von Interessenskonflikten, fehlender Versicherungsschutz 

Für die Einführung einer .K1einen Bauvorlage" wird behauptet, dass kleine Bauvorhaben, 

vor allem im privaten Bereich der Einfamilienhäuser, einfacher und billiger werden. 

Im Bereich der privaten Einfamilienhausbauvorhaben sind die Bauherren ausschließlich 

Verbraucher. Immer noch stellt die Errichtung eines Einfamilienhauses eine enorme fi­

nanzielle, wenn nicht gar die wirtschaftlich bedeutsamste Entscheidung im privaten Be­

reich dar. Im Zuge dieses Vorhabens wird die Privatperson mit einer Vielzahi von recht­

lichen und wirtschaftlichen Fragen konfrontiert, die so wahrscheinlich nie wieder auf sie 

zukommen, sei es der Erwerb des GrundstückS, seiner Finanzierung, das Durchlaufen 

eines Baugenehmigungsverfahrens oder der Abschluss von Bauverträgen und deren 

Kontrolle bis zur Geltendmachung von Gewährleistungsrechten. Etwa entstehende 

Streitigkeiten in diesem Bereich müssen in einer solchen unter Liquiditätsgesichtspunk­

ten angespannten Lage selbst finanziert werden, da das Bauherrenrisiko regelmäßig 
nicht rechtsschutzversichert ist. 

Nicht zuletzt aufgrund dieser besonders schutzbedürftigen Situation des privaten Bau­

herrn hatte der Bundesgesetzgeber zum 01.01.2018 ein neues Bauvertragsrecht einge­

führt und auch die Pianungsverträge neu geregelt. Dabei wurden die Rechte des Ver­

brauchers gerade auch im Hinblick auf die Planung eines Bauvorhabens neu justiert und 

gestärkt, Indem nun der Planer als ersten Schritt Planungsgrundlagen und eine Kosten­

einschätzung zum gesamten Bauvorhaben erstellen muss, um dem Bauherrn eine fun­

dierte Entscheidungsgrundlage zu geben. 
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Architekten und Ingenieure werden seit jeher als Sachwalter des Bauherm angesehen. 

Im Besonderen sind sie als Freie Architekten und Beratende Ingenieure als Treuhänder 

verpflichtet, allein den Interessen Ihrer Auftraggeber zu dienen. Das Architekten- und 

das Ingenieurgesetz des Landes Sachsen-Anhalt sehen dazu beispielsweise vor, dass 

die Leistung der Planer frei von eigenen Ausführungsinteressen oder Interessen Dritter 

zu sein hat. Dies ist u. a. eine sanktionierbare Berufspflicht des Architekten und Ingeni­

eurs und zeigt ihre Unabhängigkeit deutlich auf. Daneben obliegen Architekten und In­

genieure aufgrund der o. g. SachwaltersteIlung einer weitreichenden Beratungspflicht. 

Die Bauunternehmen haben zunächst als gewerbliche Unternehmung ein Ausführungs­

interesse für ihre Leistung. 

So mag es sein, dass die Meister des Handwerks in ihrer jeweiligen Ausbildung oder 

Techniker die Erstellung von Bauvorlagen lernten. Sie haben es aber auch nur innerhalb 

ihres Fachs erlernt, d. h. der Zimmerermeister im Holzbau, der Maurermeister im Mau­

erwerksbaU und der Betonbaumeister Im Betonbau, spezifische Bauvorlagen einzu­
reichen. 

Vor dem Hintergrund, dass die gewerblichen Bauunternehmen ein maßgebliches Aus­

führungsinteresse an ihrer gewerblichen Leistung besitzen, entstünde mit der .Kleinen 

BauVOr1age" ein fahrlässig hervorgerufener Interessenskonflikt, der bei einer Planung 

und Ausführung in einer Hand nicht aufgelöst werden kann. Sei es bei der Beratung am 

Anfang eines Vorhabens, ob die beste Lösung für die Planungsaufgaben in der Errich­

tung eines Holz-, Mauerwerks- oder Slahlbetonbaus besteht, oder sei es am Ende bei 

der Kontrolle und Geltendmachung von Gewährleistungsrechten. Wer soll den Bauherm 

in dieser Situation unterstützen? 

Das Gelingen eines Bauvorhabens ist auf ein gutes Zusammenspiel zwischen Planer 

und Ausführenden angewiesen. Zugunsten des Bauherrn ist mit dem geltenden Bauvor­

lagerecht regelmäßig automatisch eine Personentrennung von Planer und Bauunterneh­

men vorgesehen. Damit findet natürlich auch eine automatisierte Kontrolle beider Leis­

tungen untereinander slatt, die bei einer Änderung des Bauvorlagerechts grundlos auf­

gegeben wird. 

Gerade bei Bauvorhaben, die ja nahezu immer einmalig sind, ist das Risiko hoch, dass 

auch Mängel in der Planung oder Überwachung sowie daneben in der Ausführung auf­

treten. Dazu haben die Gesetzgeber für Architekten und Ingenieure eine Pflichtversiche­

rung eingeführt. Ohne den Nachweis einer solchen verpflichtenden Berufshaftpflichtver­

sicherung kann niemand in die Architektenliste eingetragen oder als bauvorlageberech­

tigter Ingenieur tätig werden. Über die Kammern findet eine Kontrolle statt. Auch dies 
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sind sanktionierte Berufspflichten. Die Berufshaftpflichtversicherungen decken Sach-, 

Personen- und auch Vennögensschäden ab. 

Die ausführenden Bauunternehmen haben dagegen keine solche Berufshaftpflichtversi­

cherung, sondern eine Betriebshaftpflicht. Diese ist jedoch nicht verpflichtend, sondern 

nur freiwillig, weder sind Versicherungssummen vorgeschrieben oder findet eine Kon­

trolle statt. 

Zu beachten ist auch, dass bei der Planung und Ausführung in einer Hand eine für den 

Bauherrn schmerzliche Deckungslücke entstehen kann. Regelmäßig werden Mängel als 

solche nicht gedeckt, da die Versichertengemeinschaft naturgemäß nicht die Gewähr­

leistung für eine mangelhafte Ausführung übernehmen möchte. Fehler in der Erstellung 

des eigentlichen Werkes sind damit nicht versicherbar. Dies gilt erst recht, wenn die 

Bauunternehmer zugleich Planen und Ausführen. Die Planungsleistung ist dann inte­

grierter Bestandteil der Ausführungsleistung und gehört somit zur originären Hauptpflicht 

des Bauunternehmers selbst. Etwaige Planungs- oder Überwachungsfehler sind damit 

nicht versichert, gerade auch, wenn sich die daraus erwachsenen Schäden am eigenen 

Gebäude des Bauherrn da.rstellen. Mittlerweile sind Versicherungsprodukte am Markt 

vorhanden, die zwar auch die Planung von Bauunternehmen abdecken, dies jedoch re­

gelmäßig nur dann, wenn die Schäden bei Dritten, also Nachbarn oder anderen außen­

stehenden entstehen. Bei den eigenen Schäden am Bauwerk selbst ist die Gefahr von 

Deckungslücken bei der Beauftragung nur eines Bauunternehmens sehr hoch. 

Findet eine Trennung von Planung und Ausführung statt, ist der Architekt und Ingenieur 

für sein Planwerk verantwortlich, der Bauunternehmer für seine Ausführung. Sollten auf­

grund von Planungs- oder Überwachungsfehlern Schäden am eigenen Bauwerk des 

Bauherrn entstehen, wären diese grundsätzlich über die vorzuhaltende Berufshaftpflicht­

versicherung deckungsfähig. 

Damit ist gerade der Verbraucherbauherr in dem bestehenden System der Bauvorlage­

berechtigung durch eine systemisch gewollte Trennung weit besser geschützt als bei 

einer Aufhebung dieser Leistungsgrenzen. 

Der Verbraucher trägt also allein das Insolvenzrisiko des Handwerkers, womöglich auch 

mit Sitz im Ausland. Wohingegen bei der getrennten Beauftragung eines Planers dieser 

haftpflichtversichert wäre. 

Der Gesetzgeber würde nahezu fahrlässig handeln und sich ohne Not gegen die Ent­

wicklungen des Bauvertragsrechts stellen. 

Seite 16 von 20 



10. Schutz der Allgemeinheit durch Vier-Augen-Prinzip 

Die derzeitige Bauordnung schützt insbesondere die Allgemeinheit vor Fehlern, wie sie 

immer wieder im Zuge eines Bauvorhabens auftreten können. Eine Zuordnung der Bau­

vorlageberechtigung zu den Bauunternehmern würde das ausgewogene System der 

Kontrolle zu lasten der allgemeinen Sicherheit und Drdnung stören. 

Nach den Regelungen der Landesbauordnung steht der bauvorlageberechtigte Ent­

wurfsverfasser nicht allein. Die Bauordnung kennt daneben den Bauuntemehmer und 

den Bauleiter. Jeder erfüllt seine Funktion und unterstützt dabei in gegenseitiger Kon­

trolle den Bauherm. 

Der Entwurfsverfasser ist für die Vollständigkeit und Brauchbarkeit seines Entwurfs ver­

antwortlich und hat dafür zu sorgen, dass die für die Ausführung notwendigen EinzeI­

zeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen den öffentllch-rechUichen Vor­

schriften entsprechen. Hat er auf einzelnen Fachgebieten nicht die erforderliche Sach­

kunde und Erfahrung, so sind geeignete Fachplaner heranzuziehen. Für das ordnungs­

gemäße Ineinandergreifen aller Fachplanungen bleibt der Entwurfsverfasser jedoch wei­

terhin verantwortlich, § 53 BauD LSA. 

Der Unternehmer ist für die mit den öffentlich-rechtlichen Anforderungen übereinstim­

mende Ausführung der von Ihm übernommenen Arbeiten und insoweit für die ordnungs­

gemäße Einrichtung und den sicheren Betrieb der Baustelle verantwortlich, § 54 BauD 

LSA. 

Der Bauleiter hat darüber zu wachen, dass die Baumaßnahme entsprechend den öffent­

lich-rechtlichen Anforderungen durchgeführt wird, und die dafür notwendigen Weisungen 

zu erteilen, § 55 BauD LSA. 

In § 64 BauD LSA ist dann bestimmt, dass bel nicht verfahrensfreien Vorhaben der Ent­

wurfsverfasser bestimmten subjektiven Anforderungen genügen muss, um bauvorlage­

berechtigt zu sein. 

Durch eine Einführung der "Kleinen Bauvorlage" bleiben vorbenannte Anforderungen er­

halten, um dem Sicherheitsbedürfnis der Allgemeinheit während der Errichtung als auch 

dem weitergehenden Betrieb der Bauwerke zu genügen. Insbesondere kann auch der 

Handwerksmeister keine Tragwerksplanung oder andere Fachplanung im Sinne der 

Bauordnung liefern. 

Im Vordergrund dieser Regelungen steht die Einhaltung von öffentlich-rechtlichen Nor­

men des Bauordnungsrechtes. 
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Von der bauordnungsrechtlIchen Prüfung ist dagegen eine solche der Wirtschaftlichkeit 

nicht umfasst. Volkswirtschaftlich besteht jedoch auch ein gesteigertes Interesse daran, 

dass bei allen Vorhaben Fehlplanungen durch unrationelle Planungen vermieden wer­

den. Diese Vorgabe stellt sich gerade auch vor den zunehmenden Anforderungen an die 

heutigen Bauvorhaben aus dem Bereich, bspw. der Energieeinsparung und des Natur­

schutzes. 

Auch hier kann nur eine umfassend breite Ausbildung mit den entsprechenden Pla­

nungserfahrungen durch die vorgeschriebene Berufspraxis in der derzeitigen Fassung 

des Bauvorlagerechts die Gewähr dafür bieten, dass die volkswirtschaftlichen Interessen 

der Allgemeinheit an eine sichere, wirtschaftliche sowie gestalterisch ansprechende Pla­

nung und Ausführung der Bauvorhaben gewahrt werden. 

Bei genehmigungsfreigestellten Vorhaben findet zudem keine Kontrolle der öffentlichen 

Bauverwaltung mehr statt, ob die Vorhaben auch tatsächlich den öffentlich-rechtlichen 
Normen entsprechen. Der Bauherr würde bei einer Änderung des Bauvorlagerechts das 

alleinige Risiko tragen, ohne von einem Planer unterstützt zu werden und im Notfall auf 

ihn zurückgreifen zu können. 

11. Wettbewerbsverzerrung durch fehlende Kontrolle und VersIcherungspflicht 

Wie oben bereits dargelegt, existieren keine Berufspflichten, Berufshaftpftichtverslche­

rungen vorzuhalten oder die Leistungen frei von eigenen oder fremden Liefer- und Leis­

tungslnteressen zu erbringen. 

Die Einführung einer .Kleinen Bauvorlage" zöge damit eine Wettbewerbsverzerrung ge­

genüber Architekten und Ingenieuren nach sich. 

Es ist keine Kontrollinstanz vorhanden, etwaige Beschränkungen der PlanungsleIstun­

gen durch die Meister des Handwerks zu kontrollieren und zu sanktionieren. 

Würde man dies einführen, um den real bestehenden Wettbewerbsnachteil auszuglei­

chen, würde entgegen der Ankündigung ein weiteres Verwaltungssystem aufgebaut wer­

den müssen, um den neuen öffentlich-rechtlichen Maßgaben zu entsprechen. Auch hier 
würde also die angesprochene Bürokratie neu aufgebaut werden müssen. 

12, Anwendung des bestehenden Rechts 

Als Argument wird angeführt, dass es bei der .Kleine Bauvorlage" schließlich auch nur 

um kleine Vorhaben ginge. 
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Für solche Bauvorhaben besteht jedoch kein Bedarf, an dem bestehenden Bauvorlage­

recht Änderungen vorzunehmen. 

Solche kleinen Vorhaben sind bereits heute auf Grundlage der Regelung in § 64 Abs. 1 

S. 2 Nr. 2 BauO LSA auch ohne eine Bauvorlageberechtigung durchführbar, wenn sie 

insbesondere geringfügige und technisch einfache Vorhaben darstellen. 

Hierneben sind eine Vielzahl von verfahrensfreien Vorhaben aus § 60 BauO LSA zu 

nennen, die natürlich den öffentlich-rechtlichen Anforderungen entsprechen müssen, 

aber keinen besonders bauvorlageberechtigten Entwurfsverfasser nach § 64 BauO LSA 

erfordern. 

Im Ergebnis stellt sich ein Bedarf für eine .Kleine Bauvorlage" schlicht nicht dar. 

Ergebnis 

Das in anderen Bundesländern noch vorhandene Recht der .Kleinen Bauvorlage" ist ein rein 

überkommenes Rechtsinstitut und kein modernes Instrument im Bauordnungsrecht. Es stellt 

sich als reine Übergangsregelung, hin zu einer qualitativ höherwertigen Bauvorlageberechti­

gung dar. 

Die Bauvorlageberechtigung in der heutigen Ausprägung des § 64 Abs. 2 BauO LSA dient 

einfachen und schnellen Baugenehmigungsverfahren und entlastet die Verwaltungsbehörden. 

In der Konsequenz würde eine Veränderung des bewährten Systems der Bauvorlageberech­

tigung zu keinerlei Wirtschaftsförderung führen oder gar Bauvolumen aktivieren. 

Die Verwaltungsstrukturen müssten aufgebaut und die Bürokratie erhöht werden, um neue, 

heute nicht notwendige Kontrollinstanzen zu errichten. 

Das Vier-Augen-Prinzip zwischen Planer und Bauausführenden als wichtigster Kontrollmecha­

nismus im Rahmen der BauersteIlung würde gerade bei Vorhaben privater Einfamilienhaus­

bauer fahrlässig aufgegeben werden. 

Interessenskonflikte zwischen Planung und der Art der Ausführung als auch in der späteren 

Kontrolle (Gewährleistung) wären nicht auflösbar. 

Gerade im Bereich der Einfamilienhausbauer besteht die Gefahr von Deckungslücken im Ver­

sicherungsschutz. 
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Durch einen im heutigen System angelegte gegenseitige Kontrolle würden bei einer Aufhe­

bung die Risiken grundlos erhöht werden. Das heute ausgewogene System des Bauvorlage­

rechts aus § 64 BauO LSA, welches unbestreitbar 

der Abwendung von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, 

der Gewährleistung einer technisch einwandfreien und wirtschaftlichen Planung, 

- dem Schutz des einzelnen Verbrauchers und der Volkswirtschaft vor Fehlplanung 

und unrationellen Bauverfahren sowie 

der Sicherstellung von gestalterisch ansprechenden Lösungen 

dient, würde ohne einen echten und nennenswerten Bedarf über EinzeIInteressen hinaus auf­

gelöst werden. 

Dem Ziel einer Vereinheitlichung der Anforderungen an Bauvorhaben kann am besten über 

eine enge Anlehnung an die Musterbauordnung entsprochen werden, auf die die Bauordnung 
des Landes Sachsen-Anhalt bereits heute aufbaut. 

Magdeburg, 5. März 2019 

Prof. Axel Teichert 
Präsident der Architektenkammer 
Sachsen-Anhalt 

ArchItektenkammer Sachsen-AnhaJt 
Fürstenwall 3 
39104 Magdeburg 

Tel. (0391) 53 6110 
Fax (0391) 5 3611 13 
E-Mail: info@ak-lsa.de 
Internet: www.ak-lsa.de 

Jörg Herrmann 
Präsident der Ingenieurkammer 
Sachsen-Anhalt 

Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt 
Hegeistraße 23 

39104 Magdeburg 

T e/. (0391) 62 88 90 
Fax (0391) 62 88 999 

E-Mail: info@ing;.et.de 
Internet: www.lng-net.de 
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BAUMINISTERKONFERENZ 

KONFERENZ DER FÜR STÄDTEBAU, BAU- UND WOHNUNGSWESEN 

ZUSTÄNDIGEN MINISTER UND SENATOREN DER LÄNDER (ARGEBAU) 

DER VORSITZENDE DER FACHKOMMISSION BAUAUFSICHT 

MINISTERIALRAT STEFAN KRAUS 
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Postfach 22 12 53 • 80502 MOnchen 
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1----1 

Landtf'Q von 

Präsidentin der Landtags J..:::,;";'--! 
von Sachsen - Anhalt 

b .. , (> der Präsidentin 

Nr. jq Z 
07. März 2019 Frau Gabriele Bralket)uslclJ-~-I 

39094 Magdeburg 
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o Beantwor1IJng 1<./ Kn. 0 VOOMD 

o ROcklptadlo 0 VOItl.l8iIUng bis 
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iV.,# . 

MOnchen, 02.03.2019 

Landtagsdrucksache 7/3380 
Anhörung am 14.03.2019 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
3 

wie bereits per EMail an Frau Kriener mitgeteilt, entspricht Herr Staatsminister Dr. 

Reichhart gerne Ihrer Bitte, dass ich in meiner Funktion als Vorsitzender der ARGEBAU 

Fachkommission Bauaufsicht an der fOr den 14. März terminierten Anhörung zur Land­

tags Drucksache 7/3380 teilnehme. 

Zur Vereinfachung der Beratung gebe ich vorab folgende schriftliche Stellungnahme ab: 

1. Problemaufriss: 

§ 64 Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 10. September 2013 (LBO) regelt die Bauvorlageberechtigung, also das Recht, 

Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und Änderung von Gebäuden 

anzufertigen, zu unterschreiben und sie mit dem Bauantrag (auch: Vortlescheidsan­

trag oder Antrag auf Teilbaugenehmigung) bei der zuständigen Baugenehmigungs­

behörde oder im Genehmigungsfreistellungsverfahren bei der Gemeinde, § 61 Abs. 

3 Satz 1 Halbsatz 1 LBO, einzureichen (Simon/Busse, Shirvani, BayBO, Art. 61 

BAYERISCHES STAATSMINISTERrUM FÜR WOHNEN . BAU UNO VERKEHR 

FRANZ-JOSEF-STRAUSS-RING 4, B0539 MüNCHEN 

TELEFON: (089) 2192-3486. TELEFAX: (089) 2192-13486 

E-MAIL: FK- BAUAUFSICHT@STMI.BAYERN .DE 
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Rn.12). § 64 LBO folgt dabei im Wesentlichen dem Modell der Musterbauordnung 

(MBO) und sieht eine Bauvorlageberechtigung vor für: 

- Architektinnen und Architekten, also Personen, die nach § 3 Abs. 1 Architek­

tengesetz des Landes Sachsen- Anhalt in die Architektenliste eingetragen 

sind (§ 64 Abs. 2 Nr. 1 LBO); 

- Personen, die in die von der Ingenieurkammer Sachsen-Anhalt geführte Liste 

bauvorlagerberechtigter Ingenieure eingetragen sind (§ 64 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 

und 

Personen die ein Architektur- oder Bauingenieurstudium abgeschlossen ha­

ben, zwei Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung tätig sind und im Rah­

men ihrer dienstlichen Tätigkeit Bauvorlagen fertigen (§ 64 Abs. 2 Nr. 4 LBO). 

Hierbei handelt es sich Fälle sog. großer, d.h. uneingeschränkter Bauvorlagebe­

rechtigung. 

Daneben sieht § 64 Abs. 2 Nr. 3 LBO eine auf die Berufsaufgaben von Innenarchi­

tekten beschränkte Bauvorlageberechtigung vor, die wegen der großen Zahl ver­

fahrensfreier Innenausbaumaßnahmen praktisch von eher untergeordneter Bedeu­

tung ist. 

Der vorliegende Antrag fordert, im aktuellen System der LBO eine sachlich be­

schränkte Bauvorlageberechtigung für Meister des Maurer-, Zimmerer- und Beton­

bauerhandwerks nach beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen einzuführen. 

2. Rechtslage in den Ländern 

Die MBO kennt die hier geforderte fachlich beschränkte Bauvorlageberechtigung 

nicht. Sechs Länder haben eine im Wesentlichen der MBO entsprechende Rege­

lung, die de~enigen in Sachsen-Anhalt entspricht; neun Länder kennen einen .kleine 

Bauvorlageberechtigung" in unterschiedlicher Ausgestaltung. Die inhaltlich weitest 

reichende Regelung hat Bayern, die am kürzesten greifende das Saarland. Inhaltlich 

nur mit einem unbestimmten Rechtsbegriff ausgestaltet ist die Reglung in Nieder­

sachsen. 

Die Länderbauordnungen gestalten das Recht der Bauvorlageberechtigung wie folgt 

aus. 

Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland- Pfalz, Sachsen 

und Thüringen 

Die Regelungen in Berlin (§ 65 BO), Brandenburg (§ 65 LBO), Mecklenburg 

Vorpommern (§ 65), Reinland- Pfalz (§ 63 BO), Sachsen (§ 65 BO) und Thü-
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ringen (§ 64 LBO) entsprechen im Wesentlichen der aktuellen in Sachsen­

Anhalt geltenden Regelung. 

- Baden-Württemberg 

§ 43 LBO sieht neben der unbeschränkten Bauvorlageberechtigung eine 

fachliche beschränkte Bauvor1ageberechtigung (Wohngebäude mit einen 

VolIgeschoß bis zu 150 m2 Grundfläche, eingeschossige gewerbliche Ge­

bäude bis zu 250 m2 Grundfläche und 5m Wandhöhe und für land- und forst­

wirtschaftliche Gebäude bis zu zwei Vollgeschossen und bis zu 250 m2 

Grundfläche) vor. Sie gilt für nicht listengeführte Studienabsolventen von 

Studiengängen Architektur und Bauingenieurwesen sowie für staatlich ge­

prüfte Techniker der Fachrichtung Bautechnik. 

Bayern 

Art. 61 BayBO sieht neben der unbeschränkten Bauvor1ageberechtigung eine 

fachlich beschränkte Bauvor1ageberechtigung (freistehende oder nur einseitig 

angebaute oder anbaubare Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 bis drei mit 

nichtmehr als drei Wohnungen, eingeschossige gewerbliche Gebäude mit 

freien Stützweiten von nicht mehr als 12 m und nicht mehr als 250m2 Fläche, 

land- und forstwirtschaftliche Gebäude, K!eingaragen sowie einfache Ände­

rungen von Gebäuden vor. Sie gilt für nicht listengeführte Studienabsolventen 

von Studiengängen Architektur und Bauingenieurwesen sowie für staatlich 

geprüfte Techniker der Fachrichtung Bautechnik sowie für Handwerksmeister 

des Maurer-, Betonbauer und Zimmererfachs. 

- Bremen 

§ 65 BO sieht neben der unbeschränkten Bauvor1ageberechtigung eine fach­

liche beschränkte Bauvor1ageberechtigung (Einfamilienhäuser mit einer Ge­

schossfläche von bis zu 200 m2
, die keine Kulturdenkmäler sind, gewerbliche 

Gebäude mit nicht mehr als einem oberirdischen Geschoss bis zu 250 m2 

Grundfläche und bis zu 5 m2 Wandhöhe, landwirtschaftliche Betriebsgebäude 

mit nicht mehr als zwei oberirdischen Geschossen und bis zu 250m2 Grund­

fläche, Garagen bis 100 m2 Nutzfläche und einfache Änderungen sonstiger 

Gebäude) vor. Sie gilt für nicht listengeführte Studienabsolventen von Studi­

engängen Architektur und Bauingenieurwesen sowie für staatlich geprüfte 

Techniker der Fachrichtung Bautechnik (Schwerpunkt Hochbau) sowie für 

Handwerksmeister des Maurer-, Beton- oder Stahlbauerbauer- und Zimmer­

erfachs. Die Bauvorlageberechtigung entsteht acht Jahre nach Erwerb der 

Qualifikation. 
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- Hamburg 

§ 67 BO sieht neben der unbeschränkten Bauvorlageberechtigung eine fach­

liche beschränkte Bauvorlageberechtigung (Wohngebäude der Gebäude­

klassen 1 und 2) vor. Sie gilt für nicht listengeführte Studien absolventen von 

Studiengängen Architektur und Bauingenieurwesen sowie für staatlich ge­

prüfte Techniker der Fachrichtung Bautechnik(Schwerpunkt Hochbau) sowie 

für Handwerksmeister des Maurer-, Beton- oder Stahlbauerbauer- und Zim­

mererfachs. 

- Hessen 

§ 67 BO sieht neben der unbeschränkten Bauvorlageberechtigung eine fach­

liche beschränkte Bauvorlageberechtigung (Wohngebäude mit nicht mehr als 

zwei Wohnungen und nicht mehr als 200 m2 Gesamtwohnfläche, einge­

schossige gewerbliche Gebäude mit bis zu 300 m2 Grundfläche und 3m 

Wand höhe, landwirtschaftliche Betriebsgebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 

und bis zu 200 m2 Grundfläche, Garagen bis 200 m Nutzfläche) vor. Sie gilt 

für nicht listengeführte Studien absolventen von Studiengängen Architektur 

und Bauingenieurwesen sowie für staatlich geprüfte Techniker der Fachrich­

tung Bautechnik sowie für Handwerksmeister des Maurer-, Betonbauer und 

Zimmererfachs. 

- Niedersachsen 

§ 53 BO sieht neben der unbeschränkten Bauvorlageberechtigung eine Bau­

vorlageberechtigung für staatlich geprüfte Techniker der Fachrichtung Bau­

technik sowie für Handwerksmeister des Maurer-, Betonbauer und Zimmerer­

fachs vor, die darauf beschränkt ist, dass diese Personen die Baumaßnahme 

aufgrund ihrer beruflichen Ausbildung und Erfahrung entwerfen können. 

- Nordrhein-Westfalen 

§ 67 BO sieht neben der Bauvorlageberechtigung für Architekten und einge­

tragene Bauingenieure keine irgendwie geartete Bauvorlageberechtigung für 

Handwerksmeister oder Bautechniker vor. Die Vorschrift nimmt aber einzelne 

Vorhaben generell von der Pflicht der Bauvorlagen durch einen Bauvorlage­

berechtigten unterzeichnen zu lassen aus. 

- Saarland 

§ 66 BO sieht neben der unbeschränkten Bauvorlageberechtigung eine fach­

liche beschränkte Bauvorlageberechtigung (landwirtschaftliche Betriebsge­

bäude und gewerbliche Gebäude bi 120 m2 Geschossfläche, Behelfsgebäude 

und untergeordnete Gebäude sowie Garagen bis 100 m2
) vor. Sie gilt für 
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nicht listengeführte Studienabsolventen von Studiengängen Architektur und 

Bauingenieurwesen sowie für staatlich geprüfte Techniker der Fachrichtung 

Bautechnik (Schwerpunkt Hochbau) sowie für Handwerksmeister des Mau­

rer-, Beton- oder Stahlbauerbauer- und Zimmererfachs. Die Bauvorlagebe­

rechtigung entsteht acht Jahre nach Erwerb der Qualifikation. 

Schleswig Holstein 

§ 65 BO sieht neben der unbeschränkten Bauvorlageberechtigung eine fach­

liche beschränkte Bauvorlageberechtigung (Wohngebäude der Gebäude­

klasse 1 und untergeordnete eingeschossige Anbauten) vor. Sie gilt für nicht 

listengeführte Studienabsolventen von Studiengängen Architektur und Bauin­

genieurwesen sowie für staatlich geprüfte Techniker der Fachrichtung Bau­

technik(Schwerpunkt Hochbau) sowie für Handwerksmeister des Maurer­

Beton- oder Stahlbauerbauer- und Zimmererfachs. 

3. Verfassungsrechtlicher Hintergrund 

Die verfassungsrechtliche Rechtsprechung hat sich mit gesetzlichen Regelungen zur 

Bauvorlageberechtigung mehrfach befasst 

- Das Bundesverfassungsgericht mit der bayerischen Regelung in seinen Ent­

scheidungen vom 27.05.1970 (BVerfGE 28, 364) und 28.11.1984 (DÖV 

1985,530). 

- Der Bayer. Verfassungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 26.01 .1978 

(BayVBI 1978, 207) 

Kemaussage dieser Rechtsprechung ist, dass die Regelungen zur Bauvorlagebe­

rechtigung Regelungen der Berufswahl sind. Selbst wenn man sie als Regelungen 

der Berufsausübung ansieht, sind sie durch folgende Gründe gerechtfertigt: Das 

Gewährleisten einer planerisch und technisch einwandfreien und wirtschaftlichen 

Planung; das Abwenden von Gefahren für die öffentliche Sicherheit unter Beachtung 

der allgemein anerkannten Regeln der Baukunst und Vorschriften; das Gewährleis­

ten gestalterisch guter Bauten; den Schutz des Einzelnen und der Volkswirtschaft 

vor Fehlplanungen und unrationellen Bauvorhaben (vgl. auch: SimonlBusse, Shirva­

ni, BayBO, Art. 61 Rn. 30). 

Hinsichtlich des Personenkreise der bauvorlageberechtigt ist, hat der jeweilige Ge­

setzgeber einen Gestaltungsspielraum. 

4. In Aussicht genommene Regelung (Gegenstand des Antrags) 

Die Darstellung der in den einzelnen Ländern getrOffenen Regelungen belegen, dass 

I 
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der jeweilige Landesgesetzgeber den verfassungsrechtlich eingeräumten Gestal­

tungsspielraum durchaus in der Sache sehr unterschiedlich genutzt hat. Eine Rege­

lung, die sich innerhalb dieses Spektrums hält wird aus verfassungsrechtlicher Sicht 

unbedenklich sein. 

Hinsichtlich der Beschränkung der kleinen Bauvorlageberechtigung auf bestimmte 

Vorhaben lässt sich aus der bayerischen Vollzugspraxis jedenfalls festhalten, dass 

die größte Bedeutung der Bauvorlageberechtigung für Wohngebäude mit nicht mehr 

als drei Wohnungen zukommt (SimonIBusse, Shirvani BayBO, Art 61 Rn. 108). Dies 

dürfte für den betroffenen Personen kreis auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunk­

ten vom größten Interesse sein. 

Hinzuweisen ist auf jeden Fall darauf, dass - wie bei jeder Regelung im Bereich der 

Berufsausübung (oder -wahl) - mit Widerstand aus dem Kreis der bisher aus­

schließlich Bauvorlageberechtigten zu rechnen ist. 

Hinsichtlich der Personenkreise kommen die Handwerksmeister des Maurer-, Zim­

merer- und Betonhandwerks ebenso in Betracht wie die staatlich geprüften Techni­

ker der Fachrichtung Bautechnik in Betracht. 

Zu erwägen ist, ob und ggf. unter welchen zusätzlichen Voraussetzungen die Be­

rechtigung zur Erstellung und Unterzeichnung der Bauvorlagen automatisch - wie im 

Modell der MBO üblich (vgl. § 66 Abs. 1 Satz 2 MBO) die Befugnis zur Erstellung der 

bautechnischen Nachweise einschließt. Im Freistaat Bayern setzt diese Befugnis ei­

ne erfolgreich abgelegte Prüfung voraus. An der Prüfung dürten Handwerksmeister 

teilnehmen, die über mindestens dreijährige zusammenhängende Berufserfahrung 

verfügen. Die Prüfung erstreckt sich auf die Fächer Baurecht, Standsicherheit, 

Schallschutz, Wärmeschutz und Brandschutz. Die Prüfung wurde zunächst durch 

das damals zuständige Staatsministerium des Innern durchgeführt; aktuell obliegt die 

Aufgabe der Handwerkskammer Mittelfranken. 
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Einer Vorabverteilung dieser gutachtlichen Äußerung an die Damen und Herrn Mitglieder 

des Ausschusses stimme ich selbstverständlich zu. 

Mit freundlichen GrOßen 
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Kriener. Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Ce: 

Betreff: 
Anlagen: 

Guten Abend Frau Kriener, 

"Peter Schühly" <vdCmarketing@gmx.de> 
Dienstag, 12. März 2019 22:05 
Kriener, Jacqueline 
RMeseberg@hwk-magdeburg.de; jschumann@hwkhalle.de; bgrupe@hwk­
magdeburg.de; dneumann@hwkhalle.de; toepfer@bgv-vdz.de; 
marlet@hwkhalle.de; fabian.pfister@dgb.de; sachsen-anhalt@igbau.de; 
Mirko.Hawighorst@igbau.de; benke@zdh.de; egrund@bauernverband­
st.de; ch.lellau@lellau-baudenkmalpflege.de; P.Nuessle@bauernverband.net 
2. Stellungnahme 
Beispiel 02.pdf; Beispiel 13.pdf; Beispiel 16-01.pdf; Beispiel 16-02.pdf; 
Beispiel 18.pdf; Beispiel 21.pdf; Verein der Techn iker e. V. 2. 
Stellungnahme.pdf 

in der Anlkage übersende Ich Ihnen unsere 2. Stellungnahme und Projekte eines Kollegen aus Bayern 
mit der Bitte um weitergabe an den Ausschuss. 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Schühly 
1. Vorsitzender 
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Tel.: 07251 - 787941 
E-Mail: info@v-dt.de 
Bruchsal, 12. Mllrz .2018 

2. Stellungnahme des Vereins der Techniker e. V. zum Kleinen Planvorlagerecht. 

( 1. Stellungnahme 1. Dez. 2018 ) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Gelegenheit, in ihrem Hause bei der Anhörung zum Kleinen PIanvorlagerecht am 
14,03.2019 persönlich teilzunehmen. 

Das Kleine Planvorlagerecht für Meister und staatlich geprüfte Techniker ist kein Überbleibsel aus ver­
gangenen Zeiten, sondern ein Faktor zur Sicherung des WIrtschaftsstandortes Deutschland. In den 
Bundesländern, in denen es dieses gibt, stärkt es den ländlichen Raum, insbesondere jetzt in der zeit 
des demografischen Wandels. 

Zum Thena Bauanträge von Meistern und Technikern hatte ich in den letzten Tagen ein Gespräch mit 
dem Baurechtsamt Bruchsal/ Baden - Württemberg. Bruchsal ist eine Mittelzentrum, mit ca. 44.000 
Einwohner, unabhängig von Umlandgemeinden, bezüglich des Kleinen Planvorlagerechtes und der Kol­
leginnen und Kollegen die dies nutzen. 

Laut Baurechtsamt Bruchsal wurden 2018 1300 genehmigungspflichtigen Anträge geprüft und 
eine Quersumme ermittelt. 

Eine detaillierte Auswertung ist leider nicht möglich, da die entsprechende Qualifikation 'hän­
disch" geprüft und nicht im System erfasst wird. 

Auf ca. 180 Entwurfsverfasser (Architekten/Ingenieure) kamen 12 Techniker bzw. Meister des 
Bauhauptgewerbes, welche als Planverfasser aufgetreten sind. 

Von dort kam die Aussage, dass dies von Seiten der Meister und Techniker genutzt wird, aber auch hier 
bedingt durch die demografische Entwicklung mittlerweile ein Rückgang an Fachplanern zu verzeichnen 
ist. 

Das Kleine Planvorlagerecht in Verbindung mit einem dazu abgestimmten Baurecht könnte angesichts 
eines Bürokratieabbaus Vorteile fOr den Verbraucher bringen und Baukosten in der Planung und Baulei­
tung für den Verbraucher reduzieren, insbesondere bei 1 - 2 Geschossigen Bauten oder bei An - und 
Umbauten, hier geht es um bezahlbaren und schneit zu schaffenden Wohnraum. 

Hier ist die Politik gegenüber dem BOrgen in der Pfiicht. 

Verein der Techniker e.V. 
Vereinsregister 1332 
Amtsgericht Bruchsal 

1. Vorsitzender: Peler SchOhly 
Generalsekretärin : Claudia Gimus 
2. Vorsitzender: Andreas Slöllger 

Wiirttemberger Sir. 32 
76646 Bruchsal 
www.v-dt.de 



Wie schon in der ersten Stellungnahme dient das Kleine Planvorlagerecht der Fachkräftesicherung im 
ländlichen Raum, daher führte der Verein der Techniker e. V. nicht nur Gespräche mit dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund und der IG BAU, sondern auch mit dem Deutschen Bauernverband und dessen 
Landesvertretung. 

Auch landwirtschaftliche Betriebe, die sich in der Regel im ländlichen Raum befinden, benötigen nicht 
nur rissige und mehrstöckige Ställe, sondern, auch Wohn-, Wirtschaftsgebäude neben kleineren Stallun­
gen oder Hallen zum Unterstellen von Fahrzeugen und Maschinen. Hier steht natürlich die Frage im 
Raum, ob eine Versorgung mit Fachplanern und Bauleitern hier in Zukunft auch zu 100% ständig ge­
währleistet werden kann. Man bedenke hier den Arztemangel im ländlichen Raum, der schon heute zur 
Gefahr der Gesundheit der ländlichen Bevölkerung wird. 

In unserer ersten Stellungnahme gingen wir auf die Lehrpläne und die damit vermittelten Kompetenzen 
ein. Wir erinnern hier an die wissenschaftliche Studie von Prof. Dr. Seyben. 

Bedingt durch die Erstausbildung und der darauf aufbauenden Fortbildung mit Praxisbezug werden 
weitere wichtige Kompetenzen vermittelt, diese dienen der Qualität des Bauens, hierbei wird natürlich 
auch alles Weitere im Baurecht vermittelt bis zum Planen. 

Ein Meister oder staatlich geprüfter Techniker muss nicht nach seiner Fortbildung in einem Architektur­
büro arbeiten, um einen Bezug zur Praxis zu bekommen. den hat er bereits. 

Vor der Deutschen Einheit gab es 8 Länder mit dem Kleinen Planvorlagerecht und 3 ohne, nach der 
Deutschen Einheit 8 mit, 8 ohne. Wie Sie der Stellungnahme der HWK Magdeburg entnehmen können, 
beruht das Baurecht in den neuen Ländern auf ein Gesetz, das noch in der Volkskammer verabschiedet 
wurde. 

Das Kleine Planvorlagerecht ist. kein Relikt aus 1000 Jahre Deutschem Reich und Deutschem Hand­
werk, sondern man war nach dem 2. Weltkrieg im Westen dankbar um jeden Handwerksmeister (Bau­
meister), der in der Lage war, auch große Wohnanlagen zu planen und zu bauen. Die ersten TechnIker­
schulen wurden im Bereich Maschinenbau um 1890 ins Leben gerufen, nach 1900 folgten die Elektro­
und dann die Bautechnik. Das heißt im " Westen und Berlin West" haben nach dem 2. Weltkrieg 
Meister und Techniker geplant und die Meister auch gebaut, mehrgeschossig bis hin zu Wohnanlagen. 

In den 60er und 70er Jahren folgte dann das Baurecht und die LBOs, in denen man das Kleine Pianvor­
lagerecht einführte in den Bundesländern, in denen das Handwerk wenig Lobby hatte oder es versäum­
te, bei den Novellierungen der LBOs aktiv zu sein. Das Handwerk verlor das Privileg, planen zu dürfen. 

In Baden - Württemberg ist es so, dass die. Alten Maurer, Zimmermeister und staatlich geprüften 
Techniker eine Besitzstandswahrung haben, so dass diese weiter planen dürfen wie vor dem Inkraft -
treten der LBO in den 70er Jahren, das kann bedeuten, wenn diese in den 1950er, 1960er Jahre die ers­
ten Hochhäuser oder Industrieanlagen planten, dies bis zu Ihrem Tod weiter dürfen. 

Nicht nur in Karlsbad bei Karlsruhe kam es vor, dass bis vor einigen Jahren ein staatlich geprüfter 
Techniker, der vor Inkrafttreten der LBO in den 70er Jahren Statik machte wie ein Bauingenieur und dies 
machte er als Selbstständiger bis er in Pension ging weiterhin. 

Bei der Novellierung der Baden - Württembergischen LBO 2008 sollte eine Einschränkung im PIanvor­
lagerecht vorgenommen werden. Nachdem die Novelle von mir geprüft wurde, protestierte ich sogleich 
beim damaligen Ministerpräsidenten Günther Oettinger gegen einen Passus, welcher in der Novelle 
stand: Vollgeschoss statt zuvor Geschoss. Parallel wurden die Präsidenten der Handwerkskammern, 
der DGB und die IG BAU informiert. Dies hätte bedeutet, dass die Meister und Techniker statt zuvor 

1 ~ Geschossig (Eineinhalbgeschossig) nur noch 1 Geschossig (Eingeschossig) hätten planen kön­
nen, also nur noch ein Flachdachbungalow mit 150 m2 .War eine tolle Idee des Verantwortlichen, das 
Kleine Planvorlagerecht für Meister und Techniker in BW zu kastrieren. 
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Anlage Schreiben der Staatskanzlei und Schreiben des Wirtschaftsministeriums, in den dieser Passung 
zurückgezogen wurde. 

Es liegt nun bei Ihnen, sehr geehrte Mitglieder dies Hohen Hauses, mit der Aufnahme der Meister und 
staatlich geprüften Techniker ins Planvorlagerecht zumindest in Sachsen - Anhalt die jahrzehntelange 
Diskriminierung der Kollegen aus den 8 Bundesländern, in denen es das Kleine Planvorfagerecht gibt 
aufzuheben. 

In einer weiteren Anlage übersenden wir Pläne eines Kollegen aus Bayern. 

n 

Verteiler: 

Handwerkskammern 

Deutscher Bauernverband 

Baugewerbeverband 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

IGBAU 

Mit freundlichen Grüßen 
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-Baden.;w-ürttemberg 
STAATSMINISTERIUM 

MINISTERIALDIRIGENT PROFESSOR OR. Cl.AUS EISELSTEIN 

StNta/nInilCaOOm· Richatd-Wagnsr-$uafl.e 15 70184 StuUQ.rt 

Verein der Techniker e. V. 
Herrn Peter SchOhly 
1. Vorsitzender 
WOrttemberger Sir. 32 
76646 Brucheal 

Sehr geehrter Herr SchOhly, 

Oatum 27.11.2008 

vielen Dank fOr Ihren Brief vom 18. November 2008, in dem Sie die NovelIierung der 
Landesbeuordnung ansprechen. Herr Ministerpräsident Oettinger hat mich gebeten, 

Ihnen zu antworten. 

Mit der Novellierung der Landesbauordnung - LBO - sollen vor allem Erleichterungen fOr 

den Bauherrn erreicht werden, beispielsweise dunch straffere Verfahren oder den Abbau 
bOrokratischer Vorgaben. Eine Einschränkung der Geschäftstätigkeit der von Ihrem 

Verein vertretenen Firmen ist dabei keinesfalls beabsichtigt. 

Wie mir das Wirtschaftsministerium Baden-Würtlemberg mitteilt, wurden die von Ihnen 
geschilderten Einschränkungen, die sich dunch die geplanten Anderungen fOr die staatlich 
gepr~ften Techniker ergeben würden, auch aufgrund Ihrer Initiative erkannt. Daher 

warden die entsprechenden Regelungen nochmals einer genauen Prüfung unterzogen 
und voraussichtlich aus dem Entwurf der LBO herausgenommen. Ich denke, dass damit 

Ihrem Hauptanliegen Rechnung getragen werden kann. 

Ich habe mir ertaubt, dem Wirtschaftsministerium eine Mehrfer1igung Ihres Briefes vom 
18. November 2008 zu übermitteln, damit Ihre ausfOhrtiche Argumentation dort in die 
weiteren Arbeiten einbezogen werden kann. Ich denke und hoffe sehr, dass bei den von 
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Herrn 
Peter Schühly 
Verein der Techniker eV. 
WOrttemberger Str. 32 
76646 Bruchsal 

1m 
Baden-Württemberg 

WIRTSCliAFTSMINISTCRIUM 

- Novailierung der Land .. bauordnung 

Sehr geehrter Herr SchQhly, 

vielen Dank 10r Ihr Schreiben vom 21.11.2008, in dem Sie den Gesetzentwurf zur 
Anderung der Landesbauordnung ansprechen. Herr Minister Plister hat mich gebe­
ten, Ihnen zu antworten. 

Zu Ihren Einwendungen gegen die Erwetzung des Begriffs. VoUgeschoas" durch den 
Begriff .Geschoss· in § 43 Alls. 4 Abs. 1 Nr. 1LBO kOnnen wir Ihnen mitteilen, dass 
wir beabsichtigen, von der im Gese!zentwurf vorgesehenen Änderung abzusehen. 
Der Umfang der kleinen Bauvortageberechtigung bei Meistem und T echnikem soll 
also nicht eingeschrtnkt werden. Dies war auch nicht ZIel der zur Anhörung gestellten 
Änderung. 

Dies als Zwischen-Nachricht. Ihre weiteren Anregungen werden in die Gesamt­
Abwlgung mit eingeslein. 

M~ freundlichen GrOßen 

1\c::nckIt-l-kuirSltaI!c.a 101'" Swnpn . rel~ron 01' T 12J..{I Tele&" Qil t 113.11:to 
po6l5tdle-~ bwt ode ,. '"~. WftJ.b_II-"lICIUCmba"dt "''WW stn'lot-bw ck 
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Nachbarn: 

Oie Inhalte der Pläne entsprechen nicht unbedingt den BauvertrAgen. 
sie können auch Zusatz- oder Eigenleistungen enthalten t 
BauantragsplAne sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht für die AUöfOhrung geeignet. Aus technischen GrOnden 
kann es bel der AusfQhrung zu geringen Abweichungen kommen. 

Unterschrift Bauherr(en) 

Unterschrift Ptanverfasser 

Indexl Darum ndarungsgrund 

• 
b , 
d 

• 
f 

Bauplanungsbüro " Architektur fUrf Leben" 
Andreas Blenk 
Höhensir, 17 
92«2 Wackersdorf 
Telefon: 0943t/50088 
Mobil: 016017219101 
info@bauplanung-blenk.de 

Bauherr: 

ON: 25° Kniestockwand: 1.5m 

Anschrift 
Bauherr: 

Bauart: 

Gemarkung : 

Plan: 

erstellt am : 

Flur-Nr. : 

Obergeschoss 
erstellt durch: 

geändert am : gelndert durch: 

Maßstab: 

1 : 100 
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Nachbarn: 

Die Inhalle der Pläne entsprechen nlchl unbedingt den Bauverträgen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenlelstungen enthalten! 
Bauantragspllne sind nur zur Er1angung einet Baugenehmigung gefertigt 
und nicht Kir die Ausftlhrung geeignet. Aus technischen Gn1nden 
kann es bel der Ausführung zu geringen Abweichungen kommen. 

'"da.> ,O.rurn 

• • 
c , 
• , 

BauplanungsbOro 'Architektur für' Leb",n" 
Andreas Blenk 
HOhensir. 17 
92442 Wackersdorf 
Telefon: 09431150088 
Mobil: 016017219101 
info@bauplanung-blenk.de 

8"u0I1 

Flur-Nr .: 

Plan 

Dachgeschoss 
ersttHll d urct1 

gear.derl a m 

1 : 100 
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Nachbarn: 

Oie Inhalte der Plane entsprechen nicht unbedingt den Bau vertragen, 
sie kOnnen auch Zusatz- oder Eigenleistungen enthaltenl 
BauanlragsplAne sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht f!lr die AusfOhrung geeignet. Aus technischen Granden 
kann es bel der Ausfllhrung zu geringen Abweichungen kommen . 

Unterachrtft Bauherr(en) 

Unterschrift Planverfasser 

Indexl Datum 

• , 
c 

A nderungsarund 

I d ________ _ 

• r 
Bauplsnungsbüro " Arch itektur tU rf Leben ' 

Andresa Blenk 
Hllhenstr. 17 
92442 Wackersdorf 
Telefon: 09431/50088 
Mobil: 0160n219101 
Inlo@bauplanung-blenk.de 

Bauherr: 

ON : 25" KniestoCkwand : 1.5m 

An8chrift 
Bauherr: 

Bauort: 

Gemarkung: 

Pla n: 

Schnitt 
erste llt am : 

geändert am: 

Flu r-Nr. : 

Maßstab: 

1 : 100 

erste llt durch: 

geandert durch: 



,. 

- ' 
I 

EG 

/ 

Gründung gern. 

SlugrundguL.ehlln l 

Gla.tilr 

, 

/ 

Schnitt B-B 

1

+ 10,399 
NN=3el1,499 

1
1 7,598 
NN_363,7ue 

I 

Nachbarn: 

Die Inhalte der Plane entsprechen nicht unbedingt den Bauvertragen, 
sie kOnnen auch Zusatz- oder Eigenlelstungen enthalten! 
BauanlragsplDne sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung ge1ertigl 
und nicht für die Ausffihrung geeignet. Aus technischen Gnlnden 
kann es bel der Ausfilhrung zu geringen Abweichungen kommen. 

Unterschrift Bauherr(en) 

Unterschrift. Planvertasser 

Index Datum Anderun rund 
a 

• , 
d , 

BauplanungsbOro " Architek'tur fUrs Leben " 
Andreas Blenk 
HOhenstr. 17 
92442 Wackersdorf 
Telefon ; 09431/50088 
Mobil: 0160f7219101 
info@bauplanung-blenk.de 

Bauherr: 

DN: 25° Kn iestockwand: 1.5m 

Anschrift 
Bauherr: 

Bauort: 

Gemarkung : 

Plan: 

Schnitt 
erstellt am : 

geandert am : 

Flur-Nr.: 

I Maßstab: 

I 1 : 100 

erstellt durch : 

geändert durch : 

L-__________________ ~._, _________________________________________ ~I ______________________ _l ________________________ ~ 
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Nachbarn: 

Die Inhalte der Pläne entsprechen nicht unbedingt den Bauvertragen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenleistungen enthalten! 
Bauanfragspläne sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht für die AusfOhrung geeignet. Aus technischen Granden 
kann es bei der AusfQhrung zu geringen Abweichungen kommen. 
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Unterschrift Planverlasser 
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Bauplanungsburo " Arch itektur fürs Leben" 
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Plan: 

erstellt sm : 

geandert am: 

Flur~Nr.: 

Maßstab: 

1 : 100 

erstellt durch: 

geandert durch: 
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Nachbarn: 

Die Inhalte der Plane entsprechen nicht unbedingt den Bauvertragen, 
sie können auch Zusatz· oder Eigenleislungen enthaltenl 
Bauanlragspläne sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht rur die Ausfllhrung geeignet. Aus technischen Grtlnden 
kann es bei der AusfOhrung zu geringen Abweichungen kommen. 

Unterschrift Bauherr(en) 

Unterschrift Entwurfsverfasser 
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Bauplanungsbüro 
Andreas Blenk 
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Telefon : 09431 /50088 
Mobil: 0160/7219101 
info@bauplanung-blenk.de 

Anschrift 
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DN : '5" 
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Oie dargestellte SanilärplarlUng 
entspricht den Bauherrenwünschen. 
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gekJart und kostenmaßig erfasst. 

'f' •.• 

~ 

. 
~ 
~ 

~ 

~ 

" 

o ~I~ 

~ 
~ 

~ -
~ 

I I 
I I 
I I 
I I 
I I 

I 6~ .. U2":!1 - 8.2a&. , '+= "!". ~~ 

~ 
I I 
I I 
I I 
I I 
I , 
~ 

o 
~ .. 

M M 

. 1-. ._._._~_._._.~._._._._,_ . 

12.613 

I~ 
I ~. 
3~ 

34' 

1.6025 

996 
I 

I 

1
, m 

::: 
17.31 15 :::: 

I 1.80 

-, 

tr----=::=--=::lr------_
8

.
4o 
---. 

524' S 385" 

I; 15 2.18 
~ 65 

- ~i5 1.51 jj 

4.55 

3.49

75 I tt 2.14' 

34' 

3.25 t 99
6 I" t 2.30 .., 

3 '" M 

Ilungmu.4m 
,;1 18.071 

, ~ 

I 

2.00 
2.30 

8.054 

1.41 2.00 
2.30 I 

Terrasse bauseits 

Alle befestigten Flachen sind 
versickerungsfahig auszufahren] 

, 

2.22 

t 
~3.46 t; , 

g~4' , . 

~
-+ -+-+ 

~: 0 01 01 0 .... <")...,. ..,. ... 
..; c-.i.... .... ~ 

iD 
-;;-;;;;,----=+-.-+-- -+ 

8.99 (5.6sa" 'O'O I 2l1' : 2~.3323rio ~ 

01 .,. ,'''' U1 "" .., - , 

~t . 
~ ~ 
~ m 

-+ ,.; 

~ .. 
~ 

~ 
~ 

N 

o 
~ .. 

1= ~ ~ 
:= 

Nachbarn: 

Die Inhalte der Plane entsprechen nicht unbedingt den Bauverträgen, 
sie können auch Zusatz- oder EigenJeistungen enthalten! 
Bauantragsptane sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht fOr die AusfDhrung geeignet. Aus technischen Gründen 
kann es bei der AusfOhrung zu geringen Abweichungen kommen. 

Unterschrift Bauherr(en) 

Unterschrift Entwurfsverfasser 

~ 
Bauptanungsbüra 
Andreas Blenk 
HOhenslT. 17 

" Architektur für" L~b~n· 

92442 Wackersdorf 
Telefon: 09431150088 
Mobil: 016017219101 
info@bauplanung-blenk.de 

Erdgeschoss 

I erstellt am erstellt durch: 

, ... :. ....... rt durch: 
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Die dargestellte Sanltl!lrplanung 
entspricht den BauherrenwOnschen. 
Abweichungen gegenüber dem Standard 
ge mAß Bau- und LeistungsbeschreiDung 
werden in der Bemusterung abschließend 
geklart und koslenmaßlg erfasst. 
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Die Inhalle der Plane enlsprechen nlchl unbedingt den Bauverträgen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenlelstungen enthaltenl 
Bauantragsplane sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht ftlr die Ausführung geeignet. Aus technischen GrUnden 
kann es bei der Ausftlhrung zu geringen Abweichungen kommen. 
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Nachbarn: 

Die Inhalte der Pläne entsprechen nicht unbedingt den BauvertrAgen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenleistungen enthaltenl 
Bauantragspläne sind nur zur Ertangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht fllr die AusfOhrung geeignet. Aus technischen GrOnden 
kann es bei der Ausführung zu geringen Abweichungen kommen . 

Unterschrift Bauherr(en) 

Unterschrift Entwurfsverfasser 

Index! Datum nderungsgrund 

• b , 
d 
• j 

Bauplanungsbüro 'Architektur fürs Leben ' 
Andress Blenk 
HOhenstr. 17 
92442 Wackersdorf 
Telefon: 09431/50088 
Mobil: 0160n219101 
Info@bauplanung-blenk.de 

Bauherr: 

DN: 15Q Kniestockwand : 

Anschrift 
Bauherr: 

Bauort: 

erstellt am 

Dachgeschoss 
erstellt durch: 

geändert am: geändert durch: 
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Nachbarn : 

Die Inharte der Pläne entsprechen nicht unbedingt den Bauverträgen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenleistungen enthalten! 
Bauaniragspiline sind nur zur Erlangung einet Baugenehmigung gefertigt 
und nicht für die Ausführung geeignet. Aus technischen Gründen 
kann es bei der AusfOhrung zu geringen Abweichungen kommen. 
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Die Inhalte der Plane entsprechen nicht unbedingt den Bauvertrilgen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenleistungen enthaltenl 
8auantragspläne sind nur zur Erlangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht fOr die Ausführung geeignet. Aus technischen GrOnden 
kann es bei der AusfQhrung zu geringen Abweichungen kommen. 

Unterschrift Bauherr(en) 

U ntarsch ritt E ntwu rfsverfasser 

Inde Datum Anderungscrund 
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BauplanungsbO ro " Archi t ektur fij'rs Leben" 
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Kniestockwand : 

Anschrift 
Bauherr: 
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Ansicht Nordost 

ersteltt am erstellt durch : 

geändert sm : geändert durch: 
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Nachbarn: 

Die Inhalte der Pläne entsprechen nicht unbedingt den Bauvertragen, 
sie können auch Zusatz- oder Eigenlelstungen enthalten! 
BauantragsplAne sind nur zur Ellangung einer Baugenehmigung gefertigt 
und nicht für die AusfOhrung geeignet. Aus tachnischen Grilnden 
kann es bei der Ausführung zu geringen Abweichungen kommen. 
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Oie Inhalte der Plane entsprechen nicht unbedingt !jen BauvertrAgen, 
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Legende Wandschrafuren 
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legende Wandschrafuren 
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Legende Wandschrafuren 

Stahlbeton: 

Mauerwerk: 

Holzstanderwerk. außen 
(siehe Baubeschreibung) 
Holzständerwerk innen 
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Legende Wandschrafuren 

Stahlbeton: 

Mauerwerk: 

Holzständerwerk außen 
(siehe Baubeschre ibung) 
Heizstanderwerk Innen 
(siehe Baubeschreibung) 
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Die P"ne sind keine SauausfOhrungspläne/ 
Die enthaltenen MISe sind z. T. SaurlchtmaSe, 
Verbindliche Maße k6nnen nur au. den Ausführungs· 
pllnen des Hausherstellers unter S.rDckslchtigung 
der zuUlssigen "'alStol.ranzen entnommen werden I 

Die dargestellte Sanit6rplanung entspricht den 
Sauhe"enwünschen. Abweichungen gegenüber 
dem Standard gemfllJ Bau·und Leistung'· 
beschreibung werden In der Semusterung 
abschlielJend gek/i" und kostenmäBlg erfasst .. 
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HOt'enstr. 17 
92442~ 

Telefon: 09431/50068 
MlbII: 016017219101 
ir1Io@tlalJPanung-blenkcle 
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~Ch~rif~t--------------~~~~--------~~~~~ 
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Oie Pläne sind leeln. BauausfOhrungspllnel 
Oie enthaltenen Malle sind z. T. Baurichtmaße. 
Verbindliche Maße k6nnen nur aus den AusfDhrungs­
plinen des Hausherstellers unter BerOcksichtigung 
der zullissigen "'aSta/eranzen entnommen werden I 
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abschließend ge/dlJrt und kostenm'Oig erfasst. .. 

Die Plane entsprechen nicht unbedingt der 8au­
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Unterschrift Planverfasser 
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BauplanungsbQro NArchitektul" fül"s LebertN 

Andres. Blenk 
1-tOhenst". 17 
92442_ 
Teielon: 09431/50088 
MobIl: 016CV7219101 
info@bauplanung-blenltde 

Bauherr: 

KV-Nr.: 

Haustyp: ON: 150 Kniestockwand: 0 m 
Anschrift 
Bauherr: 

Bauort: 

Gemarkung: Flur: _ 

P'an: Gebäudeschnitt 
Entwässerungsplan 

erstellt am erstellt durch : 

geandert am : - geandert durch: 

Flurstk. : 
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Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 12 
Drs.7/3380 
13.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Magdeburg vom 
12.03.2019 

- Posteingang im Ausschussdienst LEVam 13.03.2019 -

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und VerKehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferenUReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 13.03.2019) 



Kriener. Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 
AnJagen: 

Sehr geehrte Frau Kriener, 

evers@magdeburg.ihk.de 
Mittwoch, 13. März 2019 12:03 
Kriener, Jacqueline 
Stellungnahme zum Antrag auf Änderung der Bauordnung 
Scan_13032019_Dörte Evers_1466_001.pdf 

anbei erhalten Sie die Stellungnahme der IHK Magdeburg zum Antrag auf Änderung der Bauordnung. 

Am Anhörungstermin können wir nicht teilnehmen. 

Mit freundlichen Gril&en 

00""' E-. 
Referentin Reglon.lplanung 

Indu.bi .. und H.ndelskammer Magdeburg 
Alter Markt 81 39104 Mogdeburg 
Tol: +49 391 58931621 Fax: +49 391 5893333162 oder +49 391 5893147 
Mall: ey'[J@m.gd.burq.lhk.de 

Absenderlnfonnltlon: 
Industrle- und Handelskammer Magdeburg (Körperschaft des öffentlichen Rechts) 
Gesetzliche Vertreter: Klaus Olbricht (PräsIdent) und Wolfgang März (HauptgeschättsfOhrer) 
Alter Markt 8, 39104 Magdeburg I Telefon: +49 391 56930 I Telefax: +49 391 5693193 
MaU: kammerOmagdebura.ihk.de I www.magdeburg.ihk.de 

Vertraullchkeltlhlnwels: 
Diese E-Mail kann vertrauliche und/oder rechtlich geschOtzle Infoonatlonen enthalten. Wenn Sie nicht der richtige Adressat 
sind oder diese E-MalllrrtümUch erhalten haben, infonnieren Sie bitte unverzOglIch den Absender und vernichten Sle dtese 
E~Mail. Jede Fonn der unbefugten Nutzung, VeroffentUchooQ, des KopIerens oder der Offenktgung des Inhatts dteser E-Mail 
ist ntcht gestattet 

Weitere InfonnaUonen zu Ihren Daten erhalten Sie durch unsere pateoschutzertc1änmg. 

lIa 



Industrie- und Handelskammer 
Magdeburg 

Industt ic- und Handelskammer Magdebutg ! 39093 Magdeburg _ ..• , .. - ._- --~ ... ,,-
Landtag Sachsen-Anhalt 
Ausschuss fOr Landesentwicklung und 
Verkehr 
Ausschussvorsitzender 
Herrn Bottner 
Am Domplatz 6-9 
39104 Magdeburg 

thre """richt Utl2f't Zeichen Telefon 

0391/5693-162 

Name 

DOrte Evers 

Industrie- und HandeJskammer Magdeburg 

Alt<r Marltt 8, 39104 Magd<OOrg 

Te/d on 0391 5693-0 

Tclrfax 0391 5693-193 

E-Mail kammer@magdcburg.ihk.de 

Internet www.magdtburg.ihk.de 

Datum 

12.03.2019 

Anhörung in öffentlicher Sitzung zum Thema "Das Handwerk stärken - kleine 
BauvorlageberechtIgung für Meister und Techniker" 
Antrag der Fraktion der AfD - Drucksache 7/3380 

Sehr geehrter Herr BOttner, 

die Industrie- und Handelskammer (IHK) Magdeburg hat den Antrag zur o.g. Änderung 
der Bauordnung Sachsen-Anhalt vom 31. Januar 2019 erhalten. 

Mit dem vorliegenden Antrag soll die Bauordnung dahingehend geandert werden, Meis­
tem des Maurer-, Beton- und Zimmererhandwerks sowie staatlich geprOften Bautechni­
kern eine eingeschränkte Bauvorlageberechtigung zu gestatten. 

In der gOltigen Bauordnung ist im § 64 Abs. 1 Nr. 2 geregelt, dass der Entwurfsverfasser 
keiner Bauvorlageberechtigung bei geringfogigen und technisch einfachen Verfahren be­
darf. Aus Sicht der IHK Magdeburg sollte daher bezugnehmend auf den § 64 Abs. 1 Nr, 
2 geproft werden, welche kleineren Baumaßnahmen fOr eine eingeschränkte Bauvorlage­
berechtigung in Frage kommen. Im vorliegenden Antrag ist keine entsprechende über­
sicht integriert. 
Zudem bedarf es konkreter Regelungen bezOglich des mögliChen Prozesses der PrOfung 
der eingeschränkten Bauvorlageberechtigung, z. B. in den zuständigen unteren Bauauf­
sichtsbehörden. 

Mit freundlichen GrOßen 

enterpnse 
europe 
network 

&nkYcrbindun~: 

o.u_ Kreditbank AG 
IBAN: OE41 120300000000 7177 7' 
BIC: BYlAOEMtOOt 
UniCrecftt Bank AG 
IBAN: OE6O 2003 0000 0029 0073 17 
olC: HYVEOEMM300 



Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 13 
Drs.713380 
14.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Stellungnahme des Vereins der Techniker e. V. vom 01 .12.2018 

- Zusendung per E-Mail am 13.03.2019 -

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferentlReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 
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Kriener. Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 
Anlagen: 

Guten Abend Frau Kriener, 

"Peter Schühly" <vdt_marketing@gmx.de> 
Mittwoch, 13. März 2019 17:54 
Kriener, Jacqueline 
Verein der Techniker e. V. / 1. Stellungnahme 
Stellungnahme Ausschüsse.pdf; Technikerarbeiten.pdf 

In der Anlkage übersende ich Ihnen unsere 1. Stellungnahme und Projektarbeiten 
die Per Post schon an die Mitglieder des Ausschusses ging. 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter SchOhly 
1. Vorsitzender 

Verein der Techniker e. V. 
Württemberger Str. 32 
76646 Bruchsal 
07251 787941 ( ab 17.00 - 21.00 Uhr) 
www.y-dt.de/lnfo@v-dt.de 
1. Vorsitzender: Peter Schühly 
Generalsekretärin : Claudia Girnus 
Vereinsregister 1332 
Amtsgericht Bruchsal 
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VdT B.V. - WÜrl!embBraBr SIr. 32 -76646 Bru.hsal 

Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
und 
Ausschuss für Landesentwicklun9 und Verkehr 
Domplatz 6-9 
39104 Magdeburg 

Württemberger Str. 32 
76646 Bruchsal 
Tel.: 07251 - 787941 
E-Mail: info@v-dt.de 
Bruchsal, 1.Dez. 2018 

Kleines Planvorlage Recht für Meister und Staatlich geprüfte Techniker 

Sehr geehrter Frau I Herr , 

vor einigen Tagen wandte sich Herr Lellau an uns und informierte über seine Aktivitäten und Forderun­
gen in Sachen Kleines Planvorlagerecht für Meister und staatlich geprüfte Techniker. 

Der Verein der Techniker e. V. ist seit Jahren im Gespräch mit dem Handwerk und deren Fachverbän­
den sowie dem Sozialpartner DGB, IG BAU in Sachen Kleines Planvorlagerecht und der Anerkennung 
von Kompetenzen von beruflichen Qualifikationen. 

Siehe: https:/Iwww.v-dt.de/contentllbo 

Die Ausbildung zum Staatlich geprüften Techniker ist zz. in Deutschland It. Ausbildungsbild der Landes­
kultusministerien eine 4-semestrige "Weiterbildung" von ca. 2400 - 2700 Stunden. 

Deshalb spricht man bei der Ausbildung zum Techniker immer noch von beruflicher Erwachsenenbil­
dung <"Aufstiegsfortbildung"). Der staatl. gepr. Techniker ist die praxisorientierte Führungskraft des 
mittleren Managements, wobei viele Techniker auf der Ingenieursebene eingesetzt werden. Damit ent­
spricht der Techniker voll und ganz den Qualifizierungsansprüchen des Gewerbes, Planungsbüros 
und der Industrie. Er wurde von der Ausbildung her ursprünglich als Bindeglied zwischen Meis­
ter und Ingenieur angelegt. 

Zwischenzeitlich haben sich die kompetenzorientierenden Lehrpläne an den Technikerschulen maßgeb­
lich geändert, so dass nicht mehr von einem Assistenten des Ingenieurs ausgegangen werden kann, 
sondern von einem eigenständigen Berufsstand, der auf der Ingenieursebene tätig sein kann. 

Fachschulabsolventen durchlaufen eine 3 Jährige Erstausbildung, mindestens ein Jahr Berufspraxis, 
dann die 2 Jährige Fachschulausbildung. Das heißt der Bautechniker kann auf mindestens sechs Jahre 
Lebenslangens Lernen LLL zurückblicken. Dank der praxisbezogenen Kompetenzen und den aufbauen­
den Kompetenzen aus der Fortbildung zum Bautechniker entstand hier ein hochqualifizierter Berufsab­
schluss, der in einem gewissen Rahmen planen und bauen kann. 

Verein der Techniker e.V. 
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Mit Inkrafttreten des Deutschen Qualifikationsrahmens, DQR, wurden Meister, Absolventen auf 2 jähri­
gen Fachschulen (staatlich geprüfte Techniker! Gestalter! Betriebswirte) auf die Niveaustufe 6 analog 
dem Bachelor gehoben. Es wird hier die "Gleichwertigkeit" mit Hochschulabschlüssen festgestellt, da 
eine Gleichartigkeit nicht vorliegt. 

Staatlich geprüfte Techniker werden heute in vielen Bereichen auf der Ingenieursebene eingesetzt: 

• Fertigungsplanung, CAD - Konstruktion, Projektgestaltung, Arbeitsvorbereitung, Vertrieb und 
Kundenbetreuung, Ausbildung und Mitarbeiterführung Qualitätssicherung. 

Hierzu haben neue Fächer an den Technikerschulen, wie die betriebliche Kommunikation, beigetragen, 
mit denen der angehende Techniker auf seine zukünftigen Tätigkeiten vorbereitet wird: 

• Lernen und Arbeiten, Dokumentieren, Präsentieren, Moderieren, Kommunikation, Rhetorik, Füh­
rung, Organisation des Führens 

Hierdurch wird gewährleistet, dass der Techniker nicht zum Praktiker mit aufgepacktem theoretischem 
Wissen wird, sondern dieses auch im Teamwork umsetzen kann. 

Die Fortbildung der Staatlich geprüften Bautechniker umreißt die Bauphase vom Beginn der Planung 
(Entwurfsplanung) über Rechtsgrundlagen, also die Grundlagen vor dem Baubeginn, dem Baugesuch 
bis zur Bauausführung (Baurecht! LBO usw.) und zur Endbauabnahme (Baubetrieb). Im Baubetrieb be­
schäftigt man sich mit der Kalkulation und den Abrechnungen sowie Praxisbezogenes zur Bauleitung. 

Das heißt, dass alle Bauphasen im Lehrplan verankert sind ("Projektmanagement.). Ein Staatlich geprüf­
ter Bautechniker hat damit die Kompetenz, einen "Häuslesbauer" vom Baubeginn an zu beraten mit 
Entwurfsplanung über Pläne für das baurechtliche Verfahren bis zu den kompletten Plänen der Bauaus­
führung. 

Grundlage hierzu sind die technischen und konstruktiven Fächer, also die komplette Baukonstruktion 
von der Bodenplatte bis zur Oberkante des Kamins. 

• Baukonstruktion: 

1. Baustelleneinrichtung 
2. Rohbau Wände, Decken (Beton, Mauerwerk, Holzbau, Dachstuhl! Dach) 
3. Abdichtungen! Brandschutz ! Wärmedämmung 
4. Innenausbau 
5. Versorgungspläne ! Haustechnik 

Auch das Bauen in der Substanz, Anbauten, Umbauten, Sanierungen von Gebäuden sind Teil der Lehr­
pläne und gehören damit zu den Kompetenzen der Absolventen der Fachschulen. 

Ein weiterer Bestandteil der Fortbildung des Bautechnikers ist die Statik, die Bauphysik und die Baustoff­
technologie. 

• Statik! Tragwerksplanung 

• In der Bauphysik beschäftigt man sich z. B. mit sommerlichem und winterlichem Wärmeschutz, 
Schallschutz, Umweltschutz u.v.m. 

• Die Baustofftechnologie beschäftigt sich mit den Baustoffen und deren Herstellung, ihren chemi­
schen und physikalischen Eigenschaften und ihren Einsatz am Bau. Z.B. Baustahl, Beton, Bin­
demittel, Dämmstoffe, Abdichtungen 

• Umweltschutz, Schutz des Mutterbodens 
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Wissenschaftliche Studien gefördert durch Hans - Böckler - Stiftung 

Zum Thema Bautechniker wurden auf Anregung des VdT zwei wissenschaftliche Studien angefertigt. In 
der ersten ging es um den Bautechniker in der Wirtschaft, in der zweiten Studie um den Techniker im 
Öffentlichen Dienst. In den Studien wurden die Kompetenzen und der Einsatz des Technikers detailliert 
untersucht und dabei ging man auch auf die Lehrpläne ein im Vergleich zum Bachelor- und Masterstudi­
um unter der Berücksichtigung von Erstausbildungen. Daher sollten diese Studien in die Beratungen des 
Gesetzgebungsverfahren mit einfließen, zumal beide Studien belege, dass Staatlich geprüfte Techniker 
mithelfen können, die Fachkräftelücke auf der Ingenieursebene, ob in der Wirtschaft oder im Öffentlichen 
Dienst, zu schließen. Hierbei wird auch auf die demografische Entwicklung und die Fachkräftesicherung 
auf der Ingenieursebene eingegangen. 

• "Berufliche Tätigkeit, Kompetenzprofil und Bildungsbedarf von Bautechnikern und Bau­
technikerinnen: Eine explorative Untersuchung. 

Prof. Dr. Gerhard Syben 
Forschungsinstitut für Beschäftigung Arbeit Qualifikation 

Link : https://www.boeckler.de/pdCfof/91480.pdf 

• "Berufsbild staatlich geprüfter Techniker/innen im Öffentlichen Dienst" 

Dr. Klaus Schmierl, 
Wissenschaftler am Institut für Sozialwissenschaftliche Forschung - ISF München. 

Hierbei sollte einmal darüber nachgedacht werden, ob die Landesregierung und der Landtag Herrn Prof. 
Dr. Gerhard Syben und Herrn Dr. Klaus Schmierl als Experten und Sachverständige in den Ausschüs­
sen anhört. 

Anlage: Auszug aus der Studie von Herrn Prof. Dr. Gerhard Syben 

Tabelle 5 > 
Tabelle 8 > 

Lehrplan: Berliner Technikerschule 
Lehrplan: Vergleich Bautechniker I Bachelor TU Berlin 

Ein Teil der Abschlussprüfung ist die Technikerarbeit. 

• Die Technikerarbeit ist Teamarbeit und nicht nur Planspiel, sondern auch die Umsetzung von 
theoretischem und praktischem Wissen mit technischem Sachverstand. In Projekten, die nicht 
nur auf dem Reißbrett existieren, sondern in Verbindung mit Betrieben praxisorientiert durchge­
führt werden! Im Bereich Bautechnik werden z.B. Um-I Ausbau, Sanierungen von bestehenden 
Gebäuden oder sogar Neubauten geplant, die oft über den Rahmen der erforderlichen Techni­
kerarbeit hinausgehen. 

Laut Stundentafel sind 160 Stunden dafür vorgesehen, wobei hier sehr oft die 200-Std.-Marke 
überschritten wird. 

• Viele Technikerarbeiten schießen über dieses Ziel weit hinaus, dies spiegelt aber auch den ho­
hen Stand der Ausbildung des Technikers wieder. Wenn Arbeiten aus der Praxis mit 200 - 300 
Seiten, versehen mit Skizzen, Plänen und Photos zur Benotung eingereicht werden. Denn es 
werden zum Teil Themen bzw. Planungen durchgeführt, die oft weit über die PIanvorlageberech­
tigung des staatlich geprüften Technikers hinausgehen, besonders wenn es sich um Bau-I Um­
baumaßnahmen handelt, die im Besitz der Studierenden sind! 
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• Die Technikerarbeit wird im ersten Teil der Prüfung zunächst inhaltlich benotet, muss aber im 
zweiten Prüfungsteil bei einer öffentlichen Präsentation vorgestellt werden. Hierbei können und 
werden alle Möglichkeiten modemer Präsentation eingesetzt. Angefangen bei Overheadprojekti­
on über Video bis zum pe. Diese persönliche Präsentation wird ebenfalls benotet. 

• Der staatlich geprüfte Techniker ist im dritten Jahrtausend durch seine Ausbildung hoch qualifi­
ziert. Leider wird er von der Gesellschaft kaum beachtet und durch den fehlenden Schutz des 
Begriffes .Techniker" mit dem WASCHMASCHINENTECHNIKER u ä. (Servicemonteuren) 
gleichgestellt. 

Anlage: 3 Technikerarbeiten der Steinbeisschule Stuttgart (dort hat der Unterzeichnete den Ab­
schluss zum Bautechniker gemacht) 

Es handelt sich hier um 3 Technikerarbeiten aus den Jahren 1998 bis 2003. Wir haben bis 
dato die Steinbeisschule um keine aktuellen Arbeiten gebeten, da diese immer noch den 
Stand der Fortbildung wiederspiegeln. Natürlich werden die Lehll'läne ständig aktualisiert 
je nach Fachrichtung durch 4.0 

Sanierung eines denkmalgeschützten Hauses 
Abriss, Um- und Anbau eines Bahnwärterhauses 
Haustechnik: Neubau eines Niedrigenergiehause 

Demografische Entwicklung 

Wir reden heute über die immer problematischer werdende Versorgung der Menschen durch 
Landärzte, dem Fehlen von Apotheken und ob Landärzte auch Medikamente anbieten sollen. Ab 
wann steht zur Diskussion das Fehlen der Planer und der Handwerksbetriebe vor Ort? 

Es gibt heute in manchen Gegenden in Deutschland. und das nicht nur in den neuen Bundeslän­
dern, in manchem kleinen Ort nicht einmal mehr einen Laden geschweige denn eine Bäckerei 
oder Fleischerei. 

Das bedeutet, dass die demogradfische Entwicklung auch nicht vor den Architekten und Bauin­
genieure halt macht, daher steht auch die Frage im Raum, wie zukünftig im ländlichen Bereich 
die Versorgung der Hiluslesbauer im Bereich der Ein- bis Drei- Familien Häuser gesichert wer­
den soll, oder wenn es um die Planung von An- oder Umbauten geht, z. B. ein älteres Ehepaar 
möchte Ihr Zweifamilienhaus altersgerecht umbauen, hierzu soll etwas angebaut werden, um 
das Bad und andere Räumlichkeiten zu vergrößern. 

Oder glauben Sie es ist für einen Architekten wirtschaftlich, eine Bauaufnahme mit Baugesuch für 
einen Um- oder Anbau anzufertigen, bei einer Bausumme von 50.000 Euro, wo er pro Termin 50 
km vor Ort fahren muss? 

Vieraugen Prinzip Quelle Wiki : 

Verein der Techniker e.V. 
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Natürlich steht hier auch der Wunsch der Selbständigen im Handwerk im Raum, neben dem Planen 
und Überwachen auch als Handwerker die Arbeiten auszuführen. § 7.2 der Handwerksordnung sind 
eintragungsfähig, Meister, staatlich geprüfte Techniker und Hochschulabsolventen, das heißt Bauin­
genieure und Architekten, wären somit auch berechtigt, einen Handwerksbetrieb zu führen. Man sollte 

dies auch weiterhin trennen. Wobei man natürlich im Bereich der Fortschreibung des Rechtes dar­
über diskutieren könnte, in wie weit dies im Rahmen der demografischen Entwicklung und der Ab­
wanderung von Fachkräften aus ländlichen Regionen erforderlich wird. 

Hier steht die Frage im Raum inwieweit hier ein Handwerksbetrieb bei kleineren An- oder Umbauten 
nicht auch bauen und planen könnte, bei der zu erwartenden Demografischen Entwicklung im ländli­
chen Bereich. Wo werden dann die Fachplaner noch sein? 

Haftpflichtversicherung für Planer und Bauleiter 

Im Straßenverkehr besteht die Versicherungspflicht, da dort Personen- und Sachschäden ent­
stehen können, ob grob fahrlässig oder durch Unachtsamkeit. Jedes zugelassene Auto muss 
versichert sein. Beim Planen und Bauen kann es genauso zu Personenschäden und Sachschä­
den kommen, ob während der Baumaßnahme oder nach der Fertigstellung. Stellen Sie sich vor, 
es sitzt Sonntags morgen eine vierköpfige Familie auf ihrem Balkon beim Frühstück und nun 
passiert ein Unglück, da die Bewehrung falsch geplant wurde. Was würde sein, wenn dieser sich 
vom Haus löst? Das Einführen einer Versicherungspficht könnte Gesetztlich geregelt werden in 
den der Planverfasser verpflichtet ist mit den Baugesuch einen Versicherungsschein einzu­
reichen, Ohne diese wird der Bauantrag nicht bearbeitet. ParIeIl 

Fortbildungsregelungen I Pflicht ( Hessen ) 

Bel der Novellierung der Hessischen Landesbauordnung wurde in der HBO eine Fortbildungs­
pflicht auch für diejenigen verankert, die nach dem Kleinen Planvorlagerecht pIanvorlageberech­
tigt sind. Der Verein der Techniker e. V. hat dies in Hessen in seiner damaligen Stellungnahmen 
schon begrüßt. Im kleinen Bauvorlageberechtigung nach § 67 Abs.8 HBO ist man lediglich in all­
gemeiner Fonn verpflichtet, sich fortzubilden Im Bereich des Baurechts. Konkrete Vorgaben zu 
Fortbildungsseminaren bzw. deren Anerkennung gibt es insoweit in Hessen nicht. Daher können 
privater Seminaranbieter als auch die Kammern Seminare anbieten. 

Der Verein der Techniker e. V. würde in einer zukünftigen Landesbauordnung in Sachsen- Anhalt 
es sehr begrüßen, wenn im Kleinen Planvorlagerecht eine gesetzliche Fortbildungspflicht veran­
kert wird. Es aber auch im Gegensatz zu Hessen genau geregelt sein muss, wer die Fortbildun­
gen durchführen darf, wir sehen hier die Kammern, in erster Linie die Handwerkskammern, als 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts in der Verantwortung, Fortbildungskonzepte zu entwickeln 
und diese mit den Ministerien abzustimmen. Wobei hier natürlich auch die Sozialpartner des 
Handwerks mit im Boot sind als Direktvertreter für die Arbeitgeber- und nehmer- Seite in den 
Vollversammlungen und indirekt das Handwerk (Innungen, Baugewerbe-Verband). Sachsen­
Anhalt als Sozialpartner mit dem DGB und der IG BAU. Im Dialog mit den Beteiligten könnte 
sich der Verein der Techniker e. V. einbringen. 

Da die Architekten und Ingenieurskammern ihrerseits Fortbildungen anbieten, wäre es womöglich 
denkbar, dass Kollegen auch dort Fortbildungen besuchen könnten, falls hier es keine rechtlichen 
Schranken gibt, wie z.B. eine zwingende Mitgliedschaft in diesen Kammern. 

Keines Planvorlage Recht 

Meister und Staatlich geprüfte Techniker beweisen doch täglich in den 8 Bundesländer, in denen 
Sie planvorlageberechtigt sind, dass sie dies können und dazu noch die Kompetenz besitzen, die 
Bauleitung auszuüben. 
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Stellenausschreibungen 

Wer sich heute die Stellenanzeigen der Öffentlichen Hand, Architekten- und Ingenieursbüros an­
sieht, stellt fest, dass man auf der Suche nach: .Ingenieure I Staatlich geprüfte Bautechniker" 
ist. Man kennt die Kompetenzen eines Staatlich geprüften Bautechnikers als Fachplaner und 
Bauleiter beim Staat und in den Büros, nur man weigert sich, dies anzuerkennen, wenn es um 
das kleine Planvorlagerecht geht! Hier findet eine Diskriminierung des Meisters und Technikers 
statt! 

Abschließend möchten wir Ihnen dafür danken, dass Sie uns die Möglichkeit der Stellungnahme ein­
räumten und Sie bitten, unsere Vorschläge wohlwollend zu prüfen und in der Novelle aufzunehmen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Schllhly 
Staatlich geprOfter Bautechniker 
1. Vorsitzender 

Verteiler: 

Christian Lellau 
Handwerkskammern, Halle I Magdeburg 
Baugewerbe-Verband Sachsen-Anhalt 
Sozialpartner: Deutscher Gewerkschaftsbund, IG BAU 
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Forschungsinstitut für Beschäftigung ArbeitquaJifikation Seite 24 BA 

Tabelle 8 

Vergleich eines Voilzeitlehrgang zur geprüften Bautechnlkerin bzw. zum geprüften BautechnI­
ker und des Bachelorstudiengangs an der TU Berlin 

in Stunden 

Fach Bautechniker- Bachelor-
studium Studiengang 

Allgemeinbildende Fächer 480 320 

Deutsch I Betriebliche Kommunikation 80 -
Technisches Englisch 80 -
Betriebswirtschaftslehre, Rechtskunde 100 ca. 200 

Technische Kommunikation 120 -
Grundlagen der ln10rmatik 100 120 

Grundlagenfächer 800 870 

Mathematik 280 240 

Darstellende Geometrie 120 -
Bauphysik und Umweltschutz 120 75 
Kinematik und Dynamik - 120 

Wasserwesen - 90 

Strömungs- und Bodenmechenik - 180 

Baustoffkunde 120 135 

Baurecht 100 30 

Baugeschichte 60 -
Anwendungsorientierte Fächer 1.440 780 

Baukonstruktion und -sanierung 160 210 

RechnergestOtzte Konstruktion (CAO) 160 -
Gebäude- und Entwurfslehre 160 60 

Massivbau 200 -
Baumaschinen 40 -
Tragwerkslehre; Statik, Festigkeitslehre 220 315 

Haustechnik ;,. • 80 -
Infrastruktur - 60 

Systemtechnik baulicher Anlagen I und 11 - 60 

Vermessung 80 -
Baubetrieb 200 30 

Holzbau 60 -
Projektarbeit 80 45 

Summe 2.720 1.970 

Quellen: www.technikerschule-bertin.de; www,tu-bertin.de 

BAQ FOlliChungsinstitul Prof. Dr. Gcrhard Sybcn D-281Qq 8rl:tncn WachmannfitrlWC 34 Tel.: +49 421 14 47 63 in&titul~-bremcn.de 



Forschungsinstitut für Beschäftigung Arbeit Qualifikatioll. Seite 18 BA 

Tabelle 5 

Beispiel für eine Gliederung des TechnikerstudIums 

Fächergruppe Fächer Stunden 

Allgemeinbildende Fächer Betriebliche Kommunikation 80 

Technisches Englisch 80 

Rechtskunde 40 

Betriebswirtschaftslehre 60 

Technische Kommunikation 120 

Grundlagen der Informatik 100 

Grundlagenfächer Mathematik 280 

Darstellende Geometrie 120 

Bauphysik und Umweltschutz 120 

Beustoffkunde 120 

Baurecht 100 

Baugeschichte 60 

Anwendungsorientierte Fächer Baukonstruktion und Bausanierung 160 

Rechnergestützle Konstruktion (CAD) 160 

Gebäude- und Entwurfslehre 160 

Massivbau 240 

Baumaschinen I 40 

Tragwerkslehre 220 

Haustechnik 80 

Vermessung 80 

BaubetrIeb 200 

Holzbau I 60 _ . 
Projektarbejt 80 

Summe 2.760 

Quelle: www.technikerschule-beriin.de 

BAQ Forschoniiirwitul Prof, Dr. Gerbacd Sybell 0-28209 Bremen Wachmannstr85$C 34 Tel.: +49 421 34 4163 in5lilut(g~q-brcmcn.dc 
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Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 14 
Drs.7/3380 
14.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Stellungnahme des Verbandes beratender Ingenieure vom 11 . und 
12.03.2019 

- Posteingang im Ausschussdienst LEVam 13.03.2019 -

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferenUReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 14.03.2019) 



Kriener. Jacqueline 

Von: 
Gesendet: 
An: 
Betreff: 
Anlagen: 

Sehr geehrte Frau Kriener, 

Eckhard Lambrecht <e.lambrecht@ibl-plan.de> 
Mittwoch, 13. März 2019 15:09 
Kriener, Jacqueline 
Anhörung "Kleine Bauvorlageberechtigung" 
VBI-BV-190311.pdf; VBI-LV-190312.pdf; GDV-150625.pdf 

zur morgigen Anhörung im Landtag zum Antrag der AfD Fraktion zur "Kleinen Bauvorlage" beigefügt die 
Stellungnahme des VB I, die durch den Landesverband weiter detailliert wird. Als Verband vertreten wir über 2000 
Ingenieurunternehmen aus der Planungs- und Consultingwirtschaft mit über 40.000 Mitarbeitern deutschlandweit. 
Wir geben diese Stellungnahme nebst Anlage vorab zur Information weiter. Als Landesvorsitzender des VBI werde 
ich morgen von 10 Uhr bis 12 Uhr selbst anwesend sein und könnte in dieser Zeit auch selbst gehört werden. 

Mit freundlichen GrOßen 
Eckhard Lambrecht 

IBl GmbH - Ingenieurboro Lambrecht 
Niels- Bohr- Str. 8, 39106 Magdeburg 
Tel: +49 (391) 506494 - 0 
Fax: +49 (391) 506494 - 99 
mailto: e.lambrecht@ibl-plan.de 
Internet: www.ibl-plan.de 

GeschäftsfUhrer: Dipl.-Ing. Architekt Daniel Lambrecht, Dipl.-Ing. (FH) Architekt Constantin Jahn. HRB 4852, AmtsgeMcht Stendal 

1 



VERBAND BERATENDER INGENIEURE· Budapeater str. 31 • 10787 Bertln 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss fOr Landesentwicklung und 
Verkehr 
Domplatz 6 - 9 
39104 Magdeburg 

VERBAND BERATENDER 

INGENIEURE 

Budapester Sir. 31 
10787Be~ln 

Fon: 030.26062-0 
Fax: 030.26062-100 
Mall:vbi@vbl.de 
www.vbl.da 

11. Marz2019 
Vb 

Anhörung In öffentlicher Sitzung zum Thema .. Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageba­
rachtigung fOr Meister und Techniker" 
Antrag der Fraktion der Am - Drucksache 7/3380 

Sehr geehrter Herr Bottner, 

wir nehmen Bezug auf Ihr Schreiben vom 31. Januar 2019 an unseren Landesverband Sachsen-Anhalt 
und möchten uns zunachst 10r die MOglichkeit bedanken zum o.a. Antrag Stellung zu nehmen. Die 
Fraktion der AfD stellt den Antrag die Landesbauordnung dergestalt zu überarbeiten, Meistem des 
Maurer-, Beton- und Zimmerhandwerks sowie staatlich geprOften Technikern der Fachrichlung Bau­
teChnik eine eingeschrankte Bauvorlageberechtigung einzuraurnen. Die AfD begrondet ihren Antrag 
damit, dass die Einführung der sogenannten kleinen Bauvorlageberechtigung für die genannten Ba­
nufsgnuppen zu einer Starkung des Handwerks führt, darüber hinaus wird darauf verwiesen, dass es 
eine solche Regelung in den meisten Landesbauordnungen der westdeutschen Bundeslander gibt 

Es ist richtig, dass es in einigen Landesbauordnungen der westdeutschen Bundeslander eine kleine 
Bauvorlageberachtigung für bestimmte Handwerksmeister gibt, allerdings nur für Bauvorhaben bis zu 
einer Gnundflache von 200 qm. Diese Regelungen sind historisch bedingt und haban nach unserer 
Kenntnis keine praktische Relevanz mehr. Die Vorschriften stammen aus den 70er Jahren, als die pla­
nungsrechtlichen Vorschriften im Verhaltnis zu den heute zu beachtenden Regelungen sehr viel einfa­
cher waren. Die heutigen Anfordenungen aus dem Planungsrecht, dem Denkmalschutzracht, den natur­
schutzrachtlichen Vorschriften, der Energieeinsparung, etc. die auch fOr kleine Bauvorhaben gelten, 
erfordern eine fundierte Ingenieurausbildung, die durch die genannten Banufsgnuppen nicht erfOlit wer­
den können. Im Sinne des Verbraucherschutzes lehnen wir daher die Einfühnung einer kleinen Bauvor­
lageberechtigung ab. 

Darüber hinaus scheitert die Intention des Antrags das Handwerk durch die Einfllhnung der kleinen 
Bauvorlageberechtigung zu starken aus versichenungsrechtlichen Aspekten. Handwerksmeister und 
Techniker sollen die kleine Bauvorlageberechtigung erhalten um auf die Einschaltung eines Architek­
ten/bauvorlageberechtigten Ingenieur verzichten zu können. Sie sollen selber die Planung erstellen und 
sodann das Bauvorhaben auch errichten. FOr die Erbringung von Planungsleislungen wird durch die 
Auftraggeber stets der Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung gefordert Der Abschluss einer 
Benufshaftpflichtversicherung für Planer setzt voraus, dass diese ausschließlich Planungsleistungen 
erbringen. Der Versichenungsschutz greift nicht ein, wenn der Planer Ober die Planungsleistungen hin­
aus auch die BaUleistung erbringt. Handwerksmeister, die Planungsleistungen und Bauleistungen aus 
einer Hand erbringen, können hierfOr also keinen Versichenungsschutz erlangen. Im Hinblick auf die 



zahlreichen zu beachtenden planungsrechtlichen Vorschriften, birgt die Einfllhrung der kleinen Bauvor­
lageberechtigung daher eine erhebliche Gefahr fIlr die genannten Personengruppen und wird nicht zu 
einer Starkung des Handwerks fllhren. 

Zusammenfassend möchten wir festhalten, dass zum einen aus Grilnden des Verbraucherschutzes 
aber auch zum Schutz der Meister und Techniker die kleine Bauvorlageberechtigung nicht umgesetzt 
werden. 

Mit freundlichen GrIlßen 
VERBAND BERATENDER INGENIEURE 

Onn~ V I .f1\.pJJ.o •. 
~bine Frfr. vo~~ 
Geschaftsfllhrerin 



VERBAND BERATENDER 

INGENIEURE 

YBI Sachlen-AnMIt. MeI~Be 6. 39108 Magdeburg Landesverband 
Sachsen-Anhalt 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt 

Ausschuss für Landesentwicklung 
und Verkehr 

Domplatz 6 - 9 
39104 Magdeburg 

Dipl.-Ing Eckhard LambRlCht 

IBLGmbH 
Niels-Bohr-8baße 8 
39106 Magdeburg 
phone: 49 10] 391 506 494 0 
Fax: 49 [0]391 506 494 99 
mall: sa@vbl.de 
www.vbl.cle 

Magdeburg, den 12.03.2019 

Anhlirung in öffentlicher Sitzung zum Thema "Das Handwerk stärken - Kleine 

BauvorlageberechtIgung für Meister und Techniker" 

Antrag der Landtagsfraktion der AfD In Sachsen-Anhalt vom 19.09.2018 - Drucksache 

7/3380 

Sehr geehrter Herr Büttner, 

als Landesverband des VBI nehmen wir Bezug auf Ihr Schreiben vom 31. Januar 2019 und 

bedanken uns ausdrücklich für die Möglichkeit, zum o.a. Antrag Stellung nehmen zu 

können. Als Landesverband des VBI stehen wir grundsätzlich hinter der Stellungnahme 

des Bundesverbandes, den die RAin Sabine Frfr. von Berchem als Justltlarin und 

Geschäftsführerin des VBI mit Datum vom 18.02.2019 in der Sache verfasst hat und den 

wir In der Anlage beifügen. Wegen der landespolItischen Merkmale und zur Detaillierung 

der grundhaften Aussagen möchten wir mit diesem Schreiben ergänzen und so in 

unmittelbarer Weise die Interessen der im Land Sachsen-Anhalt vertretenen planenden 

und beratenden Ingenieure vertreten und zur politischen Meinungsbildung beitragen. 

Um die Sachlage ausreichend tief zu beleuchten, kommen wir einerseits an einer 

detaillierteren Betrachtungsweise nicht vorbei. Andererseits gilt es die Sachlage 

verständlich darzustellen und nicht plakativ zu zerreden. 

1. Zur Veranlassung und zum Inhalt des Antrages der AfD Fraktion: 

... Das Parlament möge beschließen, dass 
• Meistern (Maurer-, Betan- und Zimmererhandwerk) sowie 
• staatlich geprüften Technikern der Fachrichtung Bautechnik 

nach einer nachgewiesenen baufachlichen Weiterbildungsmaßnahme eine 
eingeschränkte Bauvorlageberechtigung zu gestatten sei. 



Hier wäre tiefer aufzuklären, in welchem Umfang die kleine Bauvorlage in den 

Bauordnungen einiger westlicher Bundesländer verankert Ist und welche praktische 

Relevanz sie heute tatsächlich noch besitzt. Der Umfang ist auf Bauwerke bis zu einer 

Nutzfläche von 200m' beschränkt. Nach Diskussion des Themas im Rahmen des VBI 

Verbandsrates, der am 14./15.02.2019 In Berlin tagte, stellte sich zur praktischen 

Relevanz dieser historischen Regelungen heraus, dass statistische Erhebungen dazu nicht 

vorliegen. Im bundesweiten Kollegenkreis herrscht die Meinung, dass wegen der 

gestiegenen Anforderungen an die Bautechnik und wegen des komplexen Baurechts, I.B. 

in Sachen Umweltrecht sowie in energierechtlichen Fragen praktisch keine 

Anwendungsfälle bekannt sind. 

2. Weitere Bqriindung Im Antrag der AfD Landtapfraktion: 

• Akademlslerung der Beruftwelt schreitet varan, AusbIldungszahlen im Handwerk 
sinken 

• Die Zahl der jlihrllehen Melsterpriijungen sind In den letzten 20 Jahren um 5em 
gesunken' 

• Die Einführung der kleinen Bauvarlage wlire eine kastenfreie Fördermaßnahme 
für das Handwerk 

• In den meisten westdeutschen Bundesllindern besteht die kleine 
Bauvarlageberechtigung, die sich über Jahrzehnte bewährt habe. 

• Katalag der kleinen Bauvorlagen: Ein- und Zweifamilienhäuser, eingeschassige 
Gewerbebauten nach einer absolvierten Weiterbildung. 

• Eine Ausweitung der Meisterkampetenz hebt die Verdlenstmögllchkelten, es steigt 
das Renommee und die MarktsteIlung des Handwerks, die Motivation zur 
MeisterausbIldung wird erhiJht. 

• Es bestOnde eine künstliche Beschränkung des beruflichen Werdeganges, 
insbesondere vor der 2013 beschlossenen Gleichwertigkeit \/On Meisterbrief und 
Bachelorgrad im Europäischen Quallf1katlonsrahmens DQR/EQR. 

Die ersten beiden Aussagen (Punkte) nehmen Bezug auf Zusammenhänge, die mit der 

Frage der Bauvorlageberechtigung nicht im Zusammenhang stehen. Die Akademlslerung 

Im Zusammenhang mit den hier In Rede stehenden Fragen beruht vordergründig auf der 

wachsenden Komplexität in technischen und energetischen sowie bau- und 

umweltrechtlichen Fragen. Im Übrigen treffen diese Tatsachen auf nahezu alle 

EntWicklungen des praktischen Lebens zu. 

Der 3. Punkt einer kostenfreien Fördermaßnahme erschließt sich nicht. 

Der 4. Punkt einer angeblich bewährten Regelung ist wegen fehlender Statistik zur 

praktischen Relevanz nicht belegt. Zudem steht diese Behauptung, der aus Befragung aller 

Landesverbände des VBI entstammenden herrschenden Meinung, nach einer bundesweit 

VERBAND BERATENDER 

INGENIEURE 



fehlenden Relevanz entgegen. Unsere Recherche im Kollegenkreis ergab, dass die kleine 

Bauvorlageberechtigung zur Besitzstandswahrung bei der Einführung und Fortschreibung 

der Bauordnungen in den Alt-Bundesländern in den 70iger Jahren des vergangenen 

Jahrhunderts eingeführt worden ist. Die damals regionalen Bauvorlageberechtigungen 

zugunsten einzelner Maurermeister sollten damit geschützt werden sollten. 

Grundsätzlich sind aber danach keine neuen Bauvorlageberechtlgungen für Meister mehr 

erteilt worden. Damit müssten diese Altberechtigungen inzwischen nahezu alle erloschen 

sein bzw. eben keine Relevanz besitzen. 

Den im 5. Punkt im Ansatz als Katalog möglicher kleiner Bauvorhaben genannten 

Vorhaben, die den Rahmen einer kleinen Bauvorlage betreffen sollen, widersprechen wir 

ausdrücklich. Bauvorschriften aus den 70er Jahren, die Grundlage der Einführung der 

kleine Bauvorlage waren, haben rein gar nichts mehr mit den heute im Zusammenhang 

mit einem Bauantrag zu beachtenden Vorschriften und Regelungen zu tun. Sie waren sehr 

viel einfacher. Die heutigen Anforderungen aus dem Planungsrecht, dem 

Denkmalschutzrecht, den naturschutzrechtlIchen Vorschriften, den 

brandschutztechnischen Vorschriften, den Vorschriften bei Rückbau und Erdaushub im 

Hinblick auf den Umgang mit möglichen Kontaminationen durch Vorbebauung und 

Vornutzung, der Energieeinsparung, etc., die eben nicht nur für große Bauvorhaben, 

sondern eben auch für die genannten kleinen Bauvorhaben gelten, erfordern eine 

fundierte Architekten- oder Ingenieurausbildung, sowie zusätzlich hinlängliche 

baurechtliche Erfahrungen, die durch die im Antrag genannten Berufsgruppen im 

Regelfall nicht erfüllt werden können. Deshalb setzt die Erteilung der 

Bauvorlageberechtigung nicht nur ein erfolgreich absolviertes Studium voraus, sondern 

fordert zusätzlich noch den Nachweis einer mehrheitlich 3-jährigen praktischen Erfahrung 

durch nachgeWiesene Bearbeitung von Bauanträgen. 

Die im Punkt 6. aufgestellte Behauptung ist nicht nachvollziehbar. Egal wer Unterlagen 

zum Bauantrag bearbeitet und einen Bauantrag stellt, er wird den gleichen Aufwand 

betreiben müssen, um eine Baugenehmigung zu erwirken und hätte demzufolge auch die 

gleichen Kosten. Insofern wird es auch keine zusätzlichen Baumaßnahmen geben und 

damit werden auch keine zusätzlichen Verdienstmöglichkeiten entstehen. 

Die im 7. Punkt aufgeführte Beschränkung des beruflichen Werdeganges können wir 

weder nachvollziehen, noch können wir eine Gleichwertigkeit der Ausbildungen ableiten. 

Der Meisterbrief basiert auf nachgewiesenen handwerklichen Fähigkeiten und 

Fertigkeiten, den Nachweis der persönlichen Eignung und der kaufmännischen Sachkunde 

zur Führung eines Handwerksbetriebes. Der Bachelorgrad im Bauwesen basiert auf einem 

nachgewiesenen theoretischen Studium der Architektur oder des Bauingenieurwesens 

und auf hin längliche technische planungs- und baurechtliche sowie kaufmännische 

Sachkunde. Im Zusammenhang muss auch auf die Mindestanforderung der MINT-Fächer 
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im Studium verwiesen werden. Handwerkliche Fähigkeiten und Sachkunde sowie Eignung 

zur Führung eines Handwerksbetriebes werden hingegen nicht verlangt. 

3. Weitere Faktenlage und vers/cherungsrecht/lche Fragen: 

Es gab einen ähnlichen Antrag!Vorgang zur Einführung einer kleinen Bauvorlage im 

Rahmen der Novellierung der Bauordnung in Mecklenburg-Vorpommern aus 2014/2015, 

der nicht umgesetzt worden ist. Die Gesamtbegründung dafür haben wir nicht 

recherchiert. Jedoch liegt uns in diesem Zusammenhang eine Stellungnahme des 

Gesamtverbandes der Deutschen VerSicherungswirtschaft (GDV) vom 25.06.2015 vor, der 

auch den aktuell geltenden versicherungsrechtlIchen Sachstand ausführlich und prägnant 

darstellen dürfte (Anlage beigefügt). Das Fazit daraus lässt sich wie folgt zusammenfassen: 

Verbraucherwären bei einem Vertrag mit einem Handwerker, der Planung und Errichtung 

aus einer Hand anbietet gegen Planungsfehler nicht geschützt. Bei einem durch den 

Handwerker zu vertretenden Planungsfehler, der sich in einem Bauwerk bereits 

manifestiert hat, würden Verbraucher vollständig dem InsolvenzrIsiko des Handwerkers 

ausgesetzt sein. Denn die BetrIebshaftpflichtversicherung eines Handwerkers knüpft nicht 

an ein grundsätzliches Berufsrisiko aus Planungsfehlern wie bei Architekten und 

Ingenieuren an, sondern an die Risiken der konkret versicherten Handwerkerleistung. Das 

heißt, der Verslcherungsschutz für die Bauilusführung umfasst grundsätzlich keine 

mangelhafte Bauleistung. die auf Grund eines Planungsfehlers entstanden ist. Im 

Gegensatz dazu bedingt eine wirksame Berufshaftpflichtversicherung des 

Architekten/Ingenieurs zwingend die Trennung zwischen Planung und Bauausführung. 

Im Zusammenhang sei der Hinweis auf gängige Bauträgerverträge hingewiesen. Ohne das 

dieser Hinweis den Anspruch auf rechtliche Richtigkeit oder Vollständigkeit erhebt, ist es 

nach unserer Wahrnehmung bei solchen Verträgen im Regelfall so, dass ein 

bauvorlageberechtigter Architekt oder Ingenieur den jeweiligen Bauantrag erstellt und 

eben nicht der Bauträger selbst. 

Durch den GDV werden am Ende der Stellungnahme folgende Vorschläge gemacht: 

• In der Bauordnung solle die Versicherungspflicht der Bauvorlageberechtigten 
gestrichen werden. Das würde der Rechtslage in anderen Bundesländern 
entsprechen. 

• Handwerker können auf Grund der gesetzlichen Ermächtigung bereits jetzt 
Planung und Ausführung aus einer Hand anbieten. 

• Versicherungspflichten der Architekten und Ingenieure würden damit nicht 
kollidieren. 
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4. Zusammenfassung: 

Zum einen aus Gründen des Verbraucherschutzes aber auch zum Schutz der Meister und 

Techniker selbst bitten wir die kleine Bauvorlageberechtigung In der Bauordnung des 

Landes Sachsen-Anhalt nicht umzusetzen. 

Im Zusammenhang verweisen wir auf den in der Bauordnung bereits bestehenden Katalog 

der genehmigungsfreien Bauvorhaben. Einer Überprüfung, ob und wie weit dieser 

erweitert werden kann, stehen wir positiv gegenüber. 

Außerdem mächten wir anmerken, dass wir die Aufhebung der Meisterpflicht in 

Handwerksberufen für falsch halten und wir den Antrag Bayerns im Bundesrat zur 

Wiedereinführung der Meisterpflicht grundsätzlich für unterstOtzungswert halten. 

Mit freundliche~rüßen 

~~ 
Landesvorsitzender des VBI-Landesverbandes Sachsen-Anhalt 
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Zusammenfassung 
Die Versicherungswirtschaft begrüßt die mit dem Gesetzentwurf beabsichtigte 

Förderung der Nutzung emeuerbarer Energie und KlImaschutzes. 

Es bestehen jedoch Bedenken gegenüber der Einführung der vorgesehenen 
Versicherungspflicht für bauvorlageberechtigte Handwerker. Insbesondere bei 
der Planung und Ausführung eines Bauvorhabens steht für die Planungsfehler 
des Handwerkers am Markt kein Versicherungsschutz zur Verfügung. So ist 
keine den Architekten und Ingenieuren vergleichbare Absicherung für Mängel 
am Bauwerk durch mangelhafte Planung verfügbar. Darüber hinaus könnte der 
vorliegende Entwurf zu einer Versicherungspflicht von Architekten und Ingeni­
euren führen. die im Widerspruch zu Regelungen der Berufspflichten in Archi­
tekten- bzw. Ingenieurgesetzen und Berufsordnungen der Länder stehen. 

Die Versicherungswirtschaft spricht sich daher dafür aus, dass wenn eine Bau­
vortageberechtigung für Handwerker eingeführt werden soll, diese wie in den 
entsprechenden Regelungen andarer Bundesländem nicht an eine Versiche­
rungspflicht zu knüpfen. 
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1. Einleitung 

Der vorilegende Gesetzentwurf sieht eine Reform der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern vor. Diese Reform dient u. a. der Umsetzung 
verschiedener EU-Richtlinien. Die Versicherungswirtschaft begrüßt aus­
drücklich die In diesem Entwurf angestrebte Verbesserung der Nutzung 
von Emeuerbaren Energien und Förderung des Klimaschutzes. 

Der Gesetzentwurf sieht darüber hinaus in § 65 des Entwurfes zur Lan­
desbauordnung (LBO-Entw.) die Einführung einer kleinen Bauvorlagebe­
rechtlgung für Handwerker vor. In diesem Zusammenhang wird geregelt, 
dass der Bauvoriageberechtigte sich ausreichend gegen Haftpflichtan­
spruche aus der Tätigkeit als Bauvoriageberechtigte zu versichem hat. 
Die Versicherungspflicht stößt auf Bedenken seitens der Versicherungs­
wirtschaft, zu denen im Folgenden Stellung genommen werden soll. 

2. Einführung einer Versicherungspflicht für bauvorlagebe­
rechtlgte Handwerker (§ 65 LBO-Entw.) 

in § 65 Abs. 3 LBO-Entw. wird die Bauvorlageberechtigung für Handwer­
ker neu geregelt. So enthäH § 65 Abs. 3 S. 1 LBO-Entw. zunächst einen 
abschließenden Katalog von Bauvorhaben, für die diese eingeschränkte 
VorlageberechtIgung gelten soll, und die erforderiiche Qualifikation der 
vorlageberechtigten Handwerker. in Satz 2 wird die Bauvorlageberechti­
gung des Handwerkers an die Eintragung bel der Handwerkskammer 
Mecklenburg-Vorpommern geknüpft und schließlich In § 65 Abs. 3 S. 3 
LBO-Entw. die für Handwerker in S. 1 vorgesehene Bauvoriageberechti­
gung auf Architekten und Ingenieure erweitert. § 65 Abs. 3 S. 4 sieht 
schließlich für die Bauvorlageberechtigten eine Verpflichtung zur Fortbil­
dung und ausreichenden Versicherung vor. Dazu heißt es im Entwurf im 
Einzelnen: 

§65 
P) 1 Baworlagebarechligt für ( ... ) 
BallVQrlageberechtigt im Sinn des Satzes 1 sind dill Angehörigen der 

Fachrichtung Architektur, Hochbau oder Bauingenieurwesen, die an 
einer Hochschule, Fachhochschule oder gleichrangigen Bildungsein­
rIchtung das Studium erfolgreich abgeschlossen haben. Die Bauvor­
lageberechtigten sind verpflichtet, sich im Bereich des Baurechts fort­
zubilden und sich ausreichend gagen Haftpflichtansprüche, die aus 
der Tätigkeit als Bauvorlageberechtigte herrühren können, zu versi­
chern. ( ... ) 

Dieser Regelungsabschnitt führt nach Einschätzung der Versicherungs­
wirtschaft vor allem im Hinblick auf die Reichweite bzw. Verfügbarkeit des 
Versicherungsschutzes für bauvorlageberechtigte Handwerker sowie den 
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Adressatenkreis der Versicherungspflicht zu erheblichen Umsetzungs­
problemen. 

2.1 Reichweite und Verfügbarkeit des Versicherungsschutzes für 
bauvorlageberechtigte Handwerker 

Die Versicherungswirtschaft spricht sich gegen die Einführung einer Ver­
sicherunaspflicht fÜr bauyorlageberechtigte Handwerker aus. Zum einen 
ist davon auszugehen. dass es für diese Versicherungspfljcht für den 
Schwel"j!unkt der Tätigkeiten keinen verfÜgbaren Versicherungsschutz 
gibt. Zum anderen entspriCht dies der Rechtslage in den ilbrigen Bundes­
ländern und wird der Tatsache gerecht. dass anders als bei freiberuflicher 
Tätigkeit die betriebliche Absicherung wegen der Vielfalt der Betriebsrisi­
ken der individuellen Ausgestaltung vorbehalten bleibt. 

Im Einzelnen ist die vom Gesetzentwurf vorgesehene Versicherungspflicht 
im Hinblick auf bauvorlageberechtigte Handwerker differenziert zu be­
trachten. Es ist danach zu unterscheiden, ob der Handwerker an einem 
konkreten Bauvorhaben allein die Planung vornimmt oder seine Planung 
auch selbst umsetzt. 

2.1.1 Gesamthafte Projektbetreuung durch Planung und Ausführung 

Bei einer gesamthaften Projektbetreuung durch Planung und Ausführung 
aus einer Hand könnten sich Engpässe im Versicherungsschutz für den 
bauvorlageberechtigten Handwerker ergeben. Die Versicherungspflicht 
würde daher voraussichtlich zu einem faktischen Ausschluss dieser Fall­
konstellation führen, die gleichzeitig den vorrangigen Anwendungsfall der 
Bauvorlageberechtigung des Handwerkers, im Zuge einer Planung zur 
Vorbereitung seiner handwerklichen Tätigkeit darstellen dürfte. Denn bei 
Planung und Ausführung besteht im Rahmen der Betriebshaftpflicht des 
Handwerkers faktisch kein Versicherungsschutz für die mangelhafte Pla­
nungsleistung. 

Hier ist zunächst zu berücksichtigen, dass der Handwerker grundsätzlich 
im Rahmen einer Betriebshaftpflichtversicherung das Risiko seines Be­
triebes absichert. Anders als bei der Berufshaftpflichtversicherung für Ar­
chitekten und Ingenieure knüpft die Betriebshaftpflichtversicherung des 
Handwerkers nicht an ein grundsätzliches Berufsrisiko sondern an die 
Risiken des konkreten versicherten Betriebes an. Dieser Versicherungs­
schutz umfasst zwar grundsätzlich Planung und Umsetzung von Vorhaben 
durch Handwerker. Dies führt jedoch nicht zu Versicherungsschutz für 
mangelhafte Bauleistung aufgrund von Planungsfehlern, da es sich in bei­
den Abschnitten um nicht versicherte Erfüllungsleistungen handelt. 
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Der damit bestehende Versicherungsschutz unterscheidet sich signifikant 
von der Berufshaftpflichtversicherung für Architekten und I ngenieure. Dies 
beruht auf den grundlegenden Unterschieden der jeweils vertraglich ge­
schuldeten Erfüllungsleistung. Dem ist voranzustellen, dass die Haft­
pflichtversicherung lediglich Versicherungsschutz für gesetzliche Haft­
pflichtansprüche bietet. Vertraglich geschuldete Ansprüche auf Erfüllung 
(Erbringung der vertraglich geschuldeten Leistung) sind von der Haft­
pflichtversicherung nicht umfasst. So stellt die Berufshaftpflichtversiche­
rung für Architekten/Ingenieure zwingend auf eine Trennung zwischen der 
Planung und Umsetzung ab. Das heißt, dass sich die vertraglich geschul­
dete und damit nicht versicherte Erfüllung des Architekten/Ingenieurs auf 
diese planerische Tätigkeit beschränkt. Soweit sich also ein Planungsfeh­
ler im Rahmen der Umsetzung manifestiert, handelt es sich für Architekten 
und Ingenieure um einen versicherten Schaden im Rahmen gesetzlicher 
Haftpflicht. Bauvorhaben des Architekten/Ingenieurs mit Planung und Um­
setzung sind demgegenüber insgesamt vom Versicherungsschutz ausge­
schlossen. 

Abweichend davon stellen sich bei einem Handwerker mit Planung und 
Umsetzung eines Vorhabens beide Teilabschnitte als nicht versicherte 
Vertragserfüllung dar. Ist das Bauwerk also aufgrund eines Planungsfeh­
lers mangelhaft, so ist diese fehlerhafte Ausführung ebenfalls vertragliche 
Erfüllung. Das bedeutet, dass sowohl die Mängel der Planung als auch die 
Mängel an der Umsetzung durch den Handwerker von diesem auf eigene 
Kosten beseitigt werden müssen und nicht vom Versicherungsschutz der 
Betriebshaftpflichtversicherung umfasst sind. Im Ergebnis ist der Bauherr 
ist bei Planung des Handwerkers bezogen auf die Folgen der Pla­
nungsfehler (anders als bei Architekten und Ingenieuren) vollständig 
dem Insolvenzrisiko das Handwerkers ausgesetzt. Die gesetzliche 
Versicherungspflicht schließt daher eine solche Planung und Ausführung 
aus einer Hand im Rahmen seiner Bauvorlageberechtigung mangels Ver­
fügbarkeit des vorgeschriebenen Versicherungsschutzes aus. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass durch die Beschränkung des 
Versicherungsschutzes des Handwerkes auf das konkrete Betriebsrisiko, 
der Versicherungsschutz nur für Schäden innerhalb dessen besteht. Das 
heißt, dass soweit sich die Planung des Bauvorhabens auf Gewerke er­
streckt, die nicht vom Betriebsrisiko erfasst sind (z. B. Installationstätigkeit 
bei Dachdeckermeister), insoweit auch kein Versicherungsschutz besteht. 
Soweit also über die eigene Ausführung des Handwerkers hinaus von ihm 
geplant wird, ist ein zusätzlicher Versicherungsschutz erforderlich (vgl. 
dazu 2.1.2). Hier könnte es zusätzlich zu Versicherungslücken kommen. 
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2.1.2 Beschränkung der Tätigkeit die Planung eines konkreten Bau­
werks 

Beschränkt der Handwerker seine Tätigkeit auf die Planung eines konkre­
ten Bauvorhabens, so wird die dafür erforderliche Abslcherung des Hand­
werkers nur vereinzelt ähnlich der Berufshaftpflichtversicherung für Archi­
tekten und Ingenieure verfügbar sein. Es kann nicht ausgeschlossen wer­
den, dass es Insoweit in der Praxis ebenfalls zu Engpässen bei der Um­
setzung dieser Versicherungspflichten für Handwerker kommen kann. 

2.2 Unklarheit bezüglich der Regelung der Versicherungspflicht 

Die Versicherunaswirtschaft spricht sich dafür eus. keine versicherungs­
pflicht für Architekten uml Ingenieure Im Regelunaszusammenhana mit 
der Bauvorlageberechtigung aufzunehmen. Diese Berufsgruppen sind 
bereits aufgrund der Landesarchjtekten- und Landesingenleuraesetze 
bzw. 8aukammemesetze und Landesberufsordnungen zur Abslcheruna 
der Berufsrisiken verpflichtet. Es besteht insoweit also kein Reqelungsbe­
darf, während demgegenüber eine zusätzliche Regelung von Verslche­
runasofllchte In der Landesbauordnuna zu RechtsunsicherheIten kollidie­
render Rechtspfljchten führen, 

So scheint die Regelung zur Versicherungspflicht nicht nur auf die bauvor­
lageberechtigten Handwerker, sondern auf alle Bauvorlageberechtigten 
bezogen zu sein. In der Begründung wird hier vom Regelungsgeber auf 
ein Gebot zur Gleichbehandlung verwiesen (vgl. LBO-Entw., S. 52). Dies 
erscheint zum einen wegen der Im Übrigen auf bauvorlageberechtigte 
Handwerker bezogenen Regelungsabschnitt etwas irreführend. Vor allem 
aber können sich daraus Widersprüche zu anderen Vorschriften über Ver­
sicherungspflichten für Architekten und Ingenieure (z.B. Baukammerge­
setze, Landesarchitektengesetze, Landesingenieurgesetze, Berufsord­
nungen) ergeben. Die damit entstehende Rechtsunsicherheit sollte zu­
mindest durch die Aufnahme einer Subsidiaritätsregelung vennieden wer­
den. So könnte sich die Geltung der Vorschrift darauf beschränkt werden, 
soweit aus anderen Vorschriften nichts Abweichendes folgt. 

2.3 Unbestimmtheit der Versicherungspflicht 

Ein .ausreichender" Versicherungsschutz erscheint hinsichtlich seiner 
Bestimmtheit und Bestimmbarkeit nicht ganz unproblematisch. Wir begru­
ßen es daher sehr, dass in § 85 LBO-Entw. eine Ermächtigungsgrundlage 
zur Konkretisierung der Versicherungspflicht vorgesehen ist. Wir weisen 
jedoch in diesem Zusammenhang nochmals darauf hin, dass Handwerker 
regelmäßig im Rahmen einer Betriebshaftpflichtversicherung abgesichert 
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werden, so dass die vorgesehene Ermächtigung im Hinblick auf Berufs­
haftpflichtversicherungen zu kurz greift. 

2.4 Fazit 

Die Versicherungswirtschaft regt die Streichung dar bisher vorgese­
henen Versicherungspflicht für Bauvorlageberechtlgen an. Dies ent­
spricht der Rechtslage in den übrigen Bundesländern und würde die 
Voraussetzungen dafür eröffnen, dass Handwerller aufgrund der ge­
setzlichen Ermächtigung aus einer Hand Planung und Ausführung 
vornehmen können. Gleichzeitig wäre gewährleistet, dass es im Hin­
blick auf bestehende Versicherungspflichten der Architekten und 
Ingenieure nicht zu kollidierenden Rechtspflichten kommt 

Berlin, den 25.06.2015 
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Magdeburg, 13. März 2019 

Stellungnahme zum Antrag "Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberech­
tigung für Meister und Techniker" (Drs. 7/3380) 

Bezug: Ihre Einladung vom 31. Januar 2019 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Büttner, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

vielen Dank für die Möglichkeit, zur Frage der "kleinen Bauvorlageberechtigung" Stei­
lung nehmen zu können. 

Aus Umfragen bei unseren Mitgliedern sehen wir derzeit keinen dringenden Hand­
lungsbedarf zur Änderung der Rechtslage. Gleichwohl muss auch im ländlichen Raum 
sichergestellt werden, dass eine ortsnahe Genehmigung von in der Regel kleinen Bau­
vorhaben gewährleistet ist. Insofern können wir nicht von vornherein ausschließen, 
dass es für eine solche "kleine Bauvorlagenberechtigung" ganz praktische Gründe ge­
ben kann. 

Es erscheint uns deshalb angebracht, eine genauere Prüfung des Vorhabens seitens 
des Landes vorzunehmen. 



2 

Das Land ist oberste Bauaufsichtsbehörde und kann damit auch Gesetzentwürfe vor­
bereiten und regeln, welche Voraussetzungen für die Einreichung von Bauvorlagen 
erfüllt sein müssen. 

Für uns ist hierbei wichtig, dass dies keinen zusätzlichen Aufwand für die unteren Bau­
aufsichtsbehörden verursacht. Insbesondere ist sicherzustellen, dass von den Bauvor­
lageberechtigten die Qualität der Bauvorlagen gewährleistet wird und die baupla­
nungs- und bauordnungsrechtlichen sowie die übrigen öffentlich-rechtlichen und tech­
nischen Vorgaben vollständig beachtet werden. 

Wir plädieren deshalb für klare Regelungen, die auch den regionalen Bedürfnissen 
des Landes Sachsen-Anhalt Rechnung tragen. 

, 
n [eindecker 

esgeschäftsführer 
dte- und Gemeindebund 

Sachsen-Anhalt 

Heinz-Lothar Theel 
Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
Landkreistag Sachsen-Anhalt 



Landtag von Sachsen-Anhalt 
Ausschuss fOr Landesentwicklung 
und Verkehr 

Vorlage 16 
Drs.713380 
15.03.2019 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlageberechtigung für Meister und Tech­
niker 

• Stellungnahme des Architekten Dipl.-Ing. Herrn Dieter Lehmann 

- Übergabe in der 31. Sitzung des Ausschusses fOr Landesentwicklung und 
Verkehr am 14.03.2019 -

Jacqueline Kriener 
Ausschussdienst 

Verteiler: 

Ausschuss für Landesentwicklung und Verkehr 
Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr 
Ausschuss für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung 
Fraktionen - ReferenUReferentin 
GBD 
Dokumentation 
23 

(Verteilt am 15.03.2019) 



Dipl.-Ing. Dieter Lehmann -Architekt 
Herderstraße 9 
06114 Halle (Saale) 

Das Handwerk stärken - Kleine Bauvorlagenberechtigung für Meister und Techniker 

Antrag der AfD-Fraktion It. Drucksache 7/3380 - Anhörung im Landtag am 14.03.2019 

Anrede, 

mit meiner praktischen Ausbildung als Maurer und anschließendem Studium bin ich nun­

mehr seit ca. 60 Jahren im Baugeschehen unterwegs, davon bis heute 37 Jahre als frei­

schaffender Architekt tätig und Mitglied der Architektenkammer Sachsen-Anhalt. 

In diesen 37 Jahren bin ich mit vielen Meisterbetrieben in Berührung gekommen und kann 

die Einschätzung der Handwerkskammern Halle und Magdeburg gemäß ihrer stellung­

nahme vom 17. Januar 2019, die Ihnen sicherlich vorliegt, im Hinblick auf fachliche Kom­

petenz der Handwerksmeister nur bestätigen. 

So habe ich in dieser Zeit auch die Anforderungen der unterschiedlichsten Bauordnungen 

einzelner Bundesländer kennengelernt und damit auch die nicht immer einheitlichen Be­

stimmungen zur Bauvorlageberechtigung. Als Mitglied einer AK war es in einigen Ländern 

unproblematisch Bauanträge zu stellen, andere Länder verlangten eine zusätzliche Ein­

tragung als "auswärtiges Mitglied". 

Bis zur politischen Wende gab es in der BRD 11 Bundesländer mit 11 unterschiedlichen 

Bauordnungen, nach der Wende, noch von der Volkskammer verabschiedet, ein für alle 

neuen Bundesländer geltendes Gesetz über die Bauordnung. 

Am 23.06.1994, also vor 25 Jahren, gab sich das Land Sachsen-Anhalt eine eigene Bau­

ordnung, die dann auch für einige Jahre gültig blieb. Diverse Novellierungen folgten, sie 

alle orientierten sich am Bundesrecht der Musterbauordnung (MBO - erstmals 1959, also 

vor 60 Jahren, von den Bauministern beschlossen). 

Telefon: (0345) 2 83 35 38 oder 2 0217 43 
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Ble NOLADE21 HAL 



Dlpl.-Ing. Dleter Lehmann -Architekt 

Herderstraße 9 
06114 Halle (Saale) 

Ein Paradigmenwechsel erfolgte mit der Novellierung der BauO LSA im Jahre 2005. Die 

sogenannte "Schlusspunkttheorie", d.h. mit einer Baugenehmigung sind alle im Zusam­

menhang mit der Maßnahme stehenden rechtlichen Belange von der Genehmigungs­

behörde geprüft, wurde verlassen und damit dem Bauherrn, bzw. seinem Erfüllungs­

gehilfen ein Stück weit zusätzliche Verantwortung zugewiesen, gleichzeitig sollten hier­

durch die Genehmigungsverfahren beschleunigt werden. 

Bis heute ist es nicht gelungen, das Baurecht in Deutschland zu vereinheitlichen, wie 

unser Thema "Kleine Bauvorlagenverordnung" deutlich macht. 

Im Jahr 2015 wurde ich von der HWK Halle angesprochen, ob ich bereit wäre, angehende 

Zimmermeister bei ihrer Ausbildung in den Fächern Entwurfslehre und Genehmigungspla­

nung zu unterrichten. 

Nach einer bundesweit gültigen Verordnung zur Ausbildung von Meistern des Zimmer­

handwerks gehört zum Ausbildungsplan eine sehr umfangreiche Ausbildung zur Planung 

von Holzbauwerken 

- mit Entwurfs- und Genehmigungsplanung für ein behördliches Genehmigungsverfahren 

- Werk- und Detailplanung bis zur Ausführungsreife. 

Unter Berücksichtigung der vorgeschilderten Aspekte zum Thema "Schlusspunkttheorie" 

versteht es sich von selbst, dass im Rahmen der Ausbildung auch die Belange der Bau­

leitplanung wie auch des sogenannten "Baunebenrechts"mit behandelt werden müssen. 

Diese Wissensvermittlung geht nach §4 ZimMstrV ein in ein Meisterprüfungsprojekt. 

Im Zusammenhang mit der Vorbereitung meiner Vorlesungen für die Teilnehmer des Vor­

bereitungskurses auf die Meisterprüfung bin ich beim Thema "Entwurfsverfasser" und 

"Bauvorlageberechtigung" auf die unklaren Regelungen bei den Vorschriften der Landes­

bauordnungen gestoßen. 

Wenn von einem Prüfling laut Verordnung 

• die Erstellung von Planungsunterlagen für ein baubehördliches Antragsverfahren 

gefordert wird, muss im Unterricht im Rahmen der Entwurfslehre auch definiert werden, 

welche Bauwerke von den zukünftigen Zimmermeistern geplant und zur Genehmigung 

vorgelegt werden können. 
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Dipl.·lng. Dleter Lehmann • Architekt 

Herderstraße 9 
06114 Halle (Saale) 

Hier habe ich in der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt keine belastbare Aussage 

gefunden, weitere Recherchen in den entsprechenden Bauordnungen anderer Bundes­

länder geben ebenfalls kein klares Bild 

Bauvorlageberechtigung nach Musterbauordnung (Bundesrecht) 

§ 65MBO 

Bauvorlageberechtigung 

(1) Bauvortagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und Änderung von Gebäuden 

müssen von einem Entwurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist. 

Dies gilt nicht 

1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkrl:lften mit anderer Ausbildung als 

nach Abs. 2 verfasst werden, und 

2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben. 

Nach Abs. 2 ist bauvorlageberechtigt wer 

1. die Berufsbezeichnung "Architekt" führen darf, 

2. in die von der Ingenieurkammer ... geführte Liste der Bauvorlageberechtigten 

eingetragen ist, Eintragungen anderer Ll:lnder gelten auch im Land .... 

3. die Berufsbezeichnung "Innenarchitekt" führen darf, für die mit der Berufsaufgabe 

des Innenarchitekten verbundenen baulichen Änderungen von Gebäuden, oder 

4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung 

Architektur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens zwei 

Jahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist und 

Bediensteter einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist, für die dienstliche 

Tätigkeit. 

Entwurf und Bauvorlageberechtigung Sachsen-Anhalt 

geregelt in der Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) 

§ 53 

Entwurfsverfasser oder Entwurfsverfasserin 

(1) Der Entwurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin muss nach Sachkunde und Erfah­

rung zur Vorbereitung des jeweiligen Bauvorhabens geeignet sein. Er oder sie ist für die 
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Dipl.·lng. Dieter Lehmann • Architekt 
Heroerslraße 9 
06114 Halle (Saale) 

Vollständigkeit und Brauchbarkeit seines oder ihres Entwurfs verantwortlich. Der Ent­

wurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin hat dafür zu sorgen, dass die für die Aus­

führung notwendigen Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen den 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. 

(2) Hat der Entwurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin auf einzelnen Fachgebieten 

nicht die erforderliche Sachkunde und Erfahrung, so sind geeignete Fachplaner oder 

Fachplanerinnen heranzuziehen. Diese sind für die von ihnen gefertigten Unterlagen, die 

sie zu unterzeichnen haben, verantwortlich. Für das ordnungsgemäße Ineinandergreifen 

aller Fachplanungen bleibt der Entwurfsverfasser oder die Entwurfsverfasserin verant­

wortlich. 

§64 

Bauvorlageberechtigung 

(1) Bauvorlagen für die nicht verfahrensfreie Errichtung und Änderung von Gebäuden 

müssen von einem Entwurfsverfasser oder einer Entwurfsverfasserin unterschrieben sein, 

der oder die bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht für 

1. Bauvorlagen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als nach 

Absatz 2 verfasst werden, und 

2. geringfügige oder technisch einfache Bauvorhaben. 

Eine Definition der Begriffe "geringfügig" und "technisch einfach" enthält das 

Gesetz nicht EInzelfallprüfung und damit Ermessen der Behörde bzw. der 

Sachbearbeiter sind angesagt 

In der sogenannten Kleinen Bauvorlageberechtigung, die allerdings nicht in allen 

Bundesländern gilt, sind die zulässigen Maßnahmen für Handwerksmeister des Bau­

hauptgewerbes aufgelistet. Geht man davon aus, dass nach dem Grundsatz der Gleich­

behandlung gleiches Recht in allen Bundesländern gilt, sollten die in der .Kleinen Bauvor­

lageberechtigung" aufgelisteten Vorhaben auch in Sachsen-Anhalt durch Handwerksmei­

ster des Bauhauptgewerkes beantragt werden können. 
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Dipl.-Ing. Dieter Lehmann -Architekt 
Herderstraße 9 
06114 Halle (Saale) 

Die Kleine Bauvorlageberechtigung gilt in den Bundesländern Bayern, Baden-Würt­

temberg, Berlin, Hamburg, Bremen, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein und 

sagt u.a. aus. 

Die kleine Bauvorlagenberechtigung gilt für 

• Wohngebäude unter 200 m2
, mit nicht mehr als zwei Wohnungen 

• gewerbliche Gebäude unter 200 m2 Brutto-Grundfläche, die eingeschossig sind 

• landwirtschaftliche Betriebsgebäude unter 200 m2 Brutto-Grundfläche, die unter die 

Gebäudeklassen 1-3 fallen 

• Garagen mit weniger als 200 m2 Nutzfläche .... 

Meines Erachtens könnte die Unstimmigkeit im Sinne des Antrages relativ einfach geheilt 

werden 

1. Verständliche Klärung, was im § 64 BauD LSA unter den Begriffen unter Absatz 1, 

Satz 1 und 2 zu verstehen ist und 

2. wie könnte eine im Antrag der AfD Fraktion benannte baufachliche Weiterbildungs­

maßnahme gestaltet sein. 
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